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Gele: Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— NI. 20. 


(Nr. 4226.) Geſetz, betreffend die Einführung der Konkurs⸗Ordnung in den Landestheilen, agree, = u 
in welchen das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichts-Ord⸗ ee u neee, 
nung Geſetzeskraft Daher Vom 8. Mai 1855. 5 „ 

Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von, 

Preußen ꝛc. 2e. 1 g 5 | 


verordnen für diejenigen Landestheile, in welchen das Allgemeine Landrecht und 

die Allgemeine Gerichts-Ordnung Geſetzeskraft haben, unter Zuſtimmung der 
Kammern, was folgt: a 

i Artikel J. 


Die Konkurs⸗Ordnung tritt in den Landestheilen, in welchen das Allge⸗ 
meine Landrecht und die Allgemeine Gerichts-Ordnung Geſetzeskraft haben, mit 
dem 1. Oktober 1855. in Kraft. . i 

Artikel II. f f 

Mit dieſem Zeitpunkte (Artikel I.) werden außer Wirkſamkkeit geſetzt: alle 
der Konkurs⸗Ordnung entgegenſtehende Beſtimmungen, ſie moͤgen in allgemeinen 
Landesgeſetzen und Verordnungen, oder in beſonderen Geſetzen enthalten ſein. 

Dahin gehoͤren namentlich die Titel 47. 48. 49. und 50., ſowie der 
zweite Abſchnitt des Titels 51. Theil I. der Allgemeinen Gerichts-Ordnung, nebſt 
allen ergaͤnzenden, abaͤndernden und erlaͤuternden Beſtimmungen. 


j Artikel III. 

Wo in irgend einem Geſetze auf die hiernach (Artikel IL) außer Wirk⸗ 
ſamkeit geſetzten Vorſchriften verwieſen wird, treten die Vorſchriften der Kon⸗ 
kurs⸗Ordnung an deren Stelle. 85 

Insbeſondere ſind in den Faͤllen, in welchen 
theilung der Zulaͤnglichkeit einer Sicherheitsbeſtellung auf die Beſtimmungen der 
$$. 16. bis 23. Titel 47. Theil I. der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Bezug 
nehmen, an deren Stelle die in dem H. 429. der Konkurs⸗Ordnung enthaltenen 
Vorſchriften maaßgebend. ö f 1 
Jahrgang 1855. (Nr. 4226. 44 ö Ar⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 14. Juni 4855, 


die Geſetze wegen Beur⸗ 


_ 


Artikel IV. | 


Wenn vor dem 1. Oktober 1855. ein Konkurs» oder erbſchaftlicher Li⸗ 
quidationsprozeß bereits eröffnet, oder ein Prioritaͤtsverfahren eingeleitet iſt, fo 
kommen in demſelben die Beſtimmungen der Konkurs-Ordnung nicht zur An⸗ 
wendung, vielmehr iſt das Verfahren lediglich nach den bisherigen Vorſchriften 
fortzufuͤhren und zu beendigen. 

Daſſelbe findet bei nothwendigen Subhaſtationen ſtatt, wenn der Erlaß 
des Subhaſtationspatents vor dem 1. Oktober 1855. verfuͤgt worden iſt. 

Bei dem Prioritaͤtsverfahren uͤber Beſoldungen und andere an die Perſon 
des Schuldners gebundene fortlaufende Einkuͤnfte bleiben die bisherigen Vor: 
ſchriften nur noch fuͤr die Vertheilung der Einkuͤnfte des Jahres 1855. in Kraft. 


Artikel V. ö 
Wird ein Konkurs- oder Prioritaͤtsverfahren erſt am 1. Oktober 1855. 
oder nach dieſem Tage eroͤffnet, ſo treten in demſelben die Beſtimmungen der 
Konkurs⸗Ordnung auch inſofern ein, als es ſich darum handelt, zu entſcheiden, 
ob und welches Vorrecht den ſchon vorher entſtandenen Forderungen gebuͤhrt. 


Artikel VI. 


= Die Friſt, binnen welcher die Forderungen der Kinder und der Pflege: 
befohlenen des Gemeinſchuldners behufs Erhaltung des Vorzugsrechts derſelben 
gerichtlich geltend gemacht werden muͤſſen (H. 81. der Konkurs⸗Ordnung), wird 
erſt vom 1. Oktober 1855. an gerechnet, wenn der Zeitpunkt, mit welchem der 
Lauf der Friſt nach den Beſtimmungen der Konkurs-Ordnung beginnt, ſchon 
fruͤher eingetreten iſt. g 
f Artikel VII. 

Die bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen über die Vindikationsanſpruͤche 
und Vorzugsrechte der Ehefrau des Gemeinſchuldners im Konkurſe bleiben noch 
waͤhrend der Dauer eines Jahres, von dem 1. Oktober 1855. an gerechnet, in 
Kraft und in jedem Konkurs⸗ oder Prioritaͤtsverfahren maaßgebend, welches 
innerhalb dieſes einjaͤhrigen Zeitraums eroͤffnet wird. 

Zugleich iſt die Ehefrau eines Handelsmannes, Schiffsrheders oder Fabrik⸗ 
beſitzers bis zum Ablaufe des einjährigen Zeitraums berechtigt, wegen ihres vor 
dem 1. Oktober 1855. geſetzlich in die Verwaltung des Mannes gekommenen 
Vermoͤgens, auch ohne den Nachweis der Wahrſcheinlichkeit eines bevorſtehenden 
Verluſtes, von dem Manne beſondere Sicherheitsbeſtellung zu verlangen, oder 
nach ihrer Wahl daſſelbe zur eigenen Verwaltung zuruͤckzufordern. 


Artikel VIII. 


Die Beſtimmungen in den HH. 261. bis 265. Titel 1. Theil II. des All⸗ 
gemeinen Landrechts uͤber die Rechte der Ehefrau an dem aus dem Konkurſe 
ihres Mannes geretteten eingebrachten Vermögen bleiben in Kraft, wogegen die 
Hö. 266. bis 208. a, a. O. aufgehoben werden. 


* 
Ar⸗ 
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Artikel IX. 


Die in den HH. 500. bis 506. Titel 16. Theil I. des Allgemeinen Land⸗ 
rechts enthaltenen Beſtimmungen uͤber das Abſonderungsrecht der Erbſchafts⸗ 
(dubiger in dem Konkurſe über das Vermoͤgen des Erben finden auch auf 
egatare Anwendung. i : 


Artikel X. 


Unter den im $. 49. der Konkurs⸗Ordnung genannten gemeinen Laſten 
find nur die im H. 48. Titel 1. der Hypotheken-Ordnung vom 20. Dezember 
1783. bezeichneten zu verſtehen. 


Artikel XI. 


Außer den in dem Allgemeinen Landrecht und in anderen Guͤltigkeit behal⸗ 
tenden Geſetzen aufgeführten geſetzlichen Titeln zum Pfandrecht bleiben nur noch 
folgende ferner in Kraft: 8 ö 

1) für den Fiskus und die mit fiskaliſchen Rechten verſehenen Anſtalten in 
dem Vermögen ihrer Schuldner wegen aller Anſpruͤche an dieſelben, mit 
Ausnahme der Geldſtrafen; a 

2) für die Gemeinde-, Kreis- und Provinzialverbaͤnde, die landſchaftlichen 
Kreditverbaͤnde, die Domkapitel, Kollegiatſtifter, Kloͤſter, Kirchen, Schu⸗ 
len und milden Stiftungen, in dem Vermögen ihrer verwaltenden Beam⸗ 
ten wegen der Anſpruͤche aus der Verwaltung, ingleichen in dem Ver⸗ 
mögen ihrer Mitkontrahenten wegen der Anſpruͤche aus den mit denſel⸗ 
ben geſchloſſenen Kontrakten; 

3) fuͤr die Dienſtherrſchaften in dem Vermoͤgen ihrer Hausoffizianten und 
Dienſtboten wegen der denſelben zum Behuf ihrer Dienſtverrichtungen 
anvertrauten Gelder und Effekten; 

4) fuͤr die Konkursmaſſen in dem Vermoͤgen der dieſelben verwaltenden Per⸗ 
ſonen wegen der Anſpruͤche aus der Verwaltung. | 

Artikel XII. : 

Der geſetzliche Titel zum Pfandrecht, welcher der Ehefrau in dem Ver⸗ 
moͤgen ihres Ehemannes zuſteht, iſt vom 1. Oktober 1855. an dahin beſchraͤnkt, 
daß die Ehefrau nur die Befugniß hat, ihre Anſpruͤche wegen des geſetzlich in 
die Verwaltung des Mannes gekommenen Vermögens innerhalb eines Jahres 
nach dem Beginn der Verwaltung des Mannes in das Hypothekenbuch uͤber 
die Grundſtuͤcke deſſelben eintragen zu laſſen. i 

Erwirbt der Ehemann erft nach dem Beginn feiner Verwaltung des 
Vermoͤgens der Ehefrau Grundſtuͤcke, ſo kann die Ehefrau noch binnen Jah⸗ 
resfriſt feit der Erwerbung der Grundſtuͤcke ihre Anſpruͤche in das Hypotheken⸗ 
buch derſelben eintragen laſſen. 1 ; 

Hat jedoch die Ehefrau einen geſetzlichen Titel zum Pfandrecht ſchon vor 
dem 1. Oktober 1855. erworben, fo kann fie von demſelben noch während der 
Dauer eines Jahres, von dem gedachten Tage an gerechnet, nach Maaßgabe 
der bisherigen Vorſchriften Gebrauch machen. 

(Ir. 4226.) = Ar⸗ 
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Artikel XIII. 


In der Stadt Danzig und deren ehemaligem Gebiete kann fortan ein 
Pfandrecht nur nach den geltenden allgemeinen Vorſchriften beſtellt werden. 

Die entgegenſtehenden Beſtimmungen des Statutarrechts, namentlich des 
Jus Culmense ex ultima revisione Buch 4. Titel 4. Kapitel 4. und 8,, 
werden aufgehoben. g 8 
a Artikel XIV. | 

Zu den Fabrikbeſitzern find nicht zu rechnen: Gutsbeſitzer, welche ein 
Handelsgeſchaͤft nur als landwirthſchaftliches Nebengewerbe betreiben. 


Artikel XV. 


f In den beſonderen Rechten und Privilegien der beſtehenden Kreditver⸗ 
baͤnde bei der Sequeſtration und Subhaſtation der zu denſelben gehörigen Guͤ⸗ 
ter wird durch die Beſtimmungen der Konkurs⸗Ordnung nichts geändert. 


Artikel XVI. 


a Bei der nothwendigen Subhaſtation von Seeſchiffen und anderen zur 

r beſtimmten Schiffsgefaͤßen iſt nach folgenden Beſtimmungen zu 

verfahren: i 
1) Das Subhaſtationspatent muß durch dreimalige Einruͤckung in den An⸗ 
zeiger des Regierungs⸗Amtsblattes dergeſtalt bekannt gemacht werden, 
daß von der letzten Einruͤckung an bis zum Verkaufstermin eine volle 
Woche frei bleibt. Außerdem iſt das Subhaſtationspatent durch Anfchlag 
an dem gewoͤhnlichen Verſammlungsorte der Kaufleute, ſowie durch An⸗ 
ſchlag in benachbarten Haͤfen und Seeplaͤtzen bekannt zu machen. Ob 
noch anderweite Bekanntmachungen, insbeſondere durch inlaͤndiſche oder 
auslaͤndiſche Zeitungen, ſtattfinden ſollen, hat das Gericht nach den Um⸗ 
ſtaͤnden zu ermeſſen. 

2) Die Friſt zur nothwendigen Subhaſtation betraͤgt vierzehn Tage bis drei 
Monate, je nach dem Ermeſſen des Gerichts in den einzelnen Faͤllen. 
Die Friſt wird von dem Tage an gerechnet, wo die Bekanntmachung 
des Subhaſtationspatents zum erſten Male in dem Anzeiger des Regie⸗ 
rungs⸗Amtsblattes erſcheint. 2 

3) Während des Laufes der Subhaſtationsfriſt muß das Schiff der Regel 
nach im Hafen liegen bleiben. Wenn es jedoch die Handelskonjunktur 
und das Beſte der Intereſſenten rathſam erſcheinen laͤßt, daß das Schiff 
in dieſer Zwiſchenzeit eine neue Fahrt antritt, ſo kann ſolches auf den 
Antrag der Intereſſenten von dem Gericht geſtattet, es muß jedoch als⸗ 
dann fuͤr eine gehoͤrige Verſicherung des Schiffs und des Frachtgeldes 
geſorgt werden. a 

: Artikel XVII. 5 


iM Die Rechtswohlthat der Guͤterabtretung findet in der Folge nicht ftatt. 
Artikel XVIII. \ 


Die Beſtimmungen über die Ermäßigung der im Konkurſe und a 
aft⸗ 
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bogen Liquidationsprozeß nach den Geſetzen vom 10. Mai 1851. und 
9. Mai 1854. zu erhebenden Gerichtskoſten werden durch Königliche Verord⸗ 
nung getroffen. 

Vor Ablauf von drei Jahren wird e den e zur verfaſ⸗ 
ſungsmaͤßigen Genehmigung vorgelegt. 

Urkundlich unter Hals, Hoͤchſteigenhaͤndigen unterſchrif und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 8. Mai 1855. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Fuͤr den Miniſter für die landwirth⸗ 
j | 90 8 0 ſchaftlichen Angelegenheiten: f 


v. Manteuffel. 


(Nr. 4227.) Konkurs-Ordnung. Vom 8. Mai 1855. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


Erſter Titel. 
Von den Rechtsverhältniſſen im Konkurſe. 


Erſter Abſchnitt. 
. und Wirkungen des Konkurſes im Allgemeinen. 


Ga 
Der Konkurs erſtreckt ſich auf das geſammte der Exekution unterliegende 
Vermoͤgen, welches der Gemeinſchuldner zur Zeit der Eroͤffnung des Konkurſes 
beſitzt oder waͤhrend der Dauer des Konkurſes er langt. s 
Ein Konkurs, welcher ſich auf einen Theil des Vermoͤgens des Gemein⸗ 
ſchuldners beſchraͤnkt (Partikular-Konkurs), kann nur in den durch das gegen⸗ 
waͤrtige Geſetz ausdruͤcklich beſtimmten Fallen eintreten. 


§. 2. | 
Die Konkursmaſſe ($. 1.) hat die Beſtimmung, zur Befriedigung aller 
zur Zeit der Konfurseröffnung vorhandenen Gläubiger des Gemeinſchuldners 


zu dienen. ; 
Die Forderungen der Gläubiger, welchen ein Abſonderungsrecht 1 55 


(Nr. nd ehung 
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ſehung einzelner Theile der Konkursmaſſe zuſteht, werden abgefondert erörtert 
und befriedigt. . STE br ö 

In das Konkursverfahren haben ſich nur die perſoͤnlichen Glaͤubiger des 
Gemeinſchuldners einzulaſſen, welche ihre Befriedigung aus der gemeinſchaft⸗ 
lichen Konkursmaſſe ſuchen (Konkursglaͤubiger). 


* H. 3. 
Ein Unterſchied zwiſchen inlaͤndiſchen und auslaͤndiſchen Glaͤubigern fin 
det nicht ſtatt. a 
a Wenn jedoch in dem Staate, welchem ein auslaͤndiſcher Glaͤubiger an⸗ 
gehoͤrt, in gleichen Faͤllen den dieſſeitigen Unterthanen nicht gleiches Recht, wie 
den Angehörigen jenes Staats gewährt wird, fo tritt die Retorſion ein. Die⸗ 
ſelbe trifft auch Inlaͤnder, welchen auslaͤndiſche Glaͤubiger ihre Forderungen 
erſt zu einer Zeit eedirt haben, in welcher bereits von dem Gemeinſchuldner die 
Zahlungen eingeſtellt waren, oder in welcher bereits der Gemeinſchuldner die 
Unzulaͤnglichkeit feines Vermoͤgens bei dem Gericht angezeigt oder ein Gläubi- 
ger deſſelben die Konkurseroͤffnung beantragt hatte. 


H. 4. 

Mit dem Zeitpunkte der Konkurseroͤffnung verliert der Gemeinſchuldner 
von Rechtswegen die Befugniß, ſein zur Konkursmaſſe gehoͤrendes Vermoͤgen zu 
verwalten und uͤber daſſelbe zu verfuͤgen. i i 

Das Verwaltungs⸗ und Verfuͤgungsrecht wird durch die Geſammtheit 
der Konkursglaͤubiger (Glaͤubigerſchaft) an Stelle des Gemeinſchuldners aus— 
geuͤbt. Zu dieſem Behuf erfolgt die Beſtellung eines Verwalters der Kon⸗ 
kursmaſſe. f 

H. 5. 


Alle Verfuͤgüngen und Rechtshandlungen, welche der Gemeinſchuldner 
nach der Konkurseroͤffnung vornimmt, ſind in Beziehung auf die Glaͤubiger⸗ 
ſchaft nichtig, namentlich alle eingegangene Verbindlichkeiten, alle geleiſtete Zah⸗ 
lungen, alle den einzelnen Glaͤubigern eingeraͤumte Pfandrechte und Hypothe⸗ 
kenrechte, alle vorgenommene Veraͤußerungen, Verſchreibungen, Befreiungen 
und Entſagungen. i 

Dasjenige, was der Gemeinſchuldner in Folge ſolcher Geſchaͤfte geleiſtet 
hat, kann zur Konkursmaſſe zuruͤckgefordert werden; jedoch bleiben dem dritten 
redlichen Beſitzer die aus dem redlichen Beſitze entſpringenden Rechte vorbehalten. 


o 
Von allen Verfuͤgungen und Rechtshandlungen des Gemeinſchuldners, 
welche an dem Tage der Konkurseröffnung vorgenommen ſind, gilt bis zum 
Beweiſe des Gegentheils die Vermuthung, daß ſie erſt nach der Konkurseroͤff⸗ 
nung vorgenommen worden ſind. 
el Hotte 


Zahlungen oder Aushaͤndigungen, welche nach der Konkurseröffnung an 
den Gemeinſchuldner erfolgt ſind, werden als nicht geſchehen angeſehen. = 
BER"; | er 


4 
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Wer jedoch die Zahlung oder Aushaͤndigung noch an dem Tage der 
Konkurseroͤffnung oder an einem der beiden nächftfolgenden Tage bewirkt hat, 
iſt dadurch gegen die Konkursmaſſe befreit, wenn ihm nicht Umſtaͤnde nachge⸗ 
wieſen werden, aus welchen ſich entnehmen laͤßt, daß ihm damals die Konkurs⸗ 
eroͤffnung bereits bekannt geweſen iſt. N 


. 

Nach der Konkurseroͤffnung kann ein Verfahren zur Geltendmachung 
von Anſpruͤchen, welche ſich auf das zur Konkursmaſſe gehoͤrende Vermoͤgen 
beziehen, nicht mehr gegen den Gemeinſchuldner gerichtet oder fortgeſetzt werden. 

Anhaͤngige Rechtsſtreitigkeiten gehen auf die Glaͤubigerſchaft in der Lage 
uͤber, in welcher ſie ſich zur Zeit der Konkurseroͤffnung befinden. 

Gegen jede Entſcheidung, welche vor der Konkurseroͤffnung ergangen iſt, 
kann die Glaͤubigerſchaft die zur Zeit der Konkurseroͤffnung noch zuläffigen 
Rechtsmittel einlegen. Dabei kommt, wenn der Verwalter der Maſſe inner⸗ 
halb der dem Gemeinſchuldner noch laufenden Friſt die Konkurseroͤffnung bei 
der Behoͤrde, bei welcher das Rechtsmittel einzulegen iſt, zu den Prozeßakten 
anzeigt, der Glaͤubigerſchaft die volle geſetzliche Friſt ſo zu ſtatten, als ob die 
Inſinuation der Entſcheidung erſt am Tage der Konkurseroͤffnung ſtattge⸗ 
funden hätte, : 

NE: 


Exekutionen gegen den Gemeinſchuldner, welche auf Vollſtreckung des 
Perſonalarreſtes gerichtet ſind, koͤnnen nach der Konkurseroͤffnung behufs der 
Befriedigung einzelner Glaͤubiger weder fortgeſetzt noch eingeleitet werden. 

Daſſelbe gilt von Exekutionen in das Vermoͤgen des Gemeinſchuldners, 
ſofern ſie nicht zur Ausuͤbung eines Pfandrechts oder Hypothekenrechts, oder 
eines Ruͤckforderungsrechts betrieben werden. 2 

War jedoch der Termin zu einem Zwangsverkauf behufs der Befriedi- 
gung eines perſoͤnlichen Glaͤubigers bereits vor der Konkurseroͤffnung beftimmt, 
ſo iſt der Verkauf in Ausfuͤhrung zu bringen, wenn der Verwalter der Maſſe 
die Ausſetzung deſſelben nicht beantragt; der Verkauf geſchieht alsdann fuͤr 
Rechnung der Glaͤubigerſchaft. 

f $. 10. 


Pfandrechte und Hypothekenrechte an dem zur Konkursmaſſe gehoͤrigen 
Vermoͤgen, welche von den einzelnen Glaͤubigern erſt nach der Konkurseroͤff⸗ 
nung erlangt werden, koͤnnen von denſelben zum Nachtheil anderer Glaͤubiger 
nicht geltend gemacht werden, wenn ihnen auch die Befugniß, die Einraͤumung 
eines Pfandrechts oder Hypothekenrechts zu fordern, ſchon vor der Konkurs⸗ 
eröffnung zuſtand. 

var 

Wenn Jemand nach der Konkurseroͤffnung die Forderung eines Glaͤu⸗ 
bigers ganz oder zum Theil befriedigt, ſo tritt er inſoweit von Rechtswegen 
an deſſen Stelle; er erlangt auch ohne Ceſſion das mit der Forderung verbun⸗ 
dene Vorrecht, Pfandrecht oder Hypothekenrecht. 
Gr. 4227 Iſt 
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Iſt die Befriedigung des Glaͤubigers vor der Konkurseroͤffnung erfolgt, 


ſo beſtimmt ſich das Eintrittsrecht nach den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften. a 


0 §. 12. | 
Die Konkurseroͤffnung hemmt zu Gunſten der Konkursmaſſe den Lauf 
0 Zinſen einer jeden Forderung, welche nicht mit Pfand oder Hypothek ver⸗ 
ſehen iſt. 
Iſt eine Forderung mit Pfand oder Hypothek verſehen, ſo koͤnnen die 


feit der Konkurseroͤffnung laufenden Zinſen nur aus dem zur Sicherheit Dies 


nenden Vermoͤgensſtuͤcke gefordert werden. 8 


§. 13. 


Der Tod des Gemeinſchuldners bewirkt keine Unterbrechung des Konkurſes. 

Selbſt dadurch, daß der Erbe des Gemeinſchuldners die Erbſchaft ohne 
Vorbehalt der Rechtswohlthat des Inventars antritt, wird der Fortgang des 
Konkurſes nicht gehemmt, ſo lange der Erbe die Glaͤubiger nicht befriedigt. 


§. 14. 


Wenn der Gemeinſchuldner während des Konkurſes verſtorben iſt ($. 13.), 
oder wenn der Konkurs erſt nach dem Tode des Gemeinſchuldners uͤber ſeinen 


Nachlaß eröffnet worden iſt, fo findet Alles, was in Betreff des Gemeinſchuld⸗ 


ners vorgeſchrieben iſt, auch auf den Erben Anwendung. 

Jedoch treffen den Erben die Folgen der Handlungen und Unterlaſſun⸗ 
gen ſeines Erblaſſers nur inſoweit, als nach allgemeinen Grundſaͤtzen die Rechte 
und Verbindlichkeiten eines Erblaſſers auf ſeinen Erben uͤbergehen. 


— 


Zweiter Abſchnitt. 


Wirkung der Konkurseröffnung auf die vor derſelben von dem 


Gemeinſchuldner eingegangenen Rechtsgeſchaͤfte. 
K. 15. 


Wenn ein Rechtsgeſchaͤft, welches auf gegenſeitige Leiſtungen der Kon⸗ 


trahenten gerichtet iſt, zur Zeit der Konkurseroͤffnung von dem Gemeinſchuldner 
bereits erfüllt iſt, ſo geht das Geſchaͤft auf die Glaͤubigerſchaft uͤber und es 
kann dieſelbe von dem Mitkontrahenten des Gemeinſchuldners die ruͤckſtaͤndige 
Gegenleiſtung fordern. er 
Iſt das Geſchaͤft zur Zeit der Konkurseroͤffnung von dem Mitkontra⸗ 
henten, nicht aber von dem Gemeinſchuldner erfuͤllt, ſo hat der Mitkontrahent 
feinen Anſpruch auf die ruͤckſtaͤndige Gegenleiſtung als Konkursglaͤubiger gel⸗ 
9255 0 machen, ſofern er nicht durch ein Pfandrecht oder Hypothekenrecht ge⸗ 
eckt iſt. 
Beſteht die ruͤckſtaͤndige Gegenleiſtung des Gemeinſchuldners nicht in einer 
Geldzahlung, ſo kann der Mitkontrahent die Erfuͤllung nicht fordern, ſondern 
es findet nur ein Anſpruch auf Entſchaͤdigung ſtatt. 


H. 16. 


$. 16, 


Wenn ein Rechtsgeſchaͤft, welches auf gegenfeitige Leiſtungen gerichtet 
ift, zur Zeit der Konkurseroͤffnung von beiden Theilen noch überhaupt nicht 
oder noch nicht vollſtaͤndig erfüllt iſt, fo hat die Glaͤubigerſchaft das Recht, 
155 sei die Verpflichtung, an Stelle des Gemeinſchuldners das Gefchäft zu 
uͤbernehmen. 5 : 

Will die Glaͤubigerſchaft das Geſchaͤft übernehmen, fo muß daſſelbe von 
beiden Theilen vollſtaͤndig erfuͤllt werden, ſofern nicht etwa der Mitkontrahent 
des Gemeinſchuldners wegen der durch die Konkurseroͤffnung eingetretenen Ver⸗ 
Anderung der Umftände befugt iſt, auf Grund der allgemeinen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen das Geſchaͤft aufzuheben. 

Tritt die Glaͤubigerſchaft in das Geſchaͤft nicht ein, ſo muß dem Mit⸗ 
kontrahenten des Gemeinſchuldners das von ihm Geleiſtete, ſoweit es in der 
Konkursmaſſe noch vorhanden iſt, zuruͤckgegeben werden; im Uebrigen ſteht ihm 

nur ein Anſpruch auf Entſchaͤdigung zu. 3 

Das Konkursgericht hat auf Anrufen des Mitkontrahenten die Friſt zu 

beſtimmen, innerhalb welcher der, Verwalter der Maſſe die Erklaͤrung uͤber den 


Eintritt in das Geſchaͤft abzugeben hat. Erfolgt die Erklaͤrung innerhalb der 


beſtimmten Friſt nicht, ſo wird angenommen, daß die Glaͤubigerſchaft in das 
Geſchaͤft nicht eintreten will. a 


287; 


Wenn von dem Gemeinſchuldner Kauf⸗ oder Lieferungsgeſchaͤfte tiber 
fungible Sachen, welche einen marktgaͤngigen Preis haben, oder über geld⸗ 
werthe Papiere dergeſtalt geſchloſſen worden ſind, daß ſie erſt nach der Kon⸗ 
kurseroͤffnung zur Erfüllung kommen ſollen, fo kann weder von der Glaͤubiger⸗ 
ſchaft, noch von dem Mitkontrahenten des Gemeinſchuldners Erfuͤllung gefor⸗ 
dert werden, ſondern es findet aus dem Geſchaͤft nur ein Anſpruch auf Ent⸗ 
ſchaͤdigung ſtatt. Dieſer Anſpruch beſtimmt ſich nach der Differenz, welche an 
dem kontraktlichen Erfuͤllungstage zwiſchen dem Kontraktspreiſe und dem Markt⸗ 
preiſe oder dem Boͤrſenkurſe ſich ergiebt. 


§. 18. 


Beſtehende Miethkontrakte des Gemeinſchuldners gehen auf die Glaͤu⸗ 
bigerſchaft uͤber; dieſelbe iſt jedoch berechtigt, die Kontrakte noch vor dem Ab⸗ 
laufe der feſtgeſetzten Miethzeit aufzukuͤndigen. Bei der Aufkuͤndigung iſt die 
geſetzliche Friſt zu beobachten; iſt kontraktlich eine kuͤrzere Friſt beſtimmt, fo 
kommt dieſe zur Anwendung. S 

Eine Pachtung des Gemeinſchuldners wird von der Glaͤubigerſchaft fort- 
geſetzt; jedoch kann nach dem Ablaufe des Wirthſchaftsjahres, in welches die 
Konkurseröffnung fällt, ſowohl die Glaͤubigerſchaft, als der Verpaͤchter von 
dem Kontrakt unter Beobachtung der geſetzlichen Aufkuͤndigungsfriſt zurücktreten, 


Bei Vermiethungen und Verpachtungen des Gemeinſchuldners tritt die 


Glaͤubigerſchaft lediglich an die Stelle deſſelben. Eine Aufkündigung des Kon⸗ 
trakts iſt nur nach Maaßgabe der allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen zu⸗ 
Jahrgang 1855. (Ir. 4227) 45 laͤſſig; 
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laͤſſig; hierbei kommen in dem Falle einer freiwilligen Veraͤußerung der ver⸗ 
mietheten oder verpachteten Sache die Vorſchriften zur Anwendung, welche fuͤr 
den Fall einer nothwendigen Veraͤußerung gelten. 


$. 19. 


Inwiefern andere Rechtögefchäfte, welche von dem Gemeinſchuldner vor 
der Konkurseroͤffnung eingegangen find, nach dieſem Zeitpunkte der Gläubiger: 
ſchaft gegenüber fortbeſtehen oder eine Wirkung aͤußern, iſt nach den allgemei⸗ 
nen Grundſatzen über Erfuͤllung der Verträge und Verbindlichkeiten, unter 
Wuͤrdigung des Zwecks des Konkurſes, ſowie der durch den Konkurs in der 
Perſon und in dem Vermögen des Gemeinſchuldners eingetretenen Veraͤnde⸗ 
rung zu entſcheiden. ' 

H. 20. f 

Die Beſtimmungen der Hh. 15. 16. und 19. kommen nur inſoweit zur 
Anwendung, als nicht in Beziehung auf einzelne Rechtsgeſchaͤfte und Rechts⸗ 
verhaͤltniſſe beſondere geſetzliche Vorſchriften über die Wirkſamkeit derſelben für 
den Fall beſtehen, daß ſie zur Zeit der Konkurseroͤffnung noch nicht erfuͤllt 
oder beendigt ſind. . N 


In den Faͤllen, in welchen ein Rechtsgeſchaͤft durch die Konkurseroͤffnung 
aufgehoben wird ($$. 15. 16. 17. 19. 20.), hat der Mitkontrahent des Ge— 
meinſchuldners die ihm deshalb zuſtehenden Entſchaͤdigungsanſpruͤche als Kon⸗ 
kursglaͤubiger geltend zu machen, ſofern er nicht durch ein Pfandrecht oder 
Hypothekenrecht gedeckt iſt. 

Bei Beurkheilung dieſer Entſchaͤdigungsanſpruͤche iſt die Annahme zum 
Grunde zu legen, daß die Nichterfuͤllung durch eine Veraͤnderung der Umſtaͤnde 
1 ag worden iſt, welche ſich in der Perſon des Gemeinſchuldners er⸗ 
eignet hat. 0 i 


Dritter Abſchnitt. 

Vindikations-Anſpruͤche. 
H. 22. 

Wenn in der Konkursmaſſe Sachen ſich befinden, welche dem Gemein⸗ 
ſchuldner nicht eigenthuͤmlich gehoͤren, ſo findet die Ruͤckforderung derſelben nach 
den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften ſtatt. a 
H. 23. 


Sind fremde Sachen vor der Konkurseroͤffnung durch den Gemeinſchuld⸗ 
ner verkauft worden, ſo kann an deren Stelle die Uebereignung des Kaufprei⸗ 
ſes gefordert werden, ſoweit derſelbe noch ausſteht. 


H. 24. 


Wechſel, Handelspapiere und andere Urkunden über Forderungen, welche 
dem Gemeinſchuldner nur behufs der Regliſirung oder mit der e 
E⸗ 
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Beſtimmung uͤbermacht worden ſind, daß ſie zur Deckung gewiſſer, bei der 
Uebermachung bezeichneter kuͤnftiger Zahlungen dienen ſollen, koͤnnen zuruͤck⸗ 
gefordert werden, wenn ſie zur Zeit der Konkurseroͤffnung noch unbezahlt bei 
dem Gemeinſchuldner oder bei einem Dritten vorhanden ſind, welcher ſie fuͤr 
den Gemeinſchuldner beſitzt. 

§. 25. 

Waaren und andere Gegenſtaͤnde, welche dem Gemeinſchuldner zum 
Verkauf in Kommiſſion gegeben ſind, koͤnnen zuruͤckgefordert werden, ſofern 
dieſelben zur Zeit der Konkurseröffnung bei dem Gemeinſchuldner oder bei einem 
Dritten, welcher ſie fuͤr den Gemeinſchuldner beſitzt, in Natur unterſcheidbar 
vorhanden ſind. 

: Hat der Gemeinſchuldner die zum Verkauf in Kommiſſion erhaltenen 
Waaren und anderen Gegenſtaͤnde bereits veraͤußert, ſo kann an deren Stelle 
die Uebereignung des Kaufpreiſes gefordert werden, ſoweit derſelbe nicht durch 
Zahlung oder Hingabe an Zahlungsſtatt, oder durch Kompenſation in laufen⸗ 
der Rechnung, oder in anderer Weiſe vor der Konkurseroͤffnung zwiſchen dem 
Kaͤufer und dem Gemeinſchuldner berichtigt worden iſt. a 

N H. 26. f 

Wer Waaren an den Gemeinſchuldner verkauft und abgeſendet hat, kann 
dieſelben zuruͤckfordern, wenn fie nicht ſchon vor der Konkurseroͤffnung in das 
Waarenlager oder in einen anderen Aufbewahrungsort des Gemeinſchuldners 
oder eines Dritten abgeliefert ſind, welcher den Auftrag hat, ſie zur Verfuͤgung 
des Gemeinſchuldners zu halten. 

8 27 
Das Recht der Ruͤckforderung der an den Gemeinſchuldner verkauften 


und abgeſendeten Waaren (F. 26.) iſt ausgeſchloſſen: 
1) wenn der Kaufpreis vor der Konkurseroͤffnung bereits vollſtaͤndig berich⸗ 


tigt iſt; 

2) en die Glaͤubigerſchaft in das Kaufgeſchaͤft eintritt und die Verbind⸗ 
lichkeiten des Gemeinſchuldners aus demſelben erfuͤllt; 

3) wenn die Waaren vor der Konkurseroͤffnung durch einen Dritten in gutem 
Glauben auf Grund des Konnoſſements oder des Frachtbriefs gekauft 
worden find. Hat ein Dritter vor der Konkurseroͤffnung ein Pfandrecht 
an den Waaren erworben, ſo findet die Ruͤckforderung nur gegen Bezah⸗ 
lung der Pfandſchuld ſtatt. 

H. 28. f 
Sind die in den $$. 22. 25. 26. erwaͤhnten Sachen in dem Konkurſe 
verkauft worden, ſo kann an deren Stelle die Uebereignung des Kaufpreiſes 
gefordert werden, ſoweit derſelbe noch ausſteht. a 


§. 29. 


Wenn dem Gemeinſchuldner oder der Konkursmaſſe in Beziehung auf 
zuruͤckgeforderte Sachen Gegenforderungen wegen Auslagen, Verwendungen, 
(Sr. 4227.) i 45° Ab⸗ 


ee. MB - 
Abſchlagszahlungen, oder aus einem anderen Grunde zuſtehen, ſo kann die Her⸗ 


ausgabe nur gegen Befriedigung der Gegenforderungen verlangt werden. 


$ 30. 


Das Ruͤckforderungsrecht wird in allen Fällen unabhängig von dem Kon⸗ 
kurs verfahren gegen den Verwalter der Maſſe geltend gemacht. 


Vierter Abſchnitt. 
Anſpruͤche der Glaͤubiger auf abgeſonderte Befriedigung. 


5 H. 31. 
Unbewegliches Eigenthum, Berg- und Huͤtteneigenthum, ſowie Seeſchiffe 
und andere zur Frachtſchiffahrt beſtimmte Schiffsgefaͤße dienen zur abgeſonder⸗ 
ten Befriedigung der Glaͤubiger, welchen ein Realrecht an denſelben zuſteht. 


§. 32. 


Glaͤubiger, welchen zur Sicherung ihrer Forderung ein Pfandrecht an 
beweglichen Sachen durch koͤrperliche oder ſymboliſche Uebergabe ertheilt iſt 
(Fauſtpfandglaͤubiger), erhalten ſoweit, als das Pfand reicht und haftet, abge⸗ 
ſonderte Befriedigung aus demſelben. 

Sie ſind berechtigt, die Pfandlooſung zunaͤchſt auf die Koſten, ſodann auf 
die laufenden Zinſen und demnaͤchſt auf die ſaͤmmtlichen ruͤckſtaͤndigen noch nicht 
verjaͤhrten Zinſen in Anrechnung zu bringen. I 

| 9. 8385 f 
Mit den Fauſtpfandglaͤubigern haben gleiche Rechte: 

1) der Fiskus und die Gemeinden wegen Zoͤlle und Steuern, in Anſehung 
der zuruͤckgehaltenen oder mit Beſchlag belegten zoll- und ſteuerpflichti⸗ 
gen Gegenſtande, ſoweit nicht etwa durch Konfiskation das Eigenthum 
derſelben an den Fiskus oder die Gemeinden übergegangen iſt; ; | 

2) der Fiskus wegen Vorſchuͤſſe, welche zur Ausruͤſtung einer Militairperſon 
in der geſetzlich vorgeſchriebenen Form gegeben worden ſind, in Anſehung 
ſaͤmmtlicher Ausruͤſtungsgegenſtaͤnde; 

3) diejenigen, welchen eine Kaution beſtellt worden iſt, wegen der Anſpruͤche, 
157 welche die Kaution haftet, in Anſehung des Gegenſtandes der 

letzteren; g 

4) Vermiether und Verpaͤchter wegen des Zinſes und anderer Forderungen 
aus dem Mieth- und Pachtverhaͤltniſſe, in Anſehung der von dem Miether 
oder Paͤchter eingebrachten Sachen, welche ihm ſelbſt gehoͤren oder welche 
er ohne Einwilligung des Eigenthuͤmers zu verpfaͤnden befugt iſt, ſoweit 
der Vermiether oder Verpaͤchter das ihm zuſtehende Zuruͤckbehaltungs⸗ 
recht an denſelben ausuͤbt; ingleichen in Anſehung der noch nicht abge⸗ 
ſonderten Fruͤchte der verpachteten Grundſtuͤcke; 

5) Gaſtwirthe wegen Forderungen für Wohnung und Bewirthung, in An⸗ 
ſehung der eingebrachten und zuruͤckbehaltenen Sachen des Gaſtes, die 

5 ieſem 
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dieſem ſelbſt gehören oder welche er ohne Einwilligung des Eigenthu⸗ 

mers zu verpfaͤnden befugt iſt; 

Schiffer, Frachtfuhrleute, Poſt⸗ und Eiſenbahnanſtalten wegen der Fracht⸗ 

und Liegegelder, ſowie der Zollgelder und anderer Auslagen, in Anſehung 

der befoͤrderten Güter und Waaren, welche zuruͤckbehalten, oder auf dem 

Packhofe oder Zollamte befindlich ſind, oder ſeit deren Ablieferung noch 

nicht drei Tage verfloſſen ſind, ſofern in dieſem letzteren Falle die Guͤter 

und Waaren noch bei dem Gemeinſchuldner oder bei einem Dritten ſich 
befinden, welcher ſie fuͤr den Gemeinſchuldner beſitzt; 

7) diejenigen, welche Beitraͤge der Schiffsladung zur großen Haverei zu 
fordern haben, wegen dieſer Beitraͤge, in Anſehung der Ladung unter den 
bei Nummer 6. beſtimmten Vorausſetzungen und Maaßgaben; 

8) kaufmaͤnniſche Kommiſſionaire und Spediteure in Anſehung der ihnen 
anvertrauten oder von ihnen angekauften oder beſorgten Guͤter, Fonds 
und Effekten, wegen der auf dieſelben verwendeten Koflen und gegebenen 
Vorſchuͤſſe oder Darlehne, ingleichen wegen aller Forderungen aus lau⸗ 
fender Rechnung im Kommiſſionsgeſchaͤft und Speditionsgeſchaͤft, ſofern 
der Kommiſſionair oder Spediteur die Guͤter, Fonds und Effekten noch 
in ſeiner Gewahrſam, oder die Konnoſſemente oder Lagerſcheine daruͤber 
e Haͤnden hat, oder ſonſt noch in der Lage iſt, daruͤber verfuͤgen 
zu koͤnnen; a b 

9) Werkmeiſter, Handwerker und Arbeiter wegen ihrer Forderungen für Ar⸗ 
beit und Auslagen, in Anſehung der von ihnen gefertigten oder ausge⸗ 
beſſerten und noch in ihrer Gewahrſam befindlichen Sachen; 

10) diejenigen, welchen das Zuruͤckbehaltungsrecht an einer koͤrperlichen be⸗ 
weglichen Sache auf Grund einer zum Nutzen der Sache geſchehenen 
Verwendung zuſteht, wegen ihrer Forderungen aus dieſer Verwendung, 
ſoweit der Vortheil derſelben noch wirklich vorhanden iſt, in Anſehung 
der zuruͤckbehaltenen Sache. 


6 


— 


5 §. 34. 

Das Pfandrecht des Fiskus und der Gemeinden (F. 33.) hat den Vorzug 
vor den uͤbrigen Pfandrechten; das Pfandrecht des Fiskus geht dem Pfandrecht 
der Gemeinden vor. 85 i 


Die Glaͤubiger einer unter gemeinfchaftlicher Firma beſtehenden Handels⸗ 
geſellſchaft find berechtigt, aus dem gemeinſchaftlichen Vermoͤgen der Geſell— 
ſchafter (Geſellſchaftsvermoͤgen) ihre abgeſonderte Befriedigung zu ſuchen. 


H. 36. 


Die Theilnehmer an einer mit dem Gemeinſchuldner beſtehenden Geſell— 
ſchaft oder anderen Gemeinſchaft werden wegen ihrer Forderungen, welche aus 
dieſem Verhaͤltniſſe entſpringen, zunaͤchſt im Wege der Auseinanderſetzung ab⸗ 
geſondert befriedigt, ſoweit der Antheil des Gemeinſchuldners reicht. sen 

Ebenſo findet hinſichtlich der Anſpruͤche des Verpaͤchters oder des Paͤch⸗ 
ters wegen des dem Letzteren uͤbergebenen Inventars, ingleichen zwiſchen dem 

(Nr. 4227.) f Lehns⸗ 


5 „„ ! . 


8 — 


Lehns⸗ oder Fideikommißfolger und den Allodialerben des Gemeinſchuldners zu⸗ 
nachft abgeſonderte Auseinanderſetzung und Berechnung nach den daruͤber be⸗ 
ſtehenden beſonderen Vorſchriften ſtatt. N 


$. 37. 


Hat der Gemeinſchuldner, vor der Eröffnung des Konkurſes über fein 
Vermögen, eine Erbſchaft übernommen, fo muß deren Abſonderung von dem 
eigenthuͤmlichen Vermoͤgen des Gemeinſchuldners erfolgen: 

1) wenn die Erbſchaftsglaͤubiger und Legatare von dem Abſonderungsrecht 
Gebrauch machen, welches ihnen nach den daruͤber geltenden geſetzlichen 
Beſtimmungen zuſteht; 8 

2) wenn die eigenen Glaͤubiger des Gemeinſchuldners das ihnen in den be— 
ſtehenden Geſetzen ertheilte Abſonderungsrecht ausuͤben, oder von der 
Rechtswohlthat des Inventars Gebrauch machen. Das Letztere iſt zu— 
laͤſſig, ſoweit der Gemeinſchuldner ſelbſt, wenn kein Konkurs eröffnet 
wäre, auf die Rechtswohlthat des Inventars ſich zu berufen berechtigt 
ſein wuͤrde. N . 

§. 38. 

Nur das, was von einer abgeſonderten Maſſe nach Befriedigung der 
abſonderungsberechtigten Glaͤubiger uͤbrig bleibt, fließt zur gemeinſchaftlichen 
Konkurs maſſe. 

$. 39. 5 109 

Die abfonderungsberechtigten Gläubiger konnen ihre Forderungen, wenn 
ihnen deshalb ein perſoͤnlicher Anſpruch gegen den Gemeinſchuldner zuſteht, 
auch gegen die gemeinſchaftliche Konkursmaſſe geltend machen. 

Jedoch finden hierbei auf dieſelben alle Beſtimmungen Anwendung, 
welche in Anſehung der Konkursglaͤubiger gegeben ſind. 


i Fünfter Abſchnitt. 
Anſprüche der Maffegläubiger. 


§. 40. 


Von der gemeinſchaftlichen Konkursmaſſe, ſowie von jeder abgeſonderten 
Maſſe ſind die in Beziehung auf dieſelbe entſtandenen Kommunkoſten in Abzug 
zu bringen. | 

. 


Als Kommunkoſten ſind zu betrachten: 

1) alle Koſten, welche behufs der Eroͤffnung des Konkurſes, ſowie behufs 
der Ermittelung, Sicherſtellung, Einziehung, Zahlbarmachung und Ver⸗ 
theilung der Maſſe, ingleichen behufs der Ermittelung und Feſtſtellung 
der Anrechte der Glaͤubiger erwachſen, ſoweit ſie nicht von den einzelnen 
Glaͤubigern getragen werden muͤſſen; . 

2) alle Ausgaben, welche bei der Verwaltung der Maſſe entſtehen, insbe— 
ſondere alle Ausgaben zur Beſtreitung der aus der Grundſtuͤcksmaſſe zu 
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entrichtenden laufenden oͤffentlichen und gemeinen Abgaben und Leiſtungen, 
fowie der Verwaltungs- und Wirthſchaftskoſten, ingleichen alle Ausgaben 
zur Erhaltung und noͤthigen Verbeſſerung der in Beſchlag genommenen 
Sachen, ſowie zur Erſtattung der deshalb etwa geleiſteten Vorſchuͤſſe. 


H. 42. 


Außer den Kommunkoſten ſind als Schulden der Maſſe anzuſehen und 
aus derſelben vollſtaͤndig zu befriedigen: 

1) alle Anſpruͤche gegen die Maſſe, welche aus rechts verbindlichen Geſchaͤf⸗ 

ten oder Handlungen des Verwalters derſelben entſtanden ſind; 

2) alle Anſpruͤche aus den zur Zeit der Konkurseroͤffnung noch nicht erfuͤll⸗ 
ten Rechtsgeſchaͤften des Gemeinſchuldners, in welche die Glaͤubigerſchaft 
an Stelle deſſelben eingetreten iſt ($$. 16. 19. 20. 27. Nr. 2.); 

3) alle Anſpruͤche aus den zur Zeit der Konkurseroͤffnung noch nicht been⸗ 
digten Rechtsgeſchaͤften und Rechtsverhaͤltniſſen des Gemeinſchuldners, 
welche fuͤr die Glaͤubigerſchaft uͤber den Zeitpunkt der Konkurseroͤffnung 
hinaus verbindlich find (SS. 18. bis 20.), ſofern die Anſpruͤche in For⸗ 
derungen für die Zeit nach der Konkurseroͤffnung beſtehen. . 


$. 43. 


Wenn der Gemeinſchuldner nach der Konkurseroͤffnung Verfuͤgungen oder 
Rechtshandlungen vorgenommen hat, welche in Beziehung auf die Glaͤubiger⸗ 
ſchaft nichtig find (§. 5.), fo muß dem anderen Theile die Gegenleiſtung in⸗ 
ſoweit vollſtaͤndig erſtattet werden, als die Maſſe dadurch reicher geworden iſt. 
Wird das, was der Gemeinſchuldner in Folge eines nichtigen Geſchaͤfts 
geleiſtet hat, gegen einen dritten redlichen Beſitzer zuruͤckgefordert, ſo muß der⸗ 
ſelbe wegen aller Gegenanſpruͤche, welche ihm auf Grund ſeines redlichen Be⸗ 
ſitzes zuſtehen, aus der Maſſe vollſtaͤndig befriedigt werden. 


H. 44. 


ö Sind nach der Konkurseroͤffnung die in den $$. 22. 25. 26. erwaͤhn⸗ 
ten Sachen verkauft, oder die in dem F. 24. erwähnten Wechſel, Handelspa⸗ 
piere und andere Urkunden uͤber Forderungen realiſirt worden, ſo muß dem 
Ruͤckforderungsberechtigten der Erlös inſoweit vollſtaͤndig herausgegeben werden, 
als derſelbe zur Konkursmaſſe eingezogen worden iſt. 

Daſſelbe gilt auch in dem Falle, wenn fremde Sachen bereits vor der 
Konkurseröffnung durch den Gemeinſchuldner verkauft worden find und der 
Kaufpreis zur Konkursmaſſe eingezogen iſt. 5 


H. 45. 


Die Anſpruͤche der Maſſeglaͤubiger ſind unabhaͤngig von dem im Kon⸗ 
kurſe ſtattfindenden Anmeldungs- und Vertheilungsverfahren geltend zu machen 
und zu befriedigen. f 

Die Befriedigung erfolgt, ſobald die Anſpruͤche feſtſtehen und faͤllig ſind. 


(Nr. 42770 Sechs⸗ 


— 
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Sechster Abfchnitt. 
Rangordnung der Realglaͤubiger in Beziehung auf Immobilien. 
H. 46, 5 


; Bei der Vertheilung der Kaufgelder eines Grundſtuͤcks unter die Real⸗ 
glaͤubiger kommen, nach Berichtigung der Maſſeſchulden, die Forderungen in 
der Reihenfolge und in dem Umfange zur Hebung, welche nachſtehend feſtge⸗ 
ſetzt ſind: 5 

§. 47. / 


J. Ruͤckſtaͤnde der zur Erfüllung der Deichpflicht erforderlichen Beiträge 
und Leiſtungen aus den beiden letzten Jahren. R 
Es macht hierbei keinen Unterſchied, ob die Beiträge und Leiſtun⸗ 
gen von der Regierung ausgeſchrieben ſind, oder aus der auf einem 
Deichverbande beruhenden Deichpflicht entſpringen ($$. 9. 18. des Ge⸗ 
85 19955 das Deichweſen vom 28. Januar 1848., Geſetz- Sammlung 

. 54. ). a 


H. 48. 


II. Ruͤckſtaͤnde direkter, auf dem Grundſtuͤcke laſtender Abgaben, welche zu 
den Staatskaſſen fließen, aus den beiden letzten Jahren. f 
Hierher gehoͤren auch die an die Rentenbank und beziehungsweiſe 
an die Tilgungskaſſen abgetretenen Renten, ſowie gleichmaͤßig die an 
den Domainenfiskus zu entrichtenden Abloͤſungsrenten (SS. 7. 18. 58. 
64. des Geſetzes vom 2. März 1850., Geſetz-Sammlung ©. 112.). 


$. 49. 


III. Rücftände aus den beiden letzten Jahren von den auf dem Grundſtuͤcke 
haftenden gemeinen Laſten. 

Hierher gehoͤren namentlich alle nach Geſetz oder Verfaſſung auf 
dem Grundſtuͤcke haftenden Abgaben und Leiſtungen, welche aus dem 
Kommunal⸗, Kreis⸗ und Provinzialverbande, oder aus dem Kirchen-, 
Pfarr⸗ und Schulverbande entſpringen, oder an Kirchen, Pfarren und 
Schulen, oder an Kirchen⸗ und Schulbediente zu entrichten ſind; oder 
welche aus der Verpflichtung zu offentlichen Wege-, Waſſer⸗ oder Ufer⸗ 
bauten entſtehen; oder welche an Meliorationsgenoſſenſchaften oder an⸗ 
dere gemeinnuͤtzige, unter der Autorität des Preußiſchen Staats beſtehende 
Inſtitute, namentlich an Vereine behufs gemeinſchaftlicher Uebertragung 
der durch Brand, Hagelſchlag oder Viehſterben entſtandenen Schaͤden zu 
gewaͤhren ſind. i | 

fi $. 50. 


IV. Ruͤckſtaͤnde aus dem letzten Jahre an Lohn, Koſtgeld und anderen Emo⸗ 
lumenten des Geſindes, ſofern daſſelbe zur Bewirthfchaftung des Grund⸗ 
ſtuͤcks gehalten wird und das Grundſtuͤck ein zur Landwirthſchaft be⸗ 
ſtimmtes Gut iſt. 1 

Mi 


BER 


VI. 
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Mit denſelben Einſchraͤnkungen gehören hierher auch die Forde⸗ 
rungen der Wirthſchafts⸗ und Forſtbeamten und aller uͤbrigen zur Ver⸗ 
waltung des Grundſtuͤcks oder der damit verbundenen Rechte, oder zum 
Betriebe der damit verbundenen laͤndlichen Nebengewerbe in dauerndem 
Dienſt⸗ oder Arbeitsverhaͤltniſſe zum Beſitzer ſtehenden Perſonen wegen 
ihrer Dienſtleiſtungen. “ 
| §. 51. 


„Alle nicht zu den öffentlichen und gemeinen Abgaben und Leiſtungen 


($$. 47. bis 49.) gehörenden Reallaſten, wenn dieſelben oder die Rechts⸗ 
verhaͤltniſſe, aus welchen ſie entſpringen, in dem Hypothekenbuche einge⸗ 
tragen ſind. 

Unter dieſer Vorausſetzung gehoͤren hierher auch die aus dem auf⸗ 
gehobenen Obereigenthum des Lehnsherrn, Grundherrn und Erbzinsherrn, 
ſowie die aus dem aufgehobenen Eigenthum des Erbverpaͤchters ent⸗ 
ſprungenen und fortbeſtehenden Reallaſten ($. 5. des Geſetzes vom 
2. März 1850., Geſetz⸗Sammlung S. 82.). 


Unter mehreren eingetragenen Laſten beſtimmt ſich die Rangord⸗ 


nung derſelben nach der Eintragung in das Hypothekenbuch. 
5-99, 3 


An der Stelle, an welcher eine Reallaſt (F. 51.) anzuſetzen iſt, 
kommen in der nachſtehenden Reihenfolge zur Hebung: 
1) die noch unberichtigten laufenden Präftationen ; i 
Y die Ruͤckſtaͤnde von Praͤſtationen aus den beiden letzten Jahren; 
3) das Kapital, welches zur Abloͤſung der Laſt in dem Falle erforder⸗ 
lich iſt, wenn der Erſteher des Grundſtuͤcks die Laſt nicht uͤbernimmt. 


: $. 53, 
Die auf dem Grundſtuͤcke hypothekariſch verſicherten Forderungen in der 


Rangordnung, welche durch die Eintragung in das Hypothekenbuch be⸗ 


ſtimmt wird. 
H. 54. 


An der Stelle, an welcher eine Hypothekenforderung (F. 53.) an⸗ 
zuſetzen iſt, werden in der nachſtehenden Reihenfolge berichtigt: f 
1) die Koſten der Liquidation, Kuͤndigung, Ausklagung und Beitreibung, 
ingleichen ſonſtige Koſten, inſofern die Hypothek dafuͤr haftet; - 
2) die noch unberichtigten laufenden Hypothekenzinſen oder anderen Praͤ⸗ 
ſtationen; ; 
3) die Ruͤckſtaͤnde von Hypothekenzinſen oder anderen Praͤſtationen aus 
den beiden letzten Jahren; f 5 
4) das Kapital der Forderung. 


$. 35. 
Die Rangordnung zwiſchen Reallaſten (§. 51.) und Hypothefenforderun- 


gen (J. 53.) wird durch die Eintragung in das Hypothekenbuch beſtimmt. 
Jahrgang 1855. (Nr. 4227.) 40 


* * 
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§. 56. 


Wenn eine Forderung ungetheilt auf mehreren zur Konkursmaſſe gehöri- 
gen Grundſtuͤcken haftet, ſo iſt bei Vertheilung der Kaufgelder nach folgenden 
Grundſaͤtzen zu verfahren: 

1) Der Glaͤubiger iſt berechtigt, ſich an die Kaufgelder jedes einzelnen 

Grundſtuͤcks wegen ſeiner ganzen Forderung zu halten. 

2) Kommen die Kaufgelder aller oder einiger Grundſtuͤcke gleichzeitig zur 
Vertheilung, ſo muͤſſen von der Maſſe eines jeden dieſer Grundſtuͤcke die 
der Forderung vorgehenden Poſten abgerechnet und die verbleibenden 
Reſte der einzelnen Maſſen zuſammengerechnet werden; nach dem Ver⸗ 
haͤltniß dieſer Summe zu den einzelnen Maſſereſten iſt alsdann die For⸗ 
derung aus den einzelnen Maſſen antheilig zu berichtigen. Sind die 
Grundſtuͤcke nur nach einem Geſammtgebote zugeſchlagen, ſo werden die 
Taxwerthe der einzelnen Grundſtuͤcke der Berechnung zum Grunde gelegt. 

3) Erfolgt die Vertheilung der Kaufgelder eines oder einiger Grundſtuͤcke 

fruͤher, als die der uͤbrigen, fo wird von den Kaufgeldern der letzteren 
ſoviel auf die Forderung vertheilt, als daraus bei gleichzeitiger Verthei⸗ 
lung der Kaufgelder ſaͤmmtlicher verkauften Grundſtuͤcke auf die Forde⸗ 
rung gefallen ſein wuͤrde (Nr. 2.). Der ermittelte Antheil kommt, nach 
Befriedigung der Forderung, den Glaͤubigern zu gut, welche auf den 
Grundſtucken, deren Kaufgelder früher vertheilt worden find, hinter der 
Forderung eingetragen waren und einen Ausfall erlitten haben. Dieſer 
Anſpruch der ausgefallenen Gläubiger iſt ſogleich nach jeder früheren 
Kaufgeldervertheilung in das Hypothekenbuch der übrigen Grundſtuͤcke 
bei der Forderung von Amtswegen einzutragen. 

4) Verlangt der Glaͤubiger, vermoͤge des ihm nach Nr. 1. zuſtehenden 
Rechts, eine andere als die unter Nr. 2. und 3. vorgeſchriebene anthei⸗ 
lige Befriedigung aus einer oder der anderen Maſſe, ſo wird dadurch 
gleichwohl in dem Beitragsverhaͤltniſſe der einzelnen Maſſen unter ſich 
nichts geaͤndert, und es muß den Maſſen, welche zur Befriedigung des 
Glaͤubigers uͤber ihren Antheil hergegeben haben, dieſer Mehrbetrag aus 
den Maſſen, welche gar nichts oder weniger als ihren vollen Antheil 
hergegeben haben, verhaͤltnißmaͤßig erſtattet werden. 

SIT er 
Aus den Revenüen des Grundſtuͤcks werden zunaͤchſt die laufenden oͤffent⸗ 
lichen und gemeinen Abgaben und Leiſtungen, die Verwaltungsausgaben und 
1 Bezug auf die Revenuͤenmaſſe erwachſenen ſonſtigen Koͤmmunkoſten be⸗ 
ritten. ö 

Demnaͤchſt werden die laufenden Hypothekenzinſen und anderen auf dem 
Grundſtucke haftenden laufenden Praſtationen nach der Rangordnung der Real⸗ 
rechte (S9. 51. 33. 55.) an den Faͤlligkeitsterminen berichtigt, ſoweit die je⸗ 
desmaligen Revenuͤenbeſtaͤnde hinreichen. 5 ; 

Hierbei find in Anſehung der Forderungen, welche ungetheilt auf meh⸗ 
reren zur Konkursmaſſe gehörigen Grundſtuͤcken haften, die Revenuͤen eines je⸗ 
den 
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den Jahres nach den Grundfäßen zu vertheilen, welche bei der Kaufgelderver⸗ 


theilung zur Anwendung kommen (F. 56. Nr. 1. 2. und 4.). 
Der etwa verbleibende Revenuͤenuͤberſchuß fließt zur Kaufgeldermaſſe. 


$. 38. 


Wenn Hypothekenglaͤubiger wegen der Zinſen und Kapitalien ihre Be⸗ 
friedigung lediglich aus den Revenuͤen zu fordern haben, jo muß deren Ver⸗ 


theilung in der Weiſe geſchehen, daß ſolche Glaͤubiger auch wegen der Ruͤck⸗ 


ſtaͤnde und der Kapitalien in dem fuͤr die Vertheilung der Kaufgelder beſtimm⸗ 
ten Umfange (H. 54.) befriedigt werden, bevor ein ihnen nachſtehender Glaͤubiger 
auf laufende Zinſen etwas erhalten kann. ; 


H. 59. 


Die laufenden Abgaben, Laſten, Hypothekenzinſen und anderen Praͤſtatio⸗ 


nen nehmen von dem letztverfloſſenen Faͤlligkeitstermin vor der Beſchlagnahme 
der Revenuͤen oder der Einleitung der Sequeſtration ihren Anfang. Hat aber 
die Beſchlagnahme der Revenuͤen oder die Einleitung der Sequeſtration vorher 
nicht ſtattgefunden, ſo beginnen ſie mit dem letztverfloſſenen Faͤlligkeitstermin 
vor der Konkurseröffnung oder vor dem früheren Tage der verfügten nothwen⸗ 
digen Subhaſtation. 8 

Die Ruͤckſtaͤnde (§§. 47. bis 50. 52. 54.) werden von denſelben Zeit⸗ 
punkten zuruͤckgerechnet. 

§. 60. = 

In einem größeren, als dem vorſtehend feſtgeſetzten Umfange haben die 
Forderungen der Realglaͤubiger keinen Anſpruch auf abgeſonderte Befriedigung 
aus der Grundſtuͤcksmaſſe. N i 

§. 61. | 

Mehrere an derſelben Stelle anzuſetzende Forderungen werden, wenn die 
Maſſe zu ihrer vollftändigen Tilgung nicht hinreicht, nach Verhaͤltniß ihrer feſt⸗ 
geſtellten Betraͤge gleichmaͤßig berichtigt. 

f H. 62. 

Beſteht eine Forderung in dem Anſpruche auf fortlaufende Hebungen, 
ſo kann der Betrag der kuͤnftigen Hebungen fuͤr den ganzen Zeitraum ihrer 
Dauer behufs der Sicherſtellung durch Auswerfung eines Kapitals liquidirt 
werden. 5 

Fortlaufende Hebungen von unbeſtimmter Dauer werden nach dem Satze 
zu vier vom Hundert zu Kapital gerechnet. 

h $. 63. 3 5 
Die Vorſchriften des gegenwärtigen Abſchnitts finden auch bei der Verthei⸗ 
lung der Kaufgelder und Revenuͤen von ſolchen Schiffsmuͤhlen und Gerechtig⸗ 
keiten Anwendung, welche die Eigenſchaft unbeweglicher Sachen haben. 
Ein Gleiches gilt bei nicht verliehenem Berg⸗ und Huͤtteneigenthum. 
Dagegen behaͤlt es in Anſehung des verliehenen Berg- und Huͤtteneigen⸗ 
(Nr. 4227.) 46* thums 
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thums bei den uͤber die Theilnahmerechte der Bergglaͤubiger beſtehenden beſon⸗ 
deren Vorſchriften ſein Bewenden. N 


Siebenter Abſchnitt. 


Rangordnung der Realglaͤubiger in Beziehung auf Seeſchiffe 
und andere zur Frachtſchiffahrt beſtimmte Schiffsgefaͤße. 


H. 64. 


Zu der Maſſe, welche zur abgeſonderten Befriedigung der Schiffsglaͤu⸗ 
biger dient, gehoͤren: das Schiff ſelbſt nebſt Zubehoͤr, ſowie die fuͤr das Schiff 
gezeichnete Verſicherung und die von demſelben verdienten Frachtgelder. 

f Die Forderungen der Schiffsglaͤubiger kommen daraus in nachſtehender 
Reihenfolge zur Hebung: ir 
65. 


1. Die Bergegelder; ingleichen die Koſten zur Verwahrung des Schiffes 
nebſt Zubehör ſeit der letzten Einbringung in den Hafen. 


$. 66. 


II. Lootſen⸗, Tonnen⸗, Hafen» und andere Ungelder zur letzten Einbrin⸗ 
gung des Schiffes in den Hafen. 9 zur letz rin 


$. 67. 
III. Die Heuer des Schiffers und des Schiffsvolks von der letzten Reiſe. 
b N F. 68. 


IV. Die nachſtehenden Forderungen mit der Maaßgabe, daß die ſpa - 
ſtandene Forderung der früher entftandenen 59 5 Be: 

1) der Beitrag des Schiffes zu der auf der letzten Reiſe vorgefallenen 

großen Haverei; 

2) die kreditirten Lieferungen und Leiſtungen, welche dem Schiffer waͤh⸗ 
rend der Dauer der letzten Reiſe zur Anſchaffung von Lebensmitteln 
oder zur Reparatur und Ausruͤſtung des Schiffes gewaͤhrt und zu 
975 i den er en worden find; 

ie von dem iffer durch Darlehns- und Pfandvertraͤge zur Fort⸗ 

ſetzung der letzten Reife im Nothhafen giftig algen nen Gel 
der, ſowie die von dem Schiffer zu demſelben Zweck im Nothhafen 
genommene Bodmerei (eigentliche Bodmerei), ingleichen der zu erſtat⸗ 
tende Werth der Waaren, welche vom Schiffer behufs der Fort⸗ 
ſetzung der letzten Reiſe im Nothhafen von der Ladung guͤltig ver⸗ 
aͤußert worden ſind. 

Jedoch haben die unter Nr. 2. und 3, aufgeführten For⸗ 
derungen nur dann einen Anſpruch auf abgeſonderte Befriedigung 
aus der Schiffsmaſſe, wenn ſie binnen Jahresfriſt gerichtlich geltend 
gemacht werden. Die Friſt beginnt in Anſehung der kreditirten Lie⸗ 
ferungen und Leiſtungen mit dem Ablauf des Tages, an welchem das 

i | Schiff 


3 
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Schiff in den Hafen zuruͤckgekehrt iſt, in Anſehung der aufgenomme⸗ 
nen Gelder mit dem Ablauf des Ruͤckzahlungstermins und in An⸗ 
ſehung der veraͤußerten Waaren mit dem Ablauf des Tages, an 
welchem die Loͤſchung der Ladung erfolgt iſt. 

H. 69. 

V. Die Forderungen, fuͤr welche das Schiff verpfaͤndet worden iſt, ohne daß 
die Bedingungen des $. 68. Nr. 3. vorliegen, in der Rangordnung, 
welche durch die Zeitfolge der einzelnen Verpfaͤndungen beſtimmt wird. 

Hierher gehören namentlich die mit einem gültigen Pfandrecht ver- 
ſehenen Bodmereiſchulden der Rheder (uneigentliche Bodmerei), ſofern 
die Forderungen binnen Jahresfriſt nach eingetretenem Zahlungstermin 
gerichtlich geltend gemacht werden. 


N. 70: 

Bei der Vertheilung der Maſſe werden die Koſten und ſaͤmmtliche noch 
nicht verjaͤhrte Zinſen am Orte des Kapitals angeſetzt. Bei Bodmereiforde⸗ 
rungen (F. 68. Nr. 3.; H. 69.) genießen jedoch Zinsruͤckſtaͤnde nur aus dem 
letzten Jahre vor der Konkurseroͤffnung oder dem fruͤheren Tage der verfuͤgten 
nothwendigen Subhaſtation das Vorzugsrecht des Kapitals; aͤltere Zinsruͤck⸗ 
ſtaͤnde haben keinen Anſpruch auf abgeſonderte Befriedigung aus der Schiffsmaſſe. 


F. 71. 


Mehrere an derſelben Stelle anzuſetzende Forderungen werden, wenn die 
Maſſe zu ihrer vollſtaͤndigen Tilgung nicht hinreicht, nach Verhaͤltniß ihrer feſt⸗ 
geſtellten Betraͤge gleichmaͤßig berichtigt. 


Achter Abſchnitt. 
Rangordnung der Konkursglaäͤubiger. 
F. 72. 


Die Anſpruͤche der Konkursglaͤubiger kommen in nachſtehender Reihen— 
folge zur Hebung: 1 
73. 


I. Ruͤckſtaͤnde von direkten und indirekten Staatsſteuern und anderen den⸗ 
ſelben gleichſtehenden Abgaben, aus den beiden letzten Jahren von dem 
Tage der Konkurseroͤffnung oder, wenn der Gemeinſchuldner ſchon vor der 
Konkurseroͤffnung verftorben iſt, von dem Todestage des Gemeinſchuld⸗ 
ners zuruͤckgerechnet. 8 

Es macht hierbei keinen Unterſchied, ob der Steuererheber die 
Steuerruͤckſtaͤnde bereits vorſchußweiſe zur Kaffe entrichtet hat oder nicht. 


H. 74. 


II. Ruͤckſtaͤnde von Abgaben und Leiſtungen, welche aus dem Gemeinde⸗, 
Kreis⸗ oder Provinzialverbande, ingleichen aus dem Kirchen-, Pfarr⸗ oder 
(Nr. 4227.) Schul⸗ 


III. 


* 
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Schulverbande entſpringen, oder welche an Kirchen, Pfarren und Schulen, 
oder an Kirchen- und Schulbediente, oder zu gemeinnuͤtzigen, unter der 
Autorität des Preußiſchen Staats beſtehenden Inſtituten nach Geſetz oder 
Verfaſſung zu entrichten ſind, aus den beiden letzten Jahren vor der 
Konkurseröffnung oder vor dem Ableben des Gemeinſchuldners (§. 73.). 
Es macht hierbei keinen Unterſchied, ob die Ruͤckſtaͤnde der an oͤf⸗ 
fentliche Kaſſen zu entrichtenden Abgaben von dem Erheber derſelben 
bereits vorſchußweiſe zur Kaſſe abgefuͤhrt worden ſind oder nicht. 


$. 75. 


Die auf das Begraͤbniß des Gemeinſchuldners verwendeten Koſten, in⸗ 
ſoweit ſie das nach den Lebensverhaͤltniſſen des Verſtorbenen zu beur⸗ 
theilende Beduͤrfniß nicht uͤberſteigen. i 


H. 76. 


„Die rücftändigen Medizinalkoſten ſeit dem Beginn des der Konkurseröff- 


nung oder dem Ableben des Gemeinſchuldners zunaͤchſt vorhergegangenen 
Kalenderjahres. 

Als Medizinalkoſten find anzuſehen: alle den Aerzten, Wundaͤrzten, 
Apothekern, Hebeammen und Krankenpflegern gegen den Gemeinſchuldner 
zuſtehenden Forderungen wegen ihrer Gebuͤhrniſſe. 

Die Forderungen muͤſſen mit Angabe und Berechnung der einzelnen 
Dienſtleiſtungen nach den zulaͤſſigen Saͤtzen aufgeſtellt werden. War mit 


dem Gemeinſchuldner ein Honorar in Pauſch und Bogen verabredet, ſo 


tritt der Betrag deſſelben an die Stelle der einzelnen Gebuͤhrniſſe, genießt 
aber deren Vorrecht nur inſoweit, als es den Betrag derſelben nicht 


NER 


Die Forderungen der von dem Gemeinſchuldner für feinen Haushalt oder 
fuͤr ſein Gewerbe angenommenen, im Dienſtverhaͤltniſſe zu demſelben ſte⸗ 
henden Perſonen, insbeſondere der Erzieher, Hausoffizianten, Handlungs⸗ 
gehuͤlfen, Handwerksgeſellen und Dienſtboten, an Honorar, Lohn, Koſt⸗ 
geld und anderen Emolumenten, aus dem letzten Jahre vor der Konkurs- 
eroͤffnung oder vor dem Ableben des Gemeinſchuldners (F. 73.), oder 
vor Anſtellung der Klage, ſofern im letzteren Falle der Prozeß oder die 


Aberſteigt. 


E!xekution ununterbrochen fortgeſetzt worden iſt. 


— 


F. 8. 
Die nachſtehenden Forderungen des Fiskus: 


1) die Forderungen wegen der dem Gemeinſchuldner zur Laſt fallenden 


Defekte aus einer von demſelben gefuͤhrten Kaſſenverwaltung oder ſon⸗ 
ſtigen Vermoͤgensverwaltung; mit dem Fiskus haben die gerichtlichen 
nen und die Hofkammer der Königlichen Familienguͤter gleiche 
echte; 
2) die Forderungen aus den mit dem Gemeinſchuldner geſchloſſenen Lies 
ferungsvertraͤgen; 
5 3) die 
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3) die Forderungen von Gebuͤhren und Auslagen der Gerichte und Yus- 
einanderſetzungsbehoͤrden. 


F. 79. 


VII. Die Anſpruͤche der Kommunal-, Kreis⸗ und Provinzialverbaͤnde, der land⸗ 
ſchaftlichen Kreditverbaͤnde, der Domkapitel, Kollegiatſtifter, Kloͤſter, Kir⸗ 
chen, Schulen und milden Stiftungen wegen der dem Gemeinſchuldner 
zur Laſt fallenden Defekte aus einer von demſelben geführten Verwal⸗ 
tung ihrer Kaſſen oder ihres ſonſtigen Vermoͤgens. 


F. 80. 


VIII. Die Anſpruͤche der Kinder und der Pflegebefohlenen des Gemeinſchuld⸗ 
ners wegen ihres geſetzlich in die Verwalkung und Nutznießung, oder nur 
in die Verwaltung des Gemeinſchuldners gekommenen Vermögens. 

Der Ehefrau des Gemeinſchuldners, mit Ausnahme der Ehefrauen 
von Handelsleuten, Schiffsrhedern und Fabrikbeſitzern, gebuͤhrt wegen 
ihres geſetzlich in die Verwaltung und Nutznießung des Ehemannes ge⸗ 
kommenen Vermögens, ſoweit fie nicht vermoͤge ihres Ruͤckforderungs⸗ 
oder Pfandrechts befriedigt wird, ein gleiches Vorrecht mit demjenigen 
der Kinder und Pflegebefohlenen. i 

$. 81. 

Das Vorrecht der Kinder und der Pflegebefohlenen (. 80.) erliſcht, 
wenn die Forderungen nicht binnen zwei Jahren nach Beendigung der 
geſetzlichen Vermoͤgensverwaltung des Gemeinſchuldners im Wege der 
Klage geltend gemacht und bis zur Konkurseröffnung ununterbrochen 
verfolgt worden ſind. N 

In Anſehung der Kinder, welche zur Zeit der Beendigung der 
väterlichen Vermoͤgensverwaltung minderjährig find, beginnt die zweijaͤh⸗ 
rige Friſt erſt mit dem Tage, an welchem dieſe Beendigung der vormund⸗ 
ſchaftlichen Behoͤrde angezeigt worden iſt. 


§. 82. 
IX. Alle uͤbrigen Anſpruͤche zu gleichen Rechten. 
$. 83. 


Mit den Kapitalsforderungen, fie mögen bevorzugt fein oder nicht, kom⸗ 
men an gleicher Stelle zum Anſatz: 
4) die Koſten, welche dem Gläubiger bereits vor der Konkurseroͤffnung er⸗ 
wachſen und dem Gemeinſchuldner zur Laſt gelegt ſind; 
2) die Konventionalſtrafen, ingleichen die ſaͤmmtlichen ruͤckſtaͤndigen noch 
nicht verjaͤhrten Zinſen bis zum Tage der Konkurseröffnung (F. 12.) 


H. 84. 


Es ſtehen allen anderen Forderungen nach und koͤnnen im Konkursver⸗ 
fahren überhaupt nicht geltend gemacht werden: 
(Nr. 42270 1) die 
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1) die von dem Gemeinſchuldner zu entrichtenden Geldſtrafen; 

2) die Koſten, welche den Glaͤubigern durch ihre Theilnahme an dem Kon⸗ 
kursverfahren erwachſen (Liquidationskoſten); 

3) die Forderungen, welche aus der Freigebigkeit des Gemeinſchuldners ent⸗ 

ſpringen; 

4) die Forderungen, welche Zuwendungen auf den Todesfall zum Gegen⸗ 
ſtande haben, ſie moͤgen in Ehevertraͤgen, Erbvertraͤgen, oder anderen 
letztwilligen Verfuͤgungen des Gemeinſchuldners enthalten ſein. Hat je⸗ 
doch der auf den Todesfall Bedachte fuͤr eine ſolche Zuwendung dem 
Gemeinſchuldner etwas gegeben, uͤberlaſſen, oder eine fonftige Gegenlei⸗ 

ſtung gemacht, fo kann er dieſe Gegenleiſtung oder deren Werth, jedoch 

niemals mehr als den Betrag jener Zuwendung fordern. : 


H. 85. 


Hinſichtlich der Berichtigung mehrerer an derſelben Stelle anzuſetzenden 
Forderungen, ſowie hinſichtlich der Anſetzung der Anſpruͤche auf fortlaufende 
Hebungen kommen die bei Vertheilung der Grundſtuͤcksmaſſe geltenden Vor⸗ 
ſchriften (5. 61. 62.) zur Anwendung. . 


H. 86. 


Mitſchuldner oder Buͤrgen des Gemeinſchuldners koͤnnen wegen der Zah⸗ 
lungen, welche ſie auf die Forderung des Glaͤubigers geleiſtet haben, einen 
Anſpruch auf Erſatz in dem Konkurſe geltend machen, ſoweit ihnen der Ruͤck⸗ 
griff gegen den Gemeinſchuldner zuſteht. 5 

Dagegen koͤnnen fie inſoweit, als die Forderung noch unbezahlt iſt, kei— 
nen Anſpruch auf Erſatz der von ihnen fuͤr den Gemeinſchuldner auf die For⸗ 
derung kuͤnftig noch zu leiſtenden Zahlungen liquidiren; vielmehr ſind ſie nur 
berechtigt, mittelſt Befriedigung des Glaͤubigers in deſſen Rechte gegen die 
Maſſe einzutreten. a 

$. 87. 


Wenn uͤber das Vermögen mehrerer Perſonen, welche für eine Forde⸗ 
rung ſolidariſch haften, der Konkurs eroͤffnet worden iſt, ſo kann der Glaͤubiger 
in jedem einzelnen Konkurſe den ganzen Betrag ſeiner Forderung geltend machen. 

Dasjenige, was bei der Vertheilung der einzelnen Maſſen auf dieſen 
Betrag faͤllt, wird an den Glaͤubiger gezahlt, bis derſelbe wegen der Forde— 
rung vollſtaͤndig befriedigt iſt. f 

Die Konkursmaſſen haben in einem ſolchen Falle wegen der an den 
Glaͤubiger geleiſteten Zahlungen keinen Ruͤckgriff gegen einander, wenn der 
Geſammtbetrag der Summen, welche aus den ſaͤmmtlichen Maſſen auf die 
Forderung des Glaͤubigers vertheilt werden, den Betrag nicht uͤberſteigt, welcher 
dem Glaͤubiger gebuͤhrt. 

Ergiebt ſich dagegen bei den Vertheilungen, nach der Befriedigung des 
Glaͤubigers, ein Ueberſchuß, fo findet auf Höhe deſſelben der Rückgriff nach dem 
Berhaͤlkniſſe ſtatt, in welchem die einzelnen Gemeinſchuldner unter ſich zur Be⸗ 
richtigung der Forderung verpflichtet ſind. : 


Neun⸗ 
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Keunter Abſchnitt. 
An ſpruͤche der Ehefrau des Gemeinſchuldners. 
§. 88. 


Die Ehefrau des Gemeinſchuldners kann, der Glaͤubigerſchaft gegenuͤber, 
als ihr Eigenthum nur in Anſpruch nehmen: 

1) die beweglichen und unbeweglichen Sachen, einſchließlich der ausſtehenden 
Forderungen und der auf den Inhaber lautenden Papiere, welche die 
Ehefrau ſchon vor Eingehung der Ehe eigenthuͤmlich beſaß, oder waͤh⸗ 
rend der Ehe durch guͤltige Schenkung, durch Erbſchaft oder durch 
Gluͤcksfaͤlle, oder mit ihrem vorbehaltenen Vermögen erworben hat; 

2) die beweglichen und unbeweglichen Sachen, einſchließlich der ausſtehenden 
Forderungen und der auf den Inhaber lautenden Papiere, welche an 


die Stelle der vorbezeichneten (Nr. 1.) dadurch getreten find, daß fie . 


von der Ehefrau entweder unmittelbar gegen dieſelben eingetauſcht oder 
mit Geldern erworben worden ſind, welche aus der Veraͤußerung oder 
Einziehung derſelben herruͤhren. Ein Gleiches gilt bei weiteren Ver⸗ 
aͤußerungen und Erwerbungen dieſer Art; a 

3) die der Ehefrau von dem Gemeinſchuldner waͤhrend der Ehe zugewen⸗ 
deten, zu ihrem perſoͤnlichen Gebrauch beſtimmten Betten, Kleidungs⸗ 
ſtuͤcke und Leibwaͤſche. 9 89 


An Immobilien und Forderungen, welche im Hypothekenbuche auf den 
Namen des Gemeinſchuldners eingetragen ſind, oder auf deſſen Namen aus⸗ 
ſtehen, kann ein Eigenthumsanſpruch der Ehefrau, der Glaͤubigerſchaft gegen⸗ 
uͤber, nicht geltend gemacht werden. 

Die Rechte des durch Vertrag vorbehaltenen Vermögens kann die Ehe⸗ 


frau im Konkurſe nur inſoweit geltend machen, als der Vertrag entweder vor 


Eingehung der Ehe, oder wenn er Gegenſtaͤnde betrifft, welche die Ehefrau 
während der Ehe durch guͤltige Schenkung, durch Erbſchaft oder durch Gluͤcks⸗ 
faͤlle erworben hat, innerhalb eines Jahres ſeit deren Erwerbung geſchloſſen 
worden iſt. 

§. 90. 5 

Sachen und Forderungen, welche von der Ehefrau des Gemeinſchuldners 
erworben oder auf den Namen derſelben geſchrieben worden ſind, gehören 
gleichwohl zur Konkursmaſſe, ſofern nicht das Eigenthum der Ehefrau nach 
Maaßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen ($$. 88. 89.) erwieſen wird. 

Die Ueberweiſung ſolcher Sachen und Forderungen an die Konkursmaſſe 
erfolgt auf den Antrag des Verwalters durch Beſchluß des Konkursgerichts, 
nachdem der Antrag vier Wochen vorher der Ehefrau zur Erklaͤrung mitge⸗ 
theilt worden iſt. Wird binnen dieſer Friſt von der Ehefrau Widerſpruch er⸗ 
hoben, ſo muß dieſelbe ihre Rechte im beſonderen Verfahren ausfuͤhren. 

Iſt von der Ehefrau nicht rechtzeitig Widerſpruch erhoben worde n, oder 
iſt der von ihr erhobene Anſpruch rechtskräftig verworfen, fo können die Sachen 

Jahrgang 1855. (Ir. 4227.) 47 un 


a 
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und Forderungen fuͤr Rechnung der Konkursmaſſe veraͤußert und eingezogen 
werden. Die nothwendige Subhaſtation der Grundſtuͤcke muß auf den Antrag 
des Verwalters der Konkursmaſſe auch dann ftattfinden, wenn der Beſttztitel 
in dem Hypothekenbuch auf den Namen der Ehefrau eingetragen ſteht. 

Erfolgt die Veräußerung oder Einziehung deshalb, weil die Ehefrau ſich 
nicht innerhalb der vierwoͤchentlichen Friſt erflart hat, fo geht dieſelbe dadurch 
allein ihres etwanigen Anſpruchs auf den Erlös ($$. 28. 44.) nicht verluſtig. 

Durch die gegenwaͤrtigen Beſtimmungen wird in den beſtehenden geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften uͤber die Rechte dritter Perſonen nichts geaͤndert. 


$. 9. 


Soweit die Ehefrau des Gemeinſchuldners nicht mittelſt des Ruͤckforde⸗ 
rungsrechts oder Pfandrechts befriedigt wird, ſteht derſelben wegen ihres in die 
Verwaltung des Gemeinſchuldners gekommenen Vermoͤgens ein Anſpruch als 
Konkursglaͤubigerin zu. 

Diie Anſetzung dieſes Anſpruchs, ſowie etwaniger anderer perſoͤnlicher For⸗ 
derungen der Ehefrau erfolgt nach den Vorſchriften des achten Abſchnitts. 


H. 92. N 


Wenn die Ehefrau während. der Ehe Zahlungen für den Gemeinfchuldner 
geleiſtet hat, ſo gilt die Vermuthung, daß dieſelben aus dem Vermoͤgen des 
Gemeinſchuldners geleiſtet worden ſind. f 

Will die Ehefrau wegen ſolcher Zahlungen einen Anſpruch machen, fo 
muß. fie den Beweis führen, daß die Zahlungen aus ihrem Vermögen ($$. 88. 
89. 91.) geleiſtet worden ſind. 9 95 i 


Das dem Nießbrauch des Gemeinſchuldners unterworfene Vermoͤgen ſeiner 
Ehefrau wird, ſo lange das Nießbrauchsrecht des Gemeinſchuldners waͤhrend 
des Konkurſes dauert, für Rechnung der Konkursmaſſe verwaltet; die Nutzungen 

fließen zur Konkursmaſſe, ſoweit ſie nicht zum ſtandesmaͤßigen Unterhalt der 
Frau und der Kinder, ſowie zur Erziehung der letzteren verwendet werden 
muͤſſen. : 

§. 94. 3 

Wenn die Ehefrau mit dem Gemeinſchuldner in ehelicher Guͤtergemein⸗ 
ſchaft lebt, fo hat dieſelbe wegen Ruͤckgewaͤhr ihres Vermoͤgens nur inſoweit 
einen Anſpruch, als jenes Verhaͤltniß, nach den fuͤr die Ehefrau geltenden 
Rechten, eine Verhaftung ihres oder des gemeinſchaftlichen Vermoͤgens fuͤr die 
von dem Ehemanne gemachten Schulden nicht begruͤndet. : 

Diaaſſelbe gilt in Anſehung der Kinder, welche mit dem Gemeinſchuldner 
in prorogirter provinzieller oder »ſtatutariſcher Guͤtergemeinſchaft leben. 


Zehnter Abſchnitt. 
Kompenſation. 
§. 95. 
Wer die Befugniß hat, zu kompenſiren, kann ſeine Forderung In 1 
0 \ verkuͤrz 
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verkuͤrzt in Anrechnung bringen, als die Gegenforderung reicht; er iſt nicht 
verpflichtet, ſich deshalb in das Konkursverfahren einzulaſſen. 


H. 96. 


Die Kompenſation findet unter Vorausſetzung der allgemeinen geſetzlichen 
Erforderniſſe ſtatt: 

1) wenn Jemand nach der Konkurseroͤffnung Glaͤubiger und Schuldner der 
Maſſe geworden iſt; 

2) wenn Jemand dem Gemeinſchuldner vor der Konkurseroͤffnung etwas 
ſchuldig war und nachher ein Glaͤubiger der Maſſe geworden iſt; 

3) wenn gegenſeitige Forderungen zwiſchen dem Gemeinſchuldner und dem 
Glaͤubiger deſſelben ſchon vor der Konkurseroͤffnung beſtanden haben, 
die Forderungen moͤgen zur Zeit der Konkurseroͤffnung bereits faͤllig ſein 
oder erſt ſpaͤter faͤllig werden. Iſt die noch nicht faͤllige Forderung des 
Glaͤubigers unverzinslich, fo findet der F. 249. Anwendung. 

6,972 
Die Kompenſation iſt nicht zulaͤſſig: ö f 

1) wenn Jemand vor oder nach der Konkurseroͤffnung eine Forderung an 
den Gemeinſchuldner erlangt hat und erſt nach der Konkurseroͤffnung 
dem Gemeinſchuldner oder der Maſſe etwas ſchuldig geworden iſt; 

2) wenn Jemand dem Gemeinſchuldner vor der Konkurseröffnung etwas ſchul⸗ 
dig war und erſt nach der Konkurseroͤffnung eine Forderung an denſelben 
erlangt, es ſei aus einem neuen Geſchaͤft oder durch den Erwerb einer 
vor der Konkurseroͤffnung entſtandenen Forderung eines anderen Glaͤubigers; 

3) wenn Jemand dem Gemeinſchuldner vor der Konkurseroͤffnung etwas 

ſchuldig war und vor der Konkurseröffnung eine Forderung an denſelben 
durch Ceſſion, oder durch Befriedigung eines Glaͤubigers, oͤder aus einem 
neuen Geſchaͤft erlangt, ſofern ihm zur Zeit der Ceſſion, oder der Be⸗ 
friedigung des Glaͤubigers, oder der Abſchließung des neuen Geſchaͤfts 
bekannt war, daß der Gemeinſchuldner bereits ſeine Zahlungen eingeſtellt 
hatte, oder daß bereits von dem Gemeinſchuldner die Unzulaͤnglichkeit 
ſeines Vermoͤgens bei dem Gericht angezeigt, oder von einem Glaͤubiger 

deſſelben die Konkurseroͤffnung beantragt war. i 

H. 98. 

Was Jemand einer Handelsgeſellſchaft ſchuldet oder von ihr zu fordern 
hat, kann mit Demjenigen, was derſelbe nur von einzelnen Geſellſchaftern zu 
fordern hat oder ihnen ſchuldet, in Anſehung des Geſellſchaftsvermoͤgens nicht 
kompenſirt werden. i 5 

Elfter Abſchnitt. 
Befugniß der Glaͤubiger zur Anfechtung der vor der Konkurs- 
eröffnung vorgefallenen Rechtshandlungen. 
§. 99. | 
Die Glaͤubigerſchaft hat die Befugniß, Re tshandlungen, welche vor 
GA 4227.) ae der 
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der Konkurseroͤffnung vorgenommen find, nach Maaßgabe der folgenden naͤhe— 
ren Beſtimmungen als unguͤltig anzufechten. a 


$. 100. 


I. Alle Zahlungen und Rechtsgeſchaͤfte des Gemeinſchuldners unterliegen 


II. 


der Anfechtung, wenn der andere Theil bei dem Empfange der Zahlung 
oder bei dem Abſchluſſe des Rechtsgeſchaͤfts davon Kenntniß beſaß, daß 
bereits der Gemeinſchuldner die Zahlungen eingeſtellt hatte, oder daß 
bereits der Gemeinſchuldner die Unzulaͤnglichkeit ſeines Vermoͤgens bei 
dem Gericht angezeigt, oder ein Glaͤubiger deſſelben die Konkurseroͤff— 
nung beantragt hatte. 

Jedoch findet die Ruͤckforderung der Zahlung eines von dem Ge⸗ 
meinſchuldner ausgeſtellten indoſſirten eigenen Wechſels nur gegen den 
erſten Indoſſanten und die Ruͤckforderung der Zahlung eines auf den 
Gemeinſchuldner gezogenen Wechſels nur gegen Denjenigen ſtatt, fuͤr 
deſſen Rechnung der Wechſel gezogen wurde, und auch gegen dieſen nur 
dann, wenn der Erſtere beim Indoſſiren, der Letztere bei Ausſtellung 
oder Begebung des Wechſels davon Kenntniß beſaß, daß bereits der 
Gemeinſchuldner die Zahlungen eingeſtellt hatte, oder daß bereits der Ge⸗ 


meinſchuldner die Unzulaͤnglichkeit ſeines Vermoͤgens bei dem Gericht 


angezeigt, oder ein Glaͤubiger deſſelben die Konkurseroͤffnung bean⸗ 
tragt hatte. 

Bei einem traſſirt eigenen Wechſel, welcher von dem erſten In⸗ 
doſſatar weiter indoſſirt iſt, findet die Ruͤckforderung der Zahlung nur 
gegen den erſten Indoſſatar ſtatt, und auch gegen dieſen nur dann, wenn 
derſelbe beim Weiterindoſſiren von den erwaͤhnten Umſtaͤnden Kenntniß 
gehabt hat. 

” §. 101. 


Rechtshandlungen des Gemeinſchuldners, welche ſeit dem Tage der Zah⸗ 
lungseinſtellung oder der Anzeige der Vermoͤgensunzulaͤnglichkeit oder 
des Antrags auf Konkurseroͤffnung (H. 100.), oder innerhalb der naͤchſt⸗ 
vorhergegangenen zehn Tage vorgenommen worden ſind, unterliegen der 

Anfechtung, wenn ſie eines der nachfolgenden Rechtsgeſchaͤfte zum Gegen⸗ 

ſtande haben: 

1) die Beſtellung von Pfand oder Hypothek zur Sicherung von Ver⸗ 
bindlichkeiten, die bereits vor der Einraͤumung des dinglichen Rechts 
entſtanden find, ſofern die Pfand- oder Hopothelbeſtellung nicht ſo⸗ 
gleich bei Entſtehung der Verbindlichkeit oder doch vor den oben er⸗ 
waͤhnten zehn Tagen ausbedungen worden iſt; 

2) die Zahlung einer noch nicht fälligen Schuld, es mag die Zahlung 
baar, durch Hingabe an Zahlungsſtatt oder in anderer Weiſe erfolgt 


ſein 
3) die Zahlung einer faͤlligen Schuld, welche nicht baar oder in Han⸗ 
delspapieren bewirkt worden iſt. 


$ 102. 


III. 


IV. 


(Fr. 4227.) 
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§. 102. 


Rechtshandlungen, welche ſeit dem Tage der Zahlungseinſtellung oder 
der Anzeige der Vermoͤgensunzulaͤnglichkeit oder des Antrags auf Kon⸗ 
kurseroͤffnung, oder innerhalb der naͤchſtvorhergegangenen zwei Jahre 
vorgenommen worden ſind, unterliegen der Anfechtung, wenn ſie folgende 
Rechtsgeſchaͤfte zum Gegenſtande haben: : 


1) Verträge, durch welche der Gemeinſchuldner Gegenftände feines Ver⸗ 
moͤgens auf Leibrenten gegeben hat; 

2) freigebige Verfuͤgungen des Gemeinſchuldners, insbeſondere Schen— 
kungen, Erbes- oder Vermaͤchtnißentſagungen, ingleichen ſolche Ver⸗ 
fuͤgungen, welche zwar unter laͤſtigem Titel vorgenommen, aber wegen 
des zwiſchen der Leiſtung des Gemeinſchuldners und der Gegenleiſtung 
obwaltenden erheblichen Mißverhaͤltniſſes als freigebige Verfügungen 
des Gemeinſchuldners zu erachten ſind; 

3) Veraͤußerungen unter einem laͤſtigen Titel, welche der Gemeinſchuldner 

a) an feinen Ehegatten, vor oder nach gefchloffener Ehe, oder 

b) an einen ſeiner eigenen nahen Verwandten, oder 

c) an einen nahen Verwandten ſeines Ehegatten, oder 

d) an den Ehegatten einer der unter b. und c. erwaͤhnten Perſonen 
vorgenommen hat; ſofern der andere Theil nicht Umſtaͤnde nachweiſt, 
aus welchen zu entnehmen iſt, daß er zur Zeit der Veraͤußerung um 
eine Abſicht des Gemeinſchuldners, feine Gläubiger durch die Ver⸗ 
aͤußerung zu benachtheiligen, nicht gewußt hat. 

Unter nahen Verwandten werden verſtanden: die Verwandten 

in aufſteigender und abſteigender Linie, ſowie die vollbuͤrtigen und 
halbbuͤrtigen Geſchwiſter. a 


$. 103. 


Ohne Beſchraͤnkung auf einen beſtimmten Zeitraum unterliegen der An⸗ 

fechtung: N 

1) alle Rechtshandlungen, welche der Gemeinſchuldner in der, dem an⸗ 
deren Theil bekannten Abſicht vorgenommen hat, ſie nur zum Schein 
vorzunehmen, oder die Glaͤubiger auf andere Weiſe zu bevortheilen; 

2) die gegen den Gemeinſchuldner ergangenen Entſcheidungen und Man⸗ 
date, ſowie die auf Grund ſolcher Titel vorgenommenen Rechtshand⸗ 
lungen, wenn dabei Umſtaͤnde zum Grunde liegen, bei welchen eine 
gleiche Abſicht (Nr. 1.) erhellt; g ; 

3) die freigebigen Verfügungen ($. 102. Nr. 2.), welche der Gemein: 
ſchuldner zum Vortheil feines Ehegatten nach geſchloſſener Ehe vor: 
genommen hat; f n 

4) die Rechtshandlungen, durch welche der Gemeinſchuldner feiner Ehe⸗ 
frau oder deren Rechtsnachfolgern, behufs Sicherſtellung oder Abfin⸗ 
dung wegen des in ſeine Verwaltung gekommenen Vermoͤgens, in 


ſtehender Ehe ein Pfandrecht oder Hypothekenrecht beſtellt oder 00 
N irgen 
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irgend eine Weiſe Befriedigung gewaͤhrt hat, ohne daß ein Fall der 
geſetzlichen Verpflichtung zur Sicherſtellung der Ehefrau oder zur 
Herausgabe des Vermoͤgens derſelben vorlag; 

5) Quittungen, Anerkenntniſſe oder Zugeſtaͤndniſſe, welche der Gemein⸗ 
ſchuldner feinem Ehegatten gegenüber, vor oder nach geſchloſſener Ehe, 
ausdruͤcklich oder ſtillſchweigend, insbeſondere im Kontumazialverfah⸗ 
ren, abgegeben hat; ſofern nicht die Richtigkeit der Quittung, des 
Anerkenntniſſes oder Zugeſtaͤndniſſes oder der im Kontumazialverfah⸗ 
ren feſtgeſtellten Umſtaͤnde anderweit nachgewieſen wird. 


H. 104. 


Die Anfechtung einer Rechtshandlung wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, 
daß derſelben ein vollſtreckbarer Vergleich oder ein anderer vollſtreckbarer Titel 
(F. 103. Nr. 2.) hinzugetreten iſt. Vielmehr iſt jeder einer anfechtbaren und 
für ungültig erklaͤrten Rechtshandlung hinzugetretene vollſtreckbare Titel, der 
Glaͤubigerſchaft gegenuͤber, unwirkſam, ohne daß es der beſonderen Anfechtung 
deſſelben bedarf. 


$. 105. 

Die Beſtimmungen wegen Anfechtung von Rechtshandlungen, welche vor: 
ſtehend in Anſehung des Gemeinſchuldners ertheilt ſind, gelten auch von dem 
Erben hinſichtlich der Rechtshandlungen, welche derſelbe ſeit dem Ableben des 
Gemeinſchuldners bis zur Eröffnung des Konkurſes über den Nachlaß in Be⸗ 
treff dieſes letzteren vorgenommen hat. 1—ꝑ 218 a 

- H. 106. 


Dasjenige, was durch eine anfechtbare Rechtshandlung von dem Gemein⸗ 
ſchuldner aus ſeinem Vermoͤgen, oder von dem Erben aus dem Nachlaſſe 
(H. 105.) weggegeben oder veräußert. worden iſt, kann die Glaͤubigerſchaft von 
dem Erwerber zur Konkursmaſſe zuruͤckfordern. i 5 

Bildet jedoch eine freigebige Verfügung des Gemeinſchuldners (F. 102. 
Nr. 2.) den Gegenſtand der Anfechtung, ſo kann das Ruͤckforderungsrecht, 
wenn nicht der Fall des H. 103. Nr. 1. vorliegt, nur inſoweit ausgeuͤbt wer⸗ 
den, als der Erwerber zur Zeit der Anfechtung noch im Beſitze der durch die 
freigebige Verfügung erlangten Sache ſich befindet oder durch den aus derſel⸗ 
ben geloͤſten Werth noch wirklich reicher iſt. 


H. 107. 


Dem Erwerber muß feine Gegenleiſtung vollſtaͤndig erftattet werden. 
Wenn jedoch dem Exwerber bekannt war, daß der Gemeinſchuldner die 
Rechtshandlung nur zum Schein oder in der Abſicht vorgenommen hat, die 
Glaͤubiger zu bevortheilen, ſo kann er die Gegenleiſtung aus der Maſſe nur 
inſoweit zurückfordern, als letztere dadurch reicher geworden iſt. 
Die Anſpruͤche, welche dem Erwerber hiernach zuſtehen, kann derſelbe 
als Maſſeglaͤubiger geltend machen (H. 45.) : 


9. 108. 


= ee 


§. 108. 


Wenn der Empfänger einer anfechtbaren Zahlung das Empfangene zu- 
ruͤckgeben muß, fo tritt feine Forderung wieder in Kraft und er kann dieſelbe 
in dem Konkurſe, jedoch nicht als Maſſeglaͤubiger, geltend machen. 


H. 109. 


Gegen einen dritten Beſitzer der aus dem Vermögen des Gemeinſchuld— 
ners weggegebenen oder veraͤußerten Gegenſtaͤnde, oder der von dem Gemein— 
ſchuldner beſtellten Pfandrechte oder Hypothekenrechte findet das in Beziehung auf 
den Vorbeſitzer zulaͤſſige Anfechtungs- und Ruͤckforderungsrecht ſtatt: 


4) wenn der dritte Beſitzer zur Zeit feiner Erwerbung davon Kenntniß 
gehabt hat, daß die Rechtshandlung des Gemeinſchuldners nur zum Schein 
oder in der Abſicht vorgenommen iſt, die Glaͤubiger zu bevortheilen; 

2) wenn der dritte Beſitzer der Ehegatte des Gemeinſchuldners oder ein 
naher Verwandter oder Verſchwaͤgerter ($. 102. Nr. 3.) ift, fofern 
derſelbe nicht Thatſachen nachweiſt, aus welchen zu entnehmen iſt, daß 
er zur Zeit ſeiner Erwerbung von den Umſtaͤnden, welche das Recht zur 
Anfechtung und Ruͤckforderung gegen den Vorbeſitzer begruͤnden, keine 
Kenntniß gehabt hat; 

3) wenn der dritte Beſitzer die Sache durch eine freigebige Verfuͤgung er⸗ 
worben hat; jedoch unterliegt in dieſem Falle das Ruͤckforderungsrecht 
denſelben Beſchraͤnkungen, welche fuͤr den Fall der Anfechtung einer frei⸗ 
gebigen Verfügung des Gemeinſchuldners zu Gunſten des erſten Erwer⸗ 
bers feſtgeſetzt find (H. 106.). 5 


Gegen Erben findet das in Beziehung auf den Erblaſſer derſelben 
begruͤndete Anfechtungs- und Ruͤckforderungsrecht ohne die vorſtehenden Be⸗ 
ſchraͤnkungen (Nr. 1. bis 3.) ſtatt. 


F. 110. 


Das Recht der Anfechtung kann nicht nur im Wege der Klage, ſondern 
auch im Wege der Einwendung ausgeuͤbt werden. 


H. 111. 


Bei der Entſcheidung uͤber die Zulaͤſſigkeit einer Anfechtung bleiben die 
poſitiven Regeln uͤber die Wirkungen der Beweiſe außer Anwendung. Der er⸗ 
kennende Richter hat, unter Erwägung aller vorliegenden Umſtaͤnde und unter 
genauer Pruͤfung aller beigebrachten Beweiſe, nach ſeiner freien, aus dem In⸗ 
begriff der ſtattgehabten Verhandlungen gefchöpften Ueberzeugung zu entſcheiden, 
ob ein angetretener Beweis als gefuͤhrt anzuſehen ſei oder nicht, oder ob es 
noch der Auferlegung eines nothwendigen Eides beduͤrfe. Insbeſondere bleibt 
auch dem Ermeſſen des Richters vorbehalten, ob und welches Gewicht dabei 
auf die im H. 103. unter Nr. 5. erwähnten Quittungen, Anerkenntniſſe und 
Zugeſtaͤndniſſe gelegt werden kann. Der Richter muß die Gruͤnde, auf welchen 
feine Ueberzeugung beruht, in dem Urtheil vollſtaͤndig anführen. ® 

(Ir, 4227.) Jedoch 
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Jedoch behaͤlt es in Anſehung der Befugniß der Parteien zur Eideszu⸗ 
ſchiebung, ſowie in Anſehung der Wirkung der geſchehenen oder verweigerten 
Ableiſtung zugeſchobener Eide bei den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften ſein 
Bewenden. 5. 45 


Wenn die Glaͤubigerſchaft von dem Rechte der Anfechtung keinen Ge⸗ 
brauch machen will, ſo bleibt jedem einzelnen Konkursglaͤubiger uͤberlaſſen, dieſes 
Recht auf ſeine Koſten auszuuͤben. 

Dasjenige, was ein Gläubiger in ſolcher Weiſe erſtreitet, fließt zur Kon⸗ 
kursmaſſe; jedoch ſind dem Glaͤubiger aus dem erſtrittenen Betrage die ihm 
durch den Prozeß erwachſenen Koſten vorweg zu erſtatten. 


Zweiter Titel. 
Von dem Verfahren im kaufmänniſchen Konkurſe. 


Erſter Abſchnitt. 
Einleitende Beſtimmungen. 
H. 113. 


Der kaufmaͤnniſche Konkurs findet ſtatt, wenn ein Handelsmann, Schiffs⸗ 
rheder, oder Fabrikbeſitzer ſeine Zahlungen einſtellt. 

Die Zahlungseinſtellung iſt vorhanden, wenn der Gemeinſchuldner ſeine 
Zahlungsunfaͤhigkeit ſelbſt erklärt, oder wegen Zahlungsunfaͤhigkeit fein Geſchaͤft 
ſchließt, oder wenn andere Umſtaͤnde vorliegen, aus welchen erhellt, daß der 
Gemeinſchuldner in dem Zuſtande der Zahlungsunfaͤhigkeit fich befindet. 


§. 114. 


Der kaufmaͤnniſche Konkurs findet auch in dem Falle ſtatt: 

1) wenn ein Handelsmann, Schiffsrheder, oder Fabrikbeſitzer ſein Geſchaͤft 
aufgegeben hat und von ihm noch waͤhrend des Geſchaͤftsbetriebes oder 
innerhalb eines Jahres ſeit der Aufgabe des Geſchaͤfts die Zahlungen 
eingeſtellt worden ſind; i 

9) wenn ein Handelsmann, Schiffsrheder, oder Fabrikbeſitzer verſtorben iſt 
und von ihm noch bei Lebzeiten die Zahlungen eingeſtellt worden ſind. 
Die Eroͤffnung des Konkurſes uͤber den Nachlaß iſt in dieſem Falle auch 
waͤhrend der dem Erben geſtatteten Ueberlegungsfriſt und ſelbſt dann zu⸗ 
laͤſſig, wenn der Erbe die Erbſchaft ohne Vorbehalt der Rechtswohlthat 
des Inventars angetreten hat. f 


H. 115. | | 
Für die Eröffnung des Konkurſes und das Konkursverfahren ift das Ge⸗ 


richt kompetent, bei welchem der Gemeinſchuldner feinen ordentlichen perfünlichen 
Gerichtsſtand hat. 0 
x [47 
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Beſteht fuͤr den Ort, nach welchem dieſer Gerichtsſtand ſich beſtimmt, 
ein Handelsgericht, ſo gehoͤrt der Konkurs vor daſſelbe. a f 

Unter mehreren zuſtaͤndigen Gerichten gebuͤhrt demjenigen der Vorzug, 
welches die Eröffnung des Konkurſes zuerſt ausgeſprochen hat. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von der Eröffnung des Konkurſes. 


$. 116. 


Jeder Handelsmann, Schiffsrheder, oder Fabrikbeſitzer, welcher wahrend 
ſeines Geſchaͤftsbetriebes oder innerhalb eines Jahres ſeit der Aufgabe des Ge⸗ 
ſchaͤfts feine Zahlungen einftellt, iſt verpflichtet, davon binnen drei Tagen, den 
Tag 115 Zahlungseinſtellung mitgerechnet, bei dem Gericht (H. 145.) Anzeige 
zu machen. . 

Bei der Anzeige hat der Gemeinſchuldner ſeine Handelsbuͤcher und eine 
Bilanz zu uͤbergeben. Die Bilanz muß eine Aufſtellung aller ſeiner Forderun⸗ 
gen, eine ſummariſche Zuſammenſtellung der uͤbrigen Vermoͤgensſtuͤcke, die Angabe 
des Werths der verzeichneten Vermoͤgensſtuͤcke und eine ſpezielle Auffuͤhrung 
aller Schulden unter Angabe des Wohnorts der Glaͤubiger, ſowie einen das 
Verhaͤltniß des Vermoͤgens und der Schulden darſtellenden Abſchluß enthalten, 
auch mit der Verſicherung der Richtigkeit, ſowie mit dem Datum und der Un⸗ 
terſchrift des Gemeinſchuldners verſehen ſein. Iſt der Gemeinſchuldner außer 
Stande, dieſen Erforderniſſen zu genuͤgen, ſo muß er bei der Anzeige die Gruͤnde 
angeben, welche ihn daran hindern. 


H. 147. 


Die Anzeige, ſowie die Uebergabe der Bücher und der Bilanz (F. 116.) 
geſchieht vor einem hierzu ernannten Beamten des Gerichts. Derſelbe hat 
daruͤber ein Protokoll aufzunehmen, die Buͤcher unter Zuziehung des Gemein⸗ 
ſchuldners durch Beifuͤgung eines Vermerks zu ſchließen, den aͤußeren Zuſtand 
der Buͤcher im Protokolle zu beſchreiben und dabei insbeſondere anzugeben, ob 
Verletzungen derſelben, Raſuren oder Korrekturen erſichtlich ſind. 


H. 118. 

Das Gericht hat den Konkurs zu eroͤffnen, ſobald daſſelbe von der Zah⸗ 
lungseinſtellung durch die Anzeige des Gemeinſchuldners, oder durch einen mit 
ausreichenden Beweiſen unterſtuͤtzten Antrag eines Glaͤubigers, oder auf eine 
andere zuverlaͤſſige Weiſe Kenntniß erhält. Jedoch iſt in dem letzten Falle der 
Konkurs nur dann zu eröffnen, wenn nach dem Ermeſſen des Gerichts aus 
der Ausſetzung der Konkurseroͤffnung beſondere Nachtheile fuͤr die Glaͤubiger 
erwachſen wuͤrden. 

$. 119. 

Die Konkurseröffnung ift durch einen mit Gründen verſehenen Beſchluß 

auszuſprechen. 4 
Jahrgang 1855. (Nr. 4227.) 48 In⸗ 
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Inwiefern zuvor noch Ermittelungen durch Vernehmung des Gemein- 
ſchuldners oder auf andere Weiſe anzuſtellen ſind, hat das Gericht nach feinem 
Ermeſſen zu beſtimmen. N 

H. 120. 


Wenn das Gericht die Konkurseröffnung nicht zulaͤſſig erachtet, fo ſteht 
dem Gläubiger, welcher auf Konkurseroͤffnung angetragen hat, binnen zehn 
Tagen, vom Tage der Zuſtellung des Beſchluſſes an gerechnet, die Beſchwerde 
an die hoͤhere Inſtanz offen. 5 ; 

Wird die Beſchwerde begründet gefunden, fo iſt das Konkursgericht zur 
Eroͤffnung des Konkurſes anzuweiſen. 


$. 121. 


Der Zeitpunkt der Konkurseroͤffnung fallt auf die Stunde, in welcher 
der Beſchluß gefaßt worden iſt. 5 

Dieſe Stunde muß in dem Beſchluſſe angegeben werden. Iſt eine ſolche 
Angabe unterblieben, fo gilt die Mittagsſtunde des Tages, an welchem der Ber 
ſchluß gefaßt worden iſt, als der Zeitpunkt der Konkurseroͤffnung. 


H. 122. 

Das Gericht hat zugleich den Tag des Eintritts der Zahlungseinſtellung 
feſtzuſetzen. \ 

Iſt die Feſtſetzung des Tages der Zahlungseinftellung in dem Befchluffe 
nicht erfolgt, fo wird der Tag der Konkurseroͤffnung, oder wenn der Gemein: 
ſchuldner früher verſtorben iſt, der Todestag deſſelben als der Tag der Zah: 
lungseinſtellung angenommen. 

Auf den Grund neuer Ermittelungen kann der Tag der Zahlungsein⸗ 
ſtellung, ſo lange nicht uͤber die Feſtſetzung deſſelben ein Prozeß eingeleitet iſt 
(K. 125.), durch Beſchluß des Gerichts jederzeit von Amtswegen anderweit 
beſtimmt werden. 

In keinem Falle darf der Tag der Zahlungseinſtellung auf einen fruͤhe⸗ 
ren Zeitpunkt, als ſechs Monate vor der Konkurseroͤffnung, feſtgeſetzt oder an: 
genommen werden. 8 

Die Feſtſetzung des Tages der Zahlungseinſtellung und die rechtskraͤftig 
feſtgeſtellten Abaͤnderungen deſſelben (H. 125.) find bei Anfechtung der vor der 
Konkurseroͤffnung vorgefallenen Rechtshandlungen (Titel I. Abſchnitt 14.) für 
alle Betheiligten bindend. i 

| §. 123. 

Die Konkurseroͤffnung und der Zeitpunkt derſelben, ſowie der feſtgeſetzte 
Tag der Zahlungseinſtellung ſind durch das Konkursgericht ſofort oͤffentlich be⸗ 
kannt zu machen. 8 8 

Die oͤffentliche Bekanntmachung erfolgt durch eine oder mehrere Anzeigen 
in Öffentlichen Blättern nach dem Ermeſſen des Gerichts, ſowie durch oͤffent⸗ 
lichen Anſchlag an der Gerichtsſtelle und an anderen geeigneten Orten, insbe⸗ 

ſondere an der Boͤrſe, wenn ſolche im Gerichtsbezirk vorhanden iſt. 


| Zus 


„ 


Zugleich ift der Staatsanwaltſchaft von der erfolgten Konkurseroͤffnung 
beſondere Nachricht zu geben. 

Jeder Betheiligte kann auf ſeine Koſten eine Abſchrift des Beſchluſſes 
(§§. 119. 120. 122.) verlangen. 


§. 124. 


Der Beſchluß auf Eroͤffnung des Konkurſes kann von dem Gemein⸗ 
N mittelft eines Antrags auf Wiederaufhebung des Konkurſes angefoch- 
ten werden. f 

Der Antrag muß den Erforderniſſen einer Klage entſprechen; er muß 
binnen zehn Tagen, vom Tage des Beſchluſſes an gerechnet, bei dem Konkurs⸗ 
gericht angebracht werden. . 

Ueber den Antrag hat das Konkursgericht im ſchleunigen Prozeſſe zu 
verhandeln und zu entſcheiden. 

Die Gegenpartei des Gemeinſchuldners iſt der Verwalter der Konkurs- 
maſſe und der Glaͤubiger, welcher die Konkurseroͤffnung betrieben hat; andere 
Betheiligte ſind dem Prozeſſe als Intervenienten beizutreten berechtigt. 

Es finden nur die Rechtsmittel der Appellation und der Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde ſtatt. 

5 $. 125. 


Der Beſchluß, durch welchen der Tag der Zahlungseinſtellung beſtimmt 
wird, kann von dem Verwalter der Maſſe und jedem Anderen, welcher ein 
Intereſſe bei der Sache hat, mittelſt eines Antrags auf anderweite Beſtimmung 
des Tages der Zahlungseinſtellung angefochten werden. 

Der Antrag muß den Erforderniſſen einer Klage entſprechen; er muß 
binnen drei Monaten, vom Tage des Beſchluſſes an gerechnet, bei dem Kon⸗ 
kursgericht angebracht werden. N 

Ueber den Antrag hat das Konkursgericht im ordentlichen Prozeſſe zu 
verhandeln und zu entſcheiden. 5 er 

Es finden nur die Rechtsmittel der Appellation und der Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde ſtatt. 

Die Einleitung mehrerer Prozeſſe uͤber die Feſtſetzung des Tages der 
Zahlungseinſtellung iſt nicht zulaͤſſig. Vielmehr koͤnnen, ſobald ein Inkereſſent 
auf anderweite Beſtimmung dieſes Tages angetragen hat, alle uͤbrigen Inter⸗ 
eſſenten, welche eine ſolche ebenfalls verlangen, nur dem uͤber den erſten Antrag 
eingeleiteten Prozeſſe als Intervenienten beitreten. Jedoch find dieſelben bei 
ihren Anträgen in Anſehung des feſtzuſetzenden Tages der Zahlungseinſtellung 
an die Anträge der Hauptparteien nicht gebunden. 


$. 126. | 


Der Antrag auf Wiederaufhebung des Konkurſes ($. 124.) und der 
Antrag auf anderweite Beſtimmung des Tages der Zahlungseinſtellung ($. 125.) 
hat in Betreff des angefochtenen Beſchluſſes keine aufſchiebende Wirkung. 

Das Konkursverfahren muß ſo lange auf Grund des angefochtenen Be⸗ 
ſchluſſes fortgeſetzt werden, als nicht etwas Anderes durch ein rechtskraͤftiges 
Erkenntniß feſtgeſtellt wird. 8 N Fe” 

Nr. 4227.) 48° Die 


8 


Die rechtskräftig feſtgeſtellten Abaͤnderungen des Beſchluſſes find in der- ° 
felben Weiſe öffentlich bekannt zu machen, in welcher die Bekanntmachung des 
Beſchluſſes ſelbſt geſchehen iſt (§. 123.). 


Dritter Abſchnitt. 


Von dem gerichtlichen Kommiſſar und dem einſtweiligen Ver— 
walter der Maſſe. 


§. 127. 


Nach der Eroͤffnung des Konkurſes erfolgt die gerichtliche Bearbeitung 
deſſelben durch einen Kommiſſar des Gerichts, ſoweit nicht in gegenwaͤrtigem 
Geſetze einzelne Geſchaͤfte dem Gericht ſelbſt vorbehalten find, oder die Leber: 
tragung einzelner Geſchaͤfte an beſondere Kommiſſarien geſtattet iſt. 

0 Auf Beſchwerden uͤber den Kommiſſar entſcheidet zunaͤchſt das Konkurs⸗ 
gericht. 
$. 128. 


Bei der Konkurseröffnung hat das Gericht von Amtswegen einen einſt⸗ 
weiligen Verwalter der Maſſe zu beſtellen. f 5 

Der ernannte einſtweilige Verwalter iſt in der. öffentlichen Bekannt⸗ 
machung der Konkurseroͤffnung (§. 123.), oder in einer ſchleunigen nachtraͤg⸗ 
lichen Bekanntmachung namhaft zu machen. Dabei ſind zugleich die Glaͤubi⸗ 
ger aufzufordern, in einem Termin, der nicht uͤber vierzehn Tage hinausgeſetzt 
werden darf, ihre Erklaͤrungen und Vorſchlaͤge uͤber die Beibehaltung des be⸗ 
ſtellten einſtweiligen Verwalters oder die Beſtellung eines anderen einſtweiligen 
Verwalters abzugeben. 

Nach Abhaltung des Termins beſchließt das Gericht uͤber die Beibehal⸗ 
tung des bisherigen oder die Beſtellung eines anderen einſtweiligen Verwalters 
nach ſeinem Ermeſſen, unter Beruͤckſichtigung der von den Glaͤubigern gemach⸗ 
ten Erklaͤrungen und Vorſchlaͤge, ohne jedoch an dieſelben gebunden zu ſein. 
Wird die Beſtellung eines anderen einſtweiligen Verwalters beſchloſſen, ſo iſt 
dieſelbe öffentlich. bekannt zu machen ($. 123.). 


| H. 129. 
Als einſtweiliger Verwalter iſt ein geſchaͤftskundiger Mann zu waͤhlen, 
welcher an dem Orte des Gerichts, oder an dem Orte, wo das Hauptgeſchaͤft 
des Gemeinſchuldners ſich befindet, oder in deren Naͤhe ſeinen Wohnſitz hat. 
Ein Verwandter oder Verſchwaͤgerter des Gemeinſchuldners bis zum 
vierten Grade einſchließlich darf zum einſtweiligen Verwalter nicht ernannt 
werden. | \ 
$. 130, 


Der einſtweilige Verwalter ift nach feiner Ernennung von dem Kom⸗ 
miſſar auf die gewiſſenhafte Ausfuͤhrung der ihm obliegenden Amtsverrichtun⸗ 
gen mittelſt Handſchlags an Eidesſtatt zu verpflichten. 


Das 


Fr 


Das Gericht hat ihm eine Beſtallung zu feiner Legitimation auszu⸗ 
fertigen. \ 
H. 131. 


N 9 einſtweilige Verwalter iſt der Vertreter der Glaͤubigerſchaft und 
er Maſſe. 
Seine Aufgabe iſt, die Maſſe, ſowie die Anſpruͤche an dieſelbe zu ermit⸗ 
teln und feſtzuſtellen und fuͤr die Sicherung der Maſſe Sorge zu tragen. 
Ihm gebuͤhrt die Fuͤhrung von Prozeſſen, welche die Maſſe oder einzelne 
Theile derſelben betreffen; er hat die Maſſe und die Glaͤubigerſchaft bei Eroͤr⸗ 
terung der Anſpruͤche der einzelnen Gläubiger zu vertreten; er kann ſich hier⸗ 
bei, wenn er nicht ſelbſt Rechtsverſtaͤndiger iſt, eines Rechtsbeiſtandes bedienen 
und in einzelnen Faͤllen einen beſonderen Bevollmaͤchtigten beftellen. 


$. 132, 


Der einſtweilige Verwalter ſteht unter der Aufſicht des Gerichts, welche 
zunaͤchſt durch den Kommiſſar ausgeuͤbt wird. 

Der einſtweilige Verwalter muß ſeine Amtsverrichtungen mit der Auf⸗ 
merkſamkeit und Sorgfalt ausfuͤhren, wie ſie geſetzlich einem Bevollmaͤchtigten 
und Verwalter fremder Sachen obliegt. 

Er muß ein kaufmaͤnniſches Tagebuch (Journal) fuͤhren und daſſelbe 
dem Kommiſſar auf Erfordern zur Einſicht vorlegen. 

Er kann unter ſeiner Verantwortlichkeit der Huͤlfe des Gemeinſchuldners 
und anderer Perſonen ſich bedienen. 

Er kann von dem Gemeinſchuldner Aufklaͤrungen uͤber den Zuſtand der 
Maſſe und die an dieſelbe erhobenen Anſpruͤche, ſowie auch uͤber alle andere, 
den Konkurs betreffende Verhaͤltniſſe erfordern. 

Der Kommiſſar hat die Befugniß, zu demſelben Zweck ſowohl den Ge⸗ 
meinſchuldner, als auch andere Perſonen zu vernehmen. i =; 


$. 133. 


Der einftweilige Verwalter Fann feines Amts entlaffen werden, wenn er 
- feinen Verpflichtungen nicht gehörig nachkommt. = 
Ueber die Entlaſſung beſchließt das Gericht auf Antrag oder von Amts⸗ 
wegen, nachdem es zuvor den einſtweiligen Verwalter in nicht oͤffentlicher 
Sitzung mit ſeiner Erklaͤrung gehoͤrt hat. 
Gegen den Beſchluß, welcher die Entlaſſung ausſpricht, findet eine Be⸗ 
ſchwerde oder ein ſonſtiges Rechtsmittel nicht ſtatt. 
f Die Entlaſſung iſt oͤffentlich bekannt zu machen und es muß die Beſtel⸗ 
lung eines neuen einſtweiligen Verwalters erfolgen (§. 128.). 


H. 134. 
Der einſtweilige Verwalter hat fuͤr ſeine Geſchaͤftsfuͤhrung eine Beloh⸗ 
nung und Entſchaͤdigung aus der Maſſe zu fordern. 
Der Betrag wird auf eingereichte Liquidation und auf Vortrag des 
Kommiſſars von dem Gericht nach den Beſtimmungen des dem gegenwaͤrtigen 
(Nr. 4227.) i Geſetze 
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Geſetze beigefuͤgten Tarifs feſtgeſetzt, ſofern nicht deshalb eine anderweite Ver⸗ 

einigung mit den Glaͤubigern unter Genehmigung des Gerichts getroffen iſt. 

Alle dieſe aus der Maſſe zu leiſtenden Ausgaben gehoͤren zu den Kom⸗ 
munkoſten. i a 

$. 135. f ö 

In Fällen, wo der einſtweilige Verwalter ein perſoͤnliches Intereſſe als 
Glaͤubiger oder aus einem anderen Grunde gegen die Glaͤubigerſchaft und die 
Maſſe verfolgt, hat das Gericht einen Spezialvertreter der Glaͤubigerſchaft und 
der Maſſe zu beftellen. 

$. 136. f 


Im Falle eines außerordentlichen Umfangs der Verwaltungsgeſchaͤfte 
kann das Gericht nach Anhörung des einſtweiligen Verwalters und auf gut: 
achtliche Aeußerung des Kommiſſars dem einſtweiligen Verwalter fuͤr beſtimmte 
Zweige der Verwaltung beſondere Verwalter beigeben. 5 

Die beſonderen Verwalter haben innerhalb der ihnen uͤberwieſenen Ge— 
ſchaͤftskreiſe die Rechte und Pflichten des einſtweiligen Verwalters. Der Letz⸗ 
tere iſt für die Geſchaͤftsfuͤhrung derſelben nicht verantwortlich; er iſt jedoch 
befugt, von ihnen jede die Verwaltung betreffende Auskunft zu verlangen, auch 
geeignetenfalls ihre Entlaſſung zu beantragen. 


Vierter Abſchnitt. 


Von der Verhaftung des Gemeinſchuldners, ſowie von der Sie— 
gelung, dem offenen Arreſt und der Beſchlagnahme der 
N Immobilien. 


$. 137. 


Bei der Konkurseroͤffnung hat das Gericht von Amtswegen tiber die 
Verhaftung des Gemeinſchuldners zu beſchließen, die ſofortige Siegelung an⸗ 
Wü den offenen Arreſt zu verhaͤngen und die Immobilien in Beſchlag zu 
nehmen. 

Das Gericht kann dieſe Sicherungsmaaßregeln, oder einzelne derſelben, in 
dringenden Fällen auch ſchon vor der Beſchlußfaffung über die Konkurseröffnung 
auf den Antrag eines Glaͤubigers oder von Amtswegen treffen. 

Wohnt der Gemeinſchuldner in dem Bezirk eines Einzelrichters, fo ſteht 
dem Letzteren eine gleiche Befugniß zu, wenn der Gemeinſchuldner nach der 
Zahlungseinſtellung entweicht, oder wenn Sachen deſſelben bei Seite geſchafft 
werden. Der Richter hat die Verhandlungen über die getroffenen Maaßregeln 
ſofort an das Konkursgericht abzugeben. \ 


§. 138. 
Ueber die Verhaftung des Gemeinſchuldners (H. 137.) beſchließt das 
Gericht nach ſeinem Ermeſſen. 
Die Verhaftung muß verfuͤgt werden, wenn der Gemeinſchuldner der 
Flucht verdaͤchtig iſt, oder wenn er ſich zur Zeit der Konkurseroͤffnung bereits 
; in 
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in Schuldhaft befindet. Auch iſt dieſelbe in der Regel anzuordnen, wenn der 
Gemeinſchuldner den Vorſchriften uͤber die Verpflichtung zur Anzeige der Zah⸗ 
lungseinſtellung, ſowie zur Uebergabe der Handelsbuͤcher und der Bilanz ($. 116.) 
nicht genuͤgt hat, oder wenn Wechſelklagen gegen ihn angeſtellt ſind oder Wechſel⸗ 
proteſte gegen ihn erhoben werden. 

Die Haft des Gemeinſchuldners iſt als Schuldhaft zu behandeln. 

Dieſelbe iſt ſo lange fortzuſetzen, als es nach dem Ermeſſen des Gerichts 
zur Foͤrderung oder Sicherſtellung der Verhandlungen im Konkurſe noͤthig iſt. 


H. 139. 


Im Laufe des Konkursverfahrens kann die Verhaftung oder Wiederver- 
haftung des Gemeinſchuldners aus den vorbezeichneten Gründen (F. 138.), ſowie 
in dem Falle ſtattfinden, wenn derſelbe den Verfügungen des Gerichts oder 
des Kommiſſars, oder den Aufforderungen des Verwalters der Maſſe nicht 
Folge leiſtet. 

$. 140. 


3 Durch die vorſtehenden Beſtimmungen ($$. 138. 139.) wird in den geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften uͤber die Verhaͤngung der Unterſuchungshaft gegen den Ge⸗ 
meinſchuldner nichts geändert. 8 

Wenn das Gericht die Entlaſſung des Gemeinſchuldners aus der Schuld⸗ 
haft beſchließt, fo iſt jederzeit die Staatsanwaltſchaft zu benachrichtigen. 

Die Staatsanwaltſchaft kann allen Verhandlungen im Konkurſe beiwoh⸗ 
nen und alle ihr erheblich ſcheinenden Nachrichten fordern. 


$. 141, 


Die Siegelung ($. 137.) erfolgt durch den Kommiffar oder einen anderen 
geeigneten Gerichtsbeamten. i 

Dieſelbe erſtreckt ſich auf das ſaͤmmtliche Mobiliarvermoͤgen und die Schrif⸗ 
ten des Gemeinſchuldners. 

Die Siegelung von Gegenſtaͤnden, welche fich unter einer anderen Ge: 
0 befinden, iſt durch Requiſition des zuſtaͤndigen Gerichts zu bes 
wirken. 

H. 142. 


Bei der Siegelung iſt wo moͤglich der ernannte einſtweilige Verwalter 
der Maſſe zuzuziehen. 

Der Siegelung unterliegen alle Geſchaͤftsraͤume, Lager und Kaſſen des 
Gemeinſchuldners, ingleichen alle ſonſtigen Raͤume und Behaͤltniſſe deſſelben, in 
welchen ſich Gegenſtaͤnde befinden, die in Verwahrung zu nehmen ſind. 

Die Aufſicht uͤber die angelegten Siegel muß dem einſtweiligen Verwalter 
oder einer anderen zuverlaͤſſigen Perſon mit der Anweiſung anvertraut werden, 
jede an denſelben bemerkte Verletzung dem Kommiſſar fofort zu melden. 


§. 143. 


Vron der Siegelung bleiben ausgeſchloſſen: ö N 
1) Kleidungsſtuͤcke, Hausgeraͤth und andere Sachen, ſofern dieſelben dem 
(Ir. 4227.) Gemein⸗ 
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Gemeinſchuldner und deſſen Familie zu ihrem perſoͤnlichen Gebrauch 
unentbehrlich ſind; dieſe Gegenſtaͤnde werden nicht zur Konkursmaſſe 


ezogen; . 

2) die Handels cher des Gemeinſchuldners, wenn ſie noch nicht dem Ge⸗ 
richt übergeben find; der Kommiſſar oder der Gerichtsbeamte (. 141.) 
hat dieſelden zu ſchließen, nach ihrem aͤußeren Zuſtande im Protokolle 
a Ken (H. 117.) und demnaͤchſt an den einſtweiligen Verwalter 
abzugeben; ö 

3) die Handelspapiere, wenn ſie auf kurze Verfallzeit geſtellt ſind, oder 
wenn ſie des Aecepts beduͤrfen, oder wenn in Betreff derſelben Siche⸗ 
rungsmaaßregeln ergriffen werden muͤſſen; dieſe Papiere werden verzeich⸗ 
net und demnaͤchſt dem einſtweiligen Verwalter uͤbergeben; a 

4) Pretioſen, baare Gelder und geldwerthe Papiere; dieſelben ſind an das 

gerichtliche Depoſitorium abzuliefern; 10 

5) Sachen, deren ſchleunige Verſilberung rathſam erſcheint, weil ihre längere 
Aufbewahrung der Maſſe unnuͤtze Koſten verurſachen wuͤrde, oder weil 
ſie dem Verderben oder einer Entwerthung in kurzer Zeit ausgeſetzt ſind; 
dergleichen Sachen, ſowie Thiere und andere Gegenſtaͤnde, welche nicht 
unter Sperre genommen werden koͤnnen, ſind zu verzeichnen, abzuſchaͤtzen 
und dem einſtweiligen Verwalter oder einer anderen zuverlaͤſſigen Perſon 
zur Obhut und Wartung zu uͤbergeben; 

6) Gegenſtaͤnde, welche zum Geſchaͤft des Gemeinſchuldners dienen, ſofern 
der Kommiſſar die einſtweilige Fortſetzung dieſes Geſchaͤfts anordnet. 


§. 144. 


Die Fortſetzung des Geſchaͤfts des Gemeinſchuldners, im Ganzen oder 
in einzelnen Zweigen, kann von dem Kommiſſar bei der Siegelung angeordnet 
werden, wenn die ſofortige Einſtellung deſſelben von bedeutendem Schaden fuͤr 
die Maſſe ſein wuͤrde. Der Kommiſſar hat hieruͤber den bei der Siegelung 
gegenwaͤrtigen einſtweiligen Verwalter zu hoͤren, nach Befinden den Verwalter 
oder eine andere geeignete Perſon mit der einſtweiligen Fortfuͤhrung des Ge⸗ 
ſchaͤfts für Rechnung der Maſſe, unter Vorkehrung angemeſſener Sicherungs—⸗ 
maaßregeln, zu beauftragen und unverzuͤglich dem Gericht Anzeige zu erſtatten. 

Das Gericht beſchließt ſodann uͤber die Beſtaͤtigung oder Abaͤnderung der 
getroffenen Maaßregeln; auch kann das Gericht ſpaͤter geeignetenfalls die Fort⸗ 
fuͤhrung des Geſchaͤfts einſtellen, oder eine Abaͤnderung der getroffenen Maaß⸗ 
regeln eintreten laſſen. N 

$. 145. 


Durch den offenen Arreſt ($. 137.) muß Allen, welche von dem Gemein⸗ 
ſchuldner etwas an Geld, Papieren oder anderen Sachen in Beſitz oder Ge⸗ 
wahrſam haben, oder welche ihm etwas verſchulden, aufgegeben werden, nichts 
an denſelben zu verabfolgen oder zu zahlen, vielmehr dem Gericht oder dem 
Verwalter der Maſſe von dem Beſitz der Gegenſtaͤnde innerhalb einer beſtimm⸗ 
ten Friſt Anzeige zu machen und Alles, mit Vorbehalt ihrer etwanigen Rechte, 
zur Konkursmaſſe abzuliefern. ; 


F. 146, 
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$. 146. f 
Pfandinhaber und andere Glaͤubiger, welche mit denſelben gleiche Rechte 
haben, find nur verpflichtet, von den in ihrem Beſitz befindlichen Pfandſtuͤcken 
Anzeige zu machen (§. 145.). Konzeſſionirte Pfandleiher und diejenigen Inſti⸗ 
tute, welche ſich ſelbſt aus einem Pfande zu befriedigen befugt ſind, haben die 
Anzeige nur auf beſonderes Erfordern des Gerichts zu leiſten. 


§. 147. 

Wer die erforderliche Anzeige uͤber den Beſitz von Vermoͤgensſtuͤcken des 
Gemeinſchuldners ($$. 145. 140.) nicht innerhalb der beſtimmten Frift leiſtet, 
wird, wenn er keine genuͤgende Entſchuldigung nachweiſt, aller Rechte verluſtig, 
welche ihm an dieſen Vermoͤgensſtuͤcken zuſtehen. a 

+ $. 148. 

Die Bekanntmachung des offenen Arreftes iſt auf die für die öffentliche 
Bekanntmachung der Konkurseroͤffnung vorgeſchriebene Weiſe ($. 123.) und 
in Verbindung mit dieſer Bekanntmachung zu bewirken. i 

Den bekannten Schuldnern des Gemeinſchuldners, ſowie den bekannten 
Pfandinhabern und mit denſelben gleichberechtigten Glaͤubigern ($. 146.) iſt 
gleichzeitig oder nachträglich eine Abſchrift der Bekanntmachung zuzuſtellen. 

$. 149. s 

Die Poſtanſtalten fuͤr die Orte, wo der Gemeinſchuldner wohnt oder ſein 

Geſchaͤft betreibt, muͤſſen von der Arreſtlegung ſofort beſonders benachrichtigt 


werden; es ſind dieſelben zu veranlaſſen, alle fuͤr den Gemeinſchuldner eingehen⸗ 
den Sendungen und Briefe dem Verwalter der Maſſe auszuhaͤndigen. 
$ 150. nt 

Die Beſchlagnahme der Immobilien (F. 137.) erfolgt durch Entſetzung 
des Gemeinſchuldners aus dem Beſitze, durch Beſchlagnahme der Einkuͤnfte 
mittelſt Adminiſtration oder Sequeſtration, und durch Eintragung der Konkurs⸗ 
eröffnung in die Hypothekenbuͤcher. Bei dieſer Eintragung genügt der Vermerk 
der Konkurseroͤffnung, die Angabe des Zeitpunktes derſelben und die Bezeichnung 
des Konkursgerichts. i N 

Soweit das Konkursgericht ſelbſt zur Vornahme dieſer Handlungen nicht 
zuftändig ift, hat das Gericht oder der Kommiſſar dieſelben bei den zuſtaͤndigen 
Behoͤrden zu beantragen. e 


Fünfter Abſchnitt. 
Von den Maaßregeln zur Ermittelung, Erhaltung und 
vorläufigen Benutzung der Konkurs maſſe. 


H. 451. 


Bis zur Ernennung des definitiven Verwalters beſchraͤnkt ſich die Ver⸗ 
Jahrgang 1855. (Nr. 4227.) 49 wal⸗ 
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waltung der Konkursmaſſe auf die Maaßregeln zur Ermittelung, Erhaltung und 
vorlaͤufigen Benutzung derſelben. | | 

| Maaßregeln anderer Art find nur dann zu treffen, wenn deren Unterlaffung 
oder Verſchiebung zum Nachtheil der Maſſe gereichen wuͤrde. 


a $. 152. 
Zu den Amtsverrichtungen, welche der einſtweilige Verwalter in Gemaͤß⸗ 
heit der vorſtehenden Beſtimmung ($. 151.) vorzunehmen hat, gehören insbe: 
ſondere folgende: 


1) er hat die Entſiegelung und Inventur, ſowie die Herſtellung der Bilanz 
herbeizufuͤhren; a 
2) er hat die beſtehenden Mieth- und Dienſtkontrakte, deren Fortſetzung nicht 
etwa zur Verwaltung der Maſſe erforderlich iſt, in Anſehung der Glaͤu⸗ 
bigerſchaft aufzuheben, ſobald es geſetzlich ſtatthaft iſt ($$. 18. bis 20.); 
3) er hat die an den Gemeinſchuldner eingehenden Sendungen und Briefe in 
Empfang zu nehmen und die Briefe durch denſelben in ſeiner Gegenwart 
eroͤffnen zu laſſen, oder wenn der Gemeinſchuldner nicht ſofort zu er⸗ 
langen iſt, ſelbſt zu eroͤffnen; ; 
er hat die etwa noch erforderliche Beſchlagnahme von Vermoͤgensſtuͤcken 
des Gemeinſchuldners zu veranlaſſen; er hat die Rimeſſen zu praͤſentiren 
und die Proteſte zu erheben; er hat die Erlangung von Hypotheken⸗ 
rechten fuͤr die Maſſe auf Grund der bereits von dem Gemeinſchuldner 
erworbenen, aber noch nicht eingetragenen Titel zu betreiben; er hat die 
fälligen ausſtehenden Forderungen einzuziehen und nöthigenfalls einzukla⸗ 
gen, ſofern nicht die Zahlungsunfaͤhigkeit der Schuldner erhellt; er hat 
in ſchwebenden Rechtsſtreitigkeiten geeignetenfalls die noch zulaͤſſigen 
Rechtsmittel einzulegen ($. 8.); 
5) er hat fuͤr die Verwaltung der Immobilien, Gerechtigkeiten und Schiffe 
Sorge zu tragen; 
6) er hat die vorzunehmenden Veraͤußerungen zu betreiben. 


§. 153. 


Die Entſiegelung und Inventur erfolgt durch den Kommiſſar oder einen 

anderen geeigneten Gerichtsbeamten, unter Zuziehung des einſtweiligen Verwal⸗ 
ters, 1 5 1 : des Gemeinſchuldners, wenn derſelbe ohne Aufenthalt 
u erlangen iſt. 
. Die unter Siegel gelegten Vermoͤgensſtuͤcke werden nach und nach, fo 
wie die Siegel abgenommen werden, einzeln verzeichnet und abgeſchaͤtzt. Die 
Abſchaͤtzung erfolgt durch Sachverſtaͤndige, welche der Kommiſſar auf den Vor⸗ 
ſchlag des einſtweiligen Verwalters beſtimmt. 

Es iſt feſtzuſtellen, welche von denjenigen Gegenſtaͤnden noch vorhanden 
ſind, die von der Siegelung ausgeſchloſſen bleiben. 

Nach den vorſtehenden Ermittelungen iſt ein Inventar tiber die Vermoͤ⸗ 
gensſtuͤcke und Schriften anzufertigen und von dem Kommiſſar, ſowie dem einſt⸗ 
weiligen Verwalter zu unterzeichnen. Die ausſtehenden Forderungen . i 

Schul⸗ 


4 


— 
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Schulden werden nicht einzeln in das Inventar aufgenommen, ſondern gehören 
in die Bilanz. f 

Die verzeichneten Vermoͤgensſtuͤcke und Schriften werden dem einſtweiligen 
Verwalter uͤbergeben, ſoweit nicht die Aufbewahrung derſelben in dem gericht⸗ 
lichen Depoſitorium erfolgen muß (F. 143. Nr. 4.). 


$. 154, 


Wenn der Gemeinſchuldner ein öffentliches Amt verwaltet hat, fo find 
der vorgeſetzten Dienſtbehoͤrde alle bei der Inventur vorgefundenen dienſtlichen 
Schriften, ſowie alle Buͤcher, Siegel und andere Gegenſtaͤnde zu verabfolgen, 
Neu 9 0 Gemeinſchuldner zur Berkaftüg feines Amtes anvertraut wor⸗ 

en ſind. 

Daſſelbe gilt von den e welche der Gemeinſchuldner auf 
eigene Koſten zum dienſtlichen Gebrauch angeſchafft hat, ſofern die Gegenſtaͤnde 
ohne Nachtheil des Dienſtes nicht veraͤußert werden koͤnnen; in dieſem Falle 
muß der Konkursmaſſe der Taxwerth der Gegenſtaͤnde vergütet werden. Der 
Dienſtbehoͤrde ſteht frei, dieſe Gegenftände in der Konkursmaſſe zu belaffen, wenn 
dieſelben in einen ſolchen Zuſtand geſetzt werden, daß ſie ohne Nachtheil fuͤr 
den Dienſt veraͤußert werden koͤnnen. i 

Die Dienſtbehoͤrde iſt von dem Tage, an welchem die Inventur ſtattfindet, 
vorher in Kenntniß zu ſetzen; ſie hat die Befugniß, bei der Inventur das In⸗ 
tereſſe des Dienſtes durch einen Beamten wahrnehmen zu laſſen. 

$. 155. 

Wenn der Gemeinſchuldner eine Bilanz übergeben hat (H. 116.), fo ift 
dieſelbe durch den einſtweiligen Verwalter zu prüfen und zu berichtigen; iſt noch 
keine Bilanz vorhanden, ſo muß dieſelbe von dem einſtweiligen Verwalter auf⸗ 
geſtellt werden. 8 f 

Bei der Aufſtellung, oder bei der Pruͤfung und Berichtigung der Bilanz 
iſt der Gemeinſchuldner zuzuziehen, wenn derſelbe ohne Aufenthalt zu erlangen iſt. 

Die Aufſtellung, Pruͤfung und Berichtigung der Bilanz erfolgt auf Grund 
des Inventars, der Buͤcher und Papiere des Gemeinſchuldners, ſowie auf Grund 
der Aufklaͤrungen, welche ſich der einſtweilige Verwalter durch den Gemein⸗ 
ſchuldner oder auf andere Weiſe verſchaffen kann. N 

Die Bilanz iſt an den Kommiſſar abzugeben und nebſt dem Inventar in 
dem Gerichtslokale zur Einſicht jedes Betheiligten offen zu legen. 


$. 156. 


Nach Aufſtellung der vollftändigen Vermoͤgensuͤberſicht hat der Kommiſſar 
auf den Antrag des einſtweiligen Verwalters oder eines Glaͤubigers dem Ge⸗ 
meinſchuldner den Manifeſtationseid abzunehmen. Dem Ermeſſen des Gerichts 
bleibt es uͤberlaſſen, ob der Manifeſtationseid in Folge eines ſolchen Antrages 
auch dem Ehegatten, den erwachſenen Kindern, den Dienſtboten und den Ge⸗ 
huͤlfen des Gemeinſchuldners, ſowie den zu deſſen Hausſtande gehoͤrigen anderen 
Perſonen abzunehmen iſt. N 
Gr. 4227.) 49° $. 157. 
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H. 157. 


Zur Veraͤußerung von Waaren und anderen Mobiliargegenſtaͤnden kann, 
ſofern dieſelbe nicht durch die Fortführung des Geſchaͤfts des Gemeinſchuldners 
bedingt iſt, nur dann geſchritten werden, wenn die Unterlaſſung oder Verſchie⸗ 
bung der Veraͤußerung zum Nachtheil der Maſſe gereichen wuͤrde. 

Die Veraͤußerung von Sachen, deren laͤngere Aufbewahrung der Maſſe 
unnuͤtze Koſten verurſachen wuͤrde, oder welche dem Verderben oder einer Ent⸗ 
werthung in kurzer Zeit ausgeſetzt find. ($. 143. Nr. 5.), muß unverzüglich. vor⸗ 
genommen werden. s 

Die Veraͤußerung der Immobilien, Gerechtigkeiten und Schiffe bleibt 
ausgeſetzt; jedoch muß die gerichtliche Abſchaͤtzung derſelben ſtattfinden. ö 
Fur den Fall der Exekution hat es bei den darüber ertheilten beſonderen 
Vorſchriften (F. 9.) fein Bewenden. 


H. 158. 


Der einſtweilige Verwalter bedarf der Genehmigung oder Ermaͤchtigung 
des Kommiſſars: N i } 

1) wenn die Veräußerung von Waaren oder anderen Mobiliargegenftänden 
außer dem Falle der Fortfuͤhrung des Geſchaͤfts des Gemeinſchuldners 
erfolgen ſoll (§. 157.); der Kommiſſar hat zugleich zu beſtimmen, ob 
die Veräußerung nach Maaßgabe der im Exekutionsverfahren geltenden 
Vorſchriften, oder in Abweichung von denſelben ſtattfinden ſoll; 

2) wenn bei der Verwaltung der Immobilien, Gerechtigkeiten oder Schiffe 
von der bisherigen oder gewoͤhnlichen Benutzungsart, oder von den fuͤr 
Exekutionen geltenden Vorſchriften abgewichen werden ſoll; 

3) wenn es ſich um Anerkennung von Vindikationsanſpruͤchen handelt, 
welche Gegenſtaͤnde betreffen, deren Taxwerth den Betrag von funfzig 
Thalern uͤberſteigt; 

4) wenn es ſich um Abſchließung von Vergleichen handelt, ſofern der 
Be des fireitigen Gegenſtandes den Betrag von funfzig Thalern 
uͤberſteigt; | 

5) wenn es ſich um die Anftellung von Klagen, um die Anfechtung von 
Rechtshandlungen des Gemeinſchuldners, um die Aufhebung von Rechts⸗ 
geſchaͤften deſſelben, oder um den Eintritt in ſolche Rechtsgeſchaͤfte 
handelt. | 

§. 159. 


Der einſtweilige Verwalter bedarf der Genehmigung oder Ermächtigung 
des Gerichts zur Anerkennung von Vindikationsanſpruͤchen, zur Abſchließung 
von Vergleichen und zur Anſtellung von Klagen, inſofern die Vindikationsan⸗ 
ſpruͤche, die Vergleiche und die Klagen Immobilien, Gerechtigkeiten oder Schiffe 
betreffen. 
ö 5 $. 160. 

In allen Faͤllen, in welchen es ſich um Ertheilung der Genehmigung 
oder Ermaͤchtigung des Kommiſſars oder des Gerichts handelt, hat der 115 

ei miffer 
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miſſar zuvor den Gemeinſchuldner, ſofern derſelbe ohne Aufenthalt vernommen 
werden kann, mit ſeiner Anſicht zu hoͤren. 5 

Ein Vergleich kann beim Widerſpruch des Gemeinſchuldners nicht ge⸗ 
nehmigt werden, wenn derſelbe die Subſtanz von Immobilien, Gerechtigkeiten 
oder Schiffen betrifft. 


$. 161. 


i 5 In Anſehung des Geldverkehrs ſind die nachſtehenden Vorſchriften maaß⸗ 
gebend: f 


1) Zahlungen, welche an die Maſſe zu leiſten find, nimmt der einſtweilige 
Verwalter in Empfang; 

2) laufende Verwaltungsausgaben und ſonſtige Zahlungen aus der Maſſe, 
deren Nothwendigkeit und Betrag feſtſteht, hat der einſtweilige Verwalter 
aus den vorhandenen Beſtaͤnden zu leiſten; 

3) der einſtweilige Verwalter iſt verpflichtet, woͤchentlich dem Kommiſſar 
eine Ueberſicht der Einnahmen und Ausgaben vorzulegen und die Be⸗ 
ſtaͤnde an Geldern und geldwerthen Papieren zum gerichtlichen Depoſi⸗ 
torium abzuliefern; zur Beſtreitung der Auslagen und Koſten iſt ihm 
jedoch ein angemeſſener Beſtand in Haͤnden zu laſſen. Im Falle der 
Unterlaſſung der Ablieferung verſchuldet er von Rechtswegen ſeit dem 
Tage des Empfangs der Maſſe ſechs Prozent Zinſen, welche das Ge: 
richt im geeigneten Falle bis auf zwanzig Prozent erhoͤhen kann, vorbe⸗ 
haltlich der ſonſt etwa gegen denſelben zu ergreifenden Maaßregeln. 


$. 162. 


Dem Gemeinſchuldner muß auf deſſen Antrag aus dem Vermoͤgen, welches 
derſelbe erſt nach der Konkurseroͤffnung erlangt (F. 1.), eine Unterſtuͤtzung zu 
ſeinem Unterhalt und zum Unterhalt ſeiner Familie gewaͤhrt werden. Soweit 
dieſes Vermoͤgen hierzu nicht hinreicht, kann die benoͤthigte Unterſtuͤtzung aus 
der uͤbrigen Maſſe ergaͤnzt werden. 

Ueber den Antrag des Gemeinſchuldners und uͤber den Betrag der Unter⸗ 
ſtuͤtzungsſumme wird von dem Gericht auf gutachtliche Aeußerung des einſtwei⸗ 
ligen Verwalters durch Beſchluß entſchieden. 

Das Gericht kann, nach Anhoͤrung des einſtweiligen Verwalters, dem 
Gemeinſchuldner und deſſen Familie auch die Wohnung in einem zur Maſſe 
gehoͤrigen Grundſtuͤck bis zum Verkauf deſſelben geſtatten. 


$. 163, 


Der einftweilige Verwalter muß binnen Monatsfriſt nach feiner Ernen⸗ 
nung uͤber die Lage der Sache, die hauptſaͤchlichen Gruͤnde und Veranlaſſun⸗ 
gen, ſowie über die Natur und den Karakter des Konkurſes einen ſchriftlichen 
Bericht erſtatten. Der Kommiſſar hat dieſen Bericht alsbald mit ſeinen Be⸗ 
merkungen zu verſehen und dem Konkursgericht einzureichen, auch Abſchrift des 
Berichts nebſt den Bemerkungen der Staatsanwaltſchaft mitzutheilen. 


Gr. 4227.) Sechſter 
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Sechſter Abſchnitt. 


Von der Berufung der Konkursglaͤubiger und Pruͤfung der 
Anſpruͤche derſelben. 


H. 164. 


Spaͤteſtens innerhalb vierzehn Tagen nach der Konkurseroͤffnung hat das 
Gericht alle diejenigen, welche an die Maſſe Anſpruͤche als Konkursglaͤubiger 
machen wollen, aufzufordern: 

1) ihre Anſpruͤche, dieſelben mögen bereits rechtshaͤngig fein oder nicht, mit 
dem ihnen etwa zuſtehenden Vorrecht bis zu einem gewiſſen Tage bei 
dem Gericht ſchriftlich oder zu Protokoll anzumelden, und 

2) an einem weiteren beſtimmten Tage zur Prüfung der angemeldeten An— 
ſpruͤche vor dem Kommiſſar zu erſcheinen. 


H. 1 65. 


Die Beſtimmung der Anmeldungsfriſt und des Pruͤfungstermins haͤngt 
von dem Ermeſſen des Gerichts ab; doch darf die Anmeldungsfriſt nicht unter 
drei und nicht uͤber ſechs Wochen vom Tage der Aufforderung an betragen; 
der Pruͤfungstermin darf nicht uͤber vier Wochen nach dem Ablauf der Anmel⸗ 
dungsfriſt anberaumt werden. 150 

H. + 2 


Wenn bekannt oder anzunehmen iſt, daß auslaͤndiſche Glaͤubiger vorhan⸗ 
den ſind, welche außerhalb der Deutſchen Bundesſtaaten wohnen oder ihre 
Handelsniederlaſſung haben, ſo hat das Gericht in der Aufforderung zugleich 
eine zweite Anmeldungsfriſt zu beſtimmen und zur Pruͤfung der Forderungen, 
welche innerhalb derſelben, nach dem Ablauf der erſten Friſt, angemeldet wer⸗ 
den, einen zweiten Termin anzuberaumen. 

Die zweite Anmeldungsfriſt ſoll nicht unter drei und nicht uͤber ſechs 
Monate vom Tage der Aufforderung an betragen; der zweite Pruͤfungstermin 
darf nicht uͤber vier Wochen nach dem Ablauf der Friſt anberaumt werden. 


H. 167. 


Wenn nach dem erſten Pruͤfungstermin (F. 164.) bekannt oder anzuneh⸗ 
men iſt, daß Glaͤubiger vorhanden ſind, welche ihre Forderungen noch nicht 
angemeldet haben, ſo hat das Gericht alle Konkursglaͤubiger, deren Anmeldung 
noch nicht eingegangen iſt, aufzufordern, ihre Anſpruͤche innerhalb einer beſtimm⸗ 
ten Friſt anzumelden. f 

ZBaaugleich find ſaͤmmtliche Gläubiger aufzufordern, an einem weiteren be⸗ 
ſtimmten Tage zur Pruͤfung der neu angemeldeten Anſpruͤche vor dem Kom⸗ 
miſſar zu erſcheinen. f 

Bei Beſtimmung der Anmeldungsfriſt und des Pruͤfungstermins find die 
Vorſchriften des H. 165. maaßgebend. f 

Wenn jedoch bereits anderweit eine zweite Anmeldungsfriſt und ein 
zweiter Pruͤfungstermin angeordnet find (§. 166.), fo iſt die eee 

un 
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und der Pruͤfungstermin fo zu beſtimmen, daß fie mit den bereits nach H. 166. 
angeordneten zuſammenfallen. 
$. 168. 


Die Aufforderung ($$. 164. bis 167.) iſt oͤffentlich bekannt zu machen. 
Die Bekanntmachung erfolgt auf die fuͤr die Bekanntmachung der Konkurs⸗ 
eroͤffnung vorgeſchriebene Weiſe (F. 123.) und geeignetenfalls in Verbindung 
mit derſelben. : 

Die Aufforderung iſt außerdem gleichzeitig oder nachträglich der Steuer⸗ 
erhebungsſtelle und dem Gemeindevorſtande am Wohnorte des Gemeinfchuld- 
ners, ſowie jedem bekannten Glaͤubiger, nach einem durch den einſtweiligen 
Verwalter anzufertigenden Verzeichniſſe, in einfacher Abſchrift zu uͤberſenden. 
Jedoch iſt in keinem Falle die Wirkſamkeit der Aufforderung von dieſer be— 
ſonderen Zuſtellung abhaͤngig. 


H. 169. x 


Die Anmeldung der Forderung muß den Namen, Wohnort und Stan 
des Glaͤubigers, ſowie den Betrag und den Rechtsgrund der Forderung ent⸗ 
halten. Die Beweismittel für die Richtigkeit und das Vorrecht der Forde— 
rung find der Anmeldung beizufügen oder darin anzugeben; wird die Anmel⸗ 
dung ſchriftlich eingereicht, ſo iſt zugleich eine Abſchrift derſelben und ihrer 
Anlagen beizufuͤgen. . 

Iſt die Forderung zur Zeit der Konkurseroͤffnung bereits rechtshaͤngig, 
ſo genuͤgt zur Begruͤndung derſelben die Bezugnahme auf die daruͤber vorhan⸗ 
denen Verhandlungen. 

$. 170. 


Die eingehenden Anmeldungen werden dem einſtweiligen Verwalter ſo⸗ 
fort in Abſchrift mitgetheilt; den Glaͤubigern iſt geſtattet, dieſelben in dem Buͤ⸗ 
reau des Gerichts einzuſehen. 

Der einſtweilige Verwalter hat ſich, ſoweit es moͤglich iſt, noch vor dem 
Pruͤfungstermin uͤber die Anmeldungen zu erklaͤren. 

Zwiſchen dem Ablauf der Anmeldungsfriſt und dem Pruͤfungstermin 
iſt eine tabellariſche Nachweiſung aller eingegangenen Anmeldungen nach der 
Folgereihe der Vorrechte, welche in Anſpruch genommen werden, anzufertigen 
und im Buͤreau des Gerichts offen zu legen. 


§. 171. 


In dem Pruͤfungstermin muß der einſtweilige Verwalter gegenwaͤrtig 
ſein; der Gemeinſchuldner wird ebenfalls zugezogen, wenn er zu erlangen iſt; 
die Buͤcher des Gemeinſchuldners ſind zur Einſicht bereit zu halten. 

Die ſaͤmmtlichen Forderungen, welche innerhalb der beſtimmten Friſt 
angemeldet worden ſind, werden im Termin zur Pruͤfung gezogen. Der Kom⸗ 
miſſar verhandelt muͤndlich, geht die Forderungen Poſt fuͤr Poſt durch, hoͤrt 
bei jeder Forderung die anweſenden Betheiligken gegen einander, giebt dem 
Gemeinſchuldner Gelegenheit, ſich darüber zu erklaͤren, und vermerkt in der 
Nachweiſung ($. 170.) bei jeder Poſt: ob und inwieweit die Richtigkeit un 
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das Vorrecht derſelben unftreitig iſt, oder ob, durch wen und in welchem Um⸗ 
fange die Richtigkeit oder das Vorrecht beſtritten worden iſt. 

Wenn das Pruͤfungsgeſchaͤft nicht an Einem Tage beendigt werden 
kann, ſo hat der Kommiſſar am Schluſſe des Termins die Fortſetzung deſſel⸗ 
ben fuͤr den naͤchſten oder einen der naͤchſtfolgenden Tage anzuordnen und dies 
den anweſenden Betheiligten bekannt zu machen. Einer beſonderen Vorladung 
bedarf es nicht. 

8.472 f 

Der einſtweilige Verwalter hat ſich bei jeder Forderung daruͤber zu er⸗ 
klaͤren, ob und weshalb er die Richtigkeit und das Vorrecht der Forderung 
anerkennt oder beſtreitet. N 

Jeder in dem Termin anweſende Gläubiger ift befugt, die Richtigkeit 
und das Vorrecht der einzelnen Forderungen zu beſtreiten. 


$. 173. 


Die Richtigkeit und das Vorrecht der einzelnen Forderungen gelten fuͤr 
unſtreitig, ſoweit dieſelben von dem einſtweiligen Verwalter ausdruͤcklich aner⸗ 
kannt und von keinem anweſenden Glaͤubiger beſtritten worden ſind. 


H. 174. 8 


Wenn fuͤr die Forderung ein Vorrecht nicht ſpaͤteſtens in dem Termine 
in Anſpruch genommen wird, in welchem die Pruͤfung der Forderung ſtattfin⸗ 
det, fo gehört dieſelbe lediglich in die Ordnung der nicht bevorzugten Anſpruͤche. 

K 17 

Ueber das Ergebniß der Pruͤfungsverhandlungen wird ein Protokoll auf⸗ 
genommen, in welchem auf die demſelben beizufuͤgende tabellariſche Nachwei⸗ 
fung ($$. 170. 171.) Bezug zu nehmen iſt. 

Die Urkunden uͤber Forderungen, welche unſtreitig ſind, werden den Glaͤu⸗ 
bigern auf Verlangen zuruͤckgegeben, nachdem der Kommiſſar auf denſelben 
vermerkt hat, daß und zu welchem Betrage, ſowie mit welchem Vorrecht die 
Forderung in dem Konkurſe als richtig feſtgeſtellt worden iſt. 


§. 470. 


Wird eine Forderung erſt nach dem Ablauf der beſtimmten Friſten ($$. 164. 
bis 167.) angemeldet, fo iſt ein beſonderer Pruͤfungstermin anzuberaumen. Der: 
ſelbe ift entweder öffentlich bekannt zu machen, oder den ſaͤmmtlichen Betheilig⸗ 
ten anzuzeigen. N 

In dem Termin wird in Betreff der nachträglich angemeldeten Forderung 
ebenſo verfahren, wie für die allgemeinen Prüfungstermine vorgeſchrieben iſt. 


| 177. 

Die Koſten der Berufung der Gläubiger, ſowie der Anmeldung und Pri- 
fung der Forderungen gehören zu den Kommunkoſten, ſoweit fie nicht in außer⸗ 
gerichtlichen Koſten der Glaͤubiger beſtehen. 

f Wenn 
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Wenn jedoch ein Glaͤubiger ſeine Forderung erſt nach dem Ablauf der 
beſtimmten Friſten anmeldet ($. 176.), jo fallen demſelben alle Koſten zur Laſt, 
welche durch die Anmeldung und Pruͤfung erwachſen. 


$. 178. 


Jeder Glaͤubiger muß dasjenige, was im Konkurſe, nach ergangener ge⸗ 
hoͤriger Aufforderung oder Vorladung, ohne ſeine Theilnahme geſetzlich verhan⸗ 


delt, beſchloſſen oder feſtgeſtellt worden iſt, ebenſo gegen ſich gelten laſſen, als 


wenn er dabei zugezogen worden waͤre. 
Eine Reſtitution gegen dieſen Rechtsnachtheil findet nicht ſtatt. 


$. 179. 


Jeder Glaͤubiger, welcher nicht in dem Bezirk des Konkursgerichts ſeinen 


Wohnſitz hat, muß bei der Anmeldung ſeiner Forderung einen am Orte des 
Gerichts wohnhaften Bevollmaͤchtigten beſtellen und dem Gericht anzeigen. 
Rechtsanwalte, welche zur Praxis bei dem Gericht befugt ſind, koͤnnen auch 
dann, wenn ſie nicht am Orte des Gerichts wohnhaft ſind, zu Bevollmaͤchtigten 
beſtellt werden. a 8 

Iſt dies geſchehen, ſo ſind alle in dem Konkurſe ergehenden Aufforde⸗ 
rungen und Vorladungen dem Bevollmaͤchtigten an Stelle des Glaͤubigers zu⸗ 
zufertigen. f N 

Wer die Beſtellung eines ſolchen Bevollmaͤchtigten unterlaͤßt, kann das⸗ 
jenige, was ohne ſeine Theilnahme verhandelt, beſchloſſen oder feſtgeſtellt worden 
iſt, nicht aus dem Grunde anfechten, weil an ihn keine Aufforderung oder Vor⸗ 
ladung zur Theilnahme ergangen iſt. d 


$. 180, 

Die ſchriftliche Vollmacht zur Wahrnehmung der Gerechtſame eines 
Glaͤubigers im Konkurſe ermaͤchtigt in allen Faͤllen den Bevollmaͤchtigten auch 
zur Empfangnahme von Erkenntniſſen, ſowie zur Abſchließung von Vergleichen 
aller Art, wenn der Machtgeber nicht ausdruͤcklich ein Anderes in der Voll⸗ 
macht erklaͤrt hat. 


Siebenter Abſchnitt. 
Von dem Akkorde. 
I. Don der Zuläffigkeit und dem Abſchluſſe des Akkords. 
§. 181. 

Nach Abhaltung des erſten allgemeinen Pruͤfungstermins (§. 164.) kann 
zwiſchen den Konkursglaͤubigern und dem Gemeinſchuldner ein Vergleich zum 
Zweck der Wiederaufhebung des Konkurſes mit rechtsverbindlicher Kraft für 
widerſprechende und fuͤr nicht theilnehmende Glaͤubiger (Akkord) auf den Antrag 
des Gemeinſchuldners geſchloſſen werden. i 

Die Schließung des Akkords muß getan erfolgen, 
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$. 182. 


Iſt in dem erſten Pruͤfungstermin die Richtigkeit der ſaͤmmtlichen inner⸗ 
halb der erſten Friſt angemeldeten Forderungen als unſtreitig feſtgeſtellt, ſo hat 
der Kommiſſar einen nahen Termin zur Verhandlung und Beſchlußnahme uͤber 
den Akkord anzuberaumen. 

Sind dagegen in dem Pruͤfungstermin Streitigkeiten uͤber die Richtigkeit 
der Forderungen unerledigt geblieben, ſo iſt, vor Anberaumung des Termins 
zur Verhandlung und Beſchlußfaſſung uͤber den Akkord, in Anſehung einer jeden 
ſtreitigen Forderung feſtzuſetzen, ob und fuͤr welchen Betrag dieſelbe vorläufig 
in dem Akkordverfahren als eine zu beruͤckſichtigende zugelaffen werden ſoll. 

Um dieſe Feſtſetzung vorzubereiten, hat der Kommiſſar einen Eroͤrterungs⸗ 
termin anzuberaumen. Der Termin darf nicht unter acht und nicht uͤber vier⸗ 
zehn Tage beſtimmt werden; derſelbe ift entweder öffentlich bekannt zu machen 
($. 123.), oder den einzelnen bei den ſtreitigen Forderungen Betheiligten anz 
zuzeigen. 

In dem Termin werden die ſaͤmmtlichen ſtreitigen Forderungen zur Er⸗ 
oͤrterung gezogen. Bei jeder Forderung haben die anweſenden Intereſſenten, 
von welchen die Richtigkeit derſelben beſtritten worden iſt, ſich daruͤber zu er⸗ 

klaͤren, ob und aus welchen Gruͤnden ſie behaupten, daß die Forderung zum 
Mitſtimmen beim Akkord nicht zugelaſſen werden koͤnne. Der Glaͤubiger, wel⸗ 
cher die Forderung geltend macht, wird mit ſeiner Gegenerklaͤrung gehoͤrt. 

Nach Abhaltung des Termins wird von dem Gericht uͤber die Zulaſſung 
durch Beſchluß entſchieden. Die Zulaſſung iſt im Fall des Streits auszusprechen, 
5 275 dem Ermeſſen des Gerichts die Forderung wahrſcheinlich in Rich⸗ 
tigkeit beruht. \ 

Ausnahmsweiſe kann das Gericht beſchließen, daß die Verhandlung und 
Beſchlußfaſſung uͤber den Akkord bis nach endguͤltiger Erledigung aller oder ein⸗ 
zelner Streitigkeiten ausgeſetzt bleibe. 

Der Beſchluß muß binnen acht Tagen nach dem Eroͤrterungstermin er⸗ 
folgen. Gegen den Beſchluß iſt eine Beſchwerde oder ein ſonſtiges Rechts⸗ 
mittel nicht zulaͤſſig. 


$. 183. 


Der Termin zur Verhandlung und Beſchlußfaſſung uͤber den Akkord iſt 
‚öffentlich bekannt zu machen ($. 123.). Der Termin ift dem Gemeinſchuldner, 
dem Verwalter der Maſſe und allen Glaͤubigern beſonders anzuzeigen, deren 
A ngen durch Anerkenntniß oder rechtskraͤftiges Erkenntniß als richtig feſt⸗ 
geſtellt oder durch den Beſchluß des Gerichts vorläufig zugelaſſen worden find. 
Jedoch iſt die Gültigkeit der Verhandlung von dieſer beſonderen Benachrichti⸗ 
gung der genannten Betheiligten nicht abhaͤngig. 

Der Gemeinſchuldner muß in dem Termin perſoͤnlich erſcheinen; die Ver⸗ 
tretung durch einen Bevollmaͤchtigten kann ihm nur dann geſtattet werden, wenn 
Sande oder aus anderen Gruͤnden perſoͤnlich zu erſcheinen außer 

tande iſt. | 


F. 184, 
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§. 184. 


In dem Termin hat der Kommiſſar uͤber die Lage der Sache und uͤber 
die Ergebniſſe, welche von einer Fortſetzung des Konkurſes im Allgemeinen zu 
erwarten ſind, Vortrag zu halten und die Aeußerung des Verwalters zu ver⸗ 
anlaſſen; das Weſentliche hierüber iſt in dem Protokolle oder in einer Anlage 
deſſelben niederzuſchreiben. 

Der Gemeinſchuldner giebt ſeine Erklaͤrungen und Vorſchlaͤge zum Akkorde 
ab und die Glaͤubiger beſchließen uͤber dieſelben. 


$. 185. 


Zur Theilnahme an der Beſchlußfaſſung uͤber den Akkord berechtigen alle 
feſtgeſtellten oder vorlaͤufig zugelaſſenen Forderungen, welche weder mit einem 
Hypothekenrechte, Pfandrechte oder anderen Abſonderungsrechte, noch auch mit 
einem Vorzugsrechte verſehen ſind. i 

Fuͤr den Betrag, mit welchem ein Glaͤubiger wegen einer mit einem 
ſolchen Rechte verſehenen Forderung an der Beſchlußfaſſung uͤber den Akkord 
Theil nehmen will, muß er auf das in Anſpruch genommene Hpypothekenrecht, 
Pfandrecht oder andere Abſonderungsrecht, oder auf das verlangte Vorzugsrecht 
verzichten. 

$. 186. 


Zum Abſchluſſe des Akkords iſt nothwendig, daß die nachſtehenden Erfor⸗ 
derniſſe zuſammentreffen: 

1) die Mehrzahl der im Termin perſoͤnlich oder durch Bevollmaͤchtigte an⸗ 
weſenden ſtimmberechtigten Glaͤubiger muß in den Akkord ausdruͤcklich 
einwilligen; ſteht eine Forderung mehreren Perſonen, getheilt oder unge- 
theilt, zu, ſo gelten ſie zuſammen nur fuͤr Eine Perſon; 

2) die Geſammtſumme der den einwilligenden Glaͤubigern zuſtehenden For⸗ 
derungen muß wenigſtens drei Viertheile der Geſammtſumme aller zum 
Mitſtimmen berechtigenden Forderungen (§. 185.) betragen; 

3) der Akkord muß allen Glaͤubigern, deren Forderungen durch denſelben 
betroffen werden, gleiche Rechte gewaͤhren; eine ungleiche Beſtimmung 
der Rechte iſt nur mit ausdruͤcklicher Einwilligung der zuruͤckgeſetzten 
Glaͤubiger zuläffig. 

H. 187. 


Die Verhandlung uͤber den Akkord muß, wenn derſelbe im erſten Termin 
nicht zu Stande gekommen iſt, in einem neuen Termin noch einmal wiederholt 
werden: f 

1) wenn im erſten Termin die Mehrzahl der anweſenden ſtimmberechtigten 

Glaͤubiger in den Akkord einwilligt, die Geſammtſumme ihrer Forderun⸗ 

gen aber nicht den vorgeſchriebenen Betrag erreicht G. 186. Nr. 2.) 

2) wenn fuͤr den vorgeſchriebenen Betrag die Einwilligung vorhanden iſt, 
jedoch die Zahl der 1 nicht die Mehrheit der anweſenden 
ſtimmberechtigten Glaͤubiger bildet. 1 | 
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Der Kommiſſar hat beim Schluſſe des erſten Termins den neuen Ter- 
min nach acht Tagen anzuſetzen und den Anweſenden bekannt zu machen. 


H. 188. 


Bei der Wiederholung der Verhandlung und Beſchlußfaſſung uͤber den 
Akkord (F. 187.) kommen die für das erſte Akkordverfahren ertheilten Vorſchrif⸗ 
ten zur Anwendung. i 5 

Die Vorſchlaͤge, Zugeſtaͤndniſſe und Beſchluͤſſe der erſten Verſammlung 

haben im Falle der Wiederholung des Verfahrens keine Wirkung. 


$. 189. 


Der Antrag auf Schließung des Akkords iſt unzulaͤſſig, wenn der Ge⸗ 

meinſchuldner ſich auf fluͤchtigen Fuß geſetzt hat, oder wenn derſelbe wegen 
betruͤglichen Bankerutts auch nur vorlaͤufig in Anklageſtand verſetzt iſt, bis er 
freigeſprochen oder endguͤltig außer Verfolgung geſetzt worden iſt. 
Durch die Eroͤffnung der Unterſuchung und die Verurtheilung des Gemein⸗ 
ſchuldners wegen einfachen Bankerutts wird der Akkord nicht ausgeſchloſſen; 
jedoch iſt vor der Beſchlußfaſſung die Aeußerung der Staatsanwaltſchaft uͤber 
die in der Unterſuchung ermittelten Thatumſtaͤnde einzuholen und den Glaͤubi⸗ 
gern mitzutheilen. 5 


II. von der gerichtlichen Beſtätigung des Akkords. 
$. 190. 


Der abgeſchloſſene Akkord bedarf, um rechtliche Wirkung zu erlangen, 

der gerichtlichen Beſtaͤtigung. 
$ 191. 

Das Konkursgericht hat uͤber die Beſtaͤtigung des Akkords durch Erkennt⸗ 
niß zu entſcheiden. f 

Die Entſcheidung erfolgt auf den Vortrag des Kommiſſars in oͤffentlicher 
Sitzung, welche durch Aushang an der Gerichtsſtelle bekannt gemacht wird, 
und welche moͤglichſt bald, jedoch nicht vor Ablauf von zehn Tagen ſeit dem 
Abſchluſſe des Akkords ſtattfinden muß. 

Inwiefern vor der Entſcheidung noch Ermittelungen durch Vernehmung 
des Gemeinſchuldners, des Verwalters der Maſſe oder eines Glaͤubigers, oder 
auf andere Weiſe ſtattfinden follen, hat das Gericht zu ermeſſen. 

Dem Gemeinſchuldner wird eine Ausfertigung des Erkenntniſſes zugeftellt; 
hinſichtlich der übrigen Betheiligten genugt die Verkuͤndigung deſſelben in der 
Sitzung. ö f 

96192. 

Jeder Gläubiger, welcher berechtigt war, an der Beſchlußfaſſung tiber 
den Akkord Theil zu nehmen, kann innerhalb zehn Tagen nach dem Abſchluſſe 
des Akkords Einſpruch dagegen erheben, um die Beſtaͤtigung zu verhindern. 

Der Einſpruch muß ſchriftlich oder zu Protokoll bei dem Konkursgericht 

i . ange⸗ 
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angebracht werden; er iſt dem Gemeinſchuldner, als der Gegenpartei, ſowie dem 
Verwalter der Maſſe mitzutheilen. i 

Diemunaͤchſt wird in der Sitzung ($. 191.), ohne daß es einer vorgaͤngi⸗ 
gen beſonderen Vorladung der Betheiligten bedarf, uͤber den Einſpruch muͤndlich 
verhandelt. Die Parteien oder deren Vertreter koͤnnen dabei zur weiteren Aus⸗ 
fuͤhrung ihrer Rechte das Wort ergreifen; der Verwalter der Maſſe wird mit 
ſeinen Erklaͤrungen gehoͤrt. 

Ueber den Einſpruch wird in demſelben Urtheil entſchieden, welches uͤber 

die Beſtaͤtigung des Akkords ergeht. 1 


§. 193. 


Das Gericht hat die Beſtaͤtigung des Akkords zu verſagen: 

4) wenn die für das Verfahren und für den Abſchluß des Akkords gegebenen 
Vorſchriften nicht beobachtet ſind; 

2) wenn gegruͤndeter Verdacht vorhanden iſt, daß der Gemeinſchuldner ſich 
der heimlichen Beguͤnſtigung eines Glaͤubigers vor dem anderen ſchuldig 
gemacht hat, oder ein Betrug bei der Zuſtandebringung des Akkords be⸗ 
gangen worden iſt; 

3) wenn in anderer Weiſe das Intereſſe der öffentlichen Ordnung, oder das 
Intereſſe der Glaͤubiger durch den Akkord benachtheiligt erſcheint. 


§. 194. 


Fuͤr das Verfahren und das Erkenntniß kommen keine beſonderen Ge⸗ 
richtsgebuͤhren zum Anſatz. 

Die gerichtlichen baaren Auslagen und die außergerichtlichen Koſten hat 
in jedem Falle der Gemeinſchuldner zu tragen. 

Die beſonderen Koſten eines unbegruͤndeten Einſpruchs fallen dem ein⸗ 
ſprechenden Glaͤubiger zur Laſt. ö 


H. 195. 


Dem Gemeinſchuldner und jedem Glaͤubiger, welcher den Einſpruch er⸗ 
hoben hat, oder welcher die verſagte Beſtaͤtigung des Akkords verlangt, ſteht 
das Rechtsmittel der Appellation und der Nichtigkeitsbeſchwerde zu. Die Nich⸗ 
tigkeitsbeſchwerde findet namentlich auch dann ſtatt, wenn das angefochtene Er⸗ 
kenntniß eine fuͤr die Schließung des Akkords als weſentlich zu betrachtende Vor⸗ 
ſchrift verletzt. 5 | 

Die Befugniß eines Glaͤubigers, das Rechtsmittel einzulegen, ift von dem 
Betrage ſeiner Forderung nicht abhaͤngig. 

Das Rechtsmittel iſt von dem Glaͤubiger innerhalb drei Tagen ſeit dem 
Tage der Verkündigung des angefochtenen Erkenntniſſes und vom Gemein⸗ 
ſchuldner innerhalb drei Tagen ſeit der Behaͤndigung dieſes Erkenntniſſes bei 
dem Konkursgericht einzulegen und zu rechtfertigen. Demnächſt iſt nach den 
für die Rechtsmittel in ſchleunigen Sachen geltenden Vorſchriften weiter zu 
verfahren. 
8 Als Gegenpartei ſind zuzuziehen, wenn das Rechtsmittel wegen verſag⸗ 
ter Beſtaͤtigung eingelegt worden iſt: der Verwalter der Maſſe und diejenigen 
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Gläubiger, welche Einſpruch erhoben haben; wenn das Rechtsmittel wegen er⸗ 
theilter Beſtaͤtigung eingelegt worden iſt: der Gemeinſchuldner. 

Der Verwalter der Maſſe und andere Betheiligte koͤnnen ſich als Inter⸗ 
venienten einer der Parteien anſchließen. 5 

Die Koſten des Rechtsmittels, ſowohl die gerichtlichen als die außer⸗ 
gerichtlichen Gebuͤhren und Auslagen, hat der unterliegende Theil zu tragen. 


$. 196. 


Das Erkenntniß, durch welches die Beftätigung des Akkords rechtskräftig 
ausgeſprochen oder verſagt wird, iſt fuͤr alle bei dem Akkorde Betheiligten bin⸗ 
Bein Unterſchied, ob fie bei dem Verfahren als Partei aufgetreten find 
oder nicht. g 5 


III. Von den Wirkungen des beſtätigten Akkords. 
$. 197. 


Der rechtskraͤftig beftätigte Akkord gilt als Vergleich zwifchen dem Ge⸗ 
meinſchuldner und allen Konkursglaͤubigern, die Glaͤubiger moͤgen ihre Forde⸗ 
rungen im Konkurſe angemeldet haben oder nicht, zur Theilnahme an der Be⸗ 
ſchlußfaſſung uͤber den Akkord zugezogen ſein oder nicht. 

Jedoch ſind Forderungen, fuͤr welche ein Vorzugsrecht geltend gemacht 
und feſtgeſtellt wird, den Wirkungen des Akkords nicht unterworfen; es muͤſſen 
dieſe Forderungen vollſtaͤndig befriedigt werden. 

i Daſſelbe gilt von den Forderungen der Maſſeglaͤubiger, ingleichen von 
ſolchen Forderungen, fuͤr welche die Glaͤubiger ein Hypothekenrecht, ein Pfand⸗ 
recht oder ein anderes Abſonderungsrecht geltend machen und nachweiſen, info- 
weit die Forderungen durch die zu ihrer abgeſonderten Befriedigung dienenden 
Gegenſtaͤnde gedeckt ſind. 

H. 198. 


Der Akkord befreit den Gemeinſchuldner von der Verpflichtung, den Aus⸗ 
fall zu erſetzen, welchen die Glaͤubiger durch den Konkurs und durch den Akkord 
erleiden, inſoweit nicht das Gegentheil in dem Akkorde feſtgeſetzt wird. 

Dagegen werden die Rechte der Gläubiger gegen die ſolidariſchen Mit: 
ſchuldner des Gemeinſchuldners und deſſen Buͤrgen durch den Akkord nicht 
beruͤhrt. = 

$. 199. 


Nach erfolgter rechtskraͤftiger Beſtaͤtigung des Akkords hat der Verwalter 
der Maſſe die zur Sicherung der Erfüllung der akkordmaͤßigen Verpflich⸗ 
tungen feſtgeſetzten Maaßregeln zu treffen; insbeſondere muß er noch fuͤr Be⸗ 
friedigung der Maſſeglaͤubiger aus dem für dieſelben zuruͤckzubehaltenden Deckungs⸗ 
fonds und fuͤr Ausantwortung, beziehungsweiſe Uebereignung der mit einem 
Ruͤckforderungsrecht in Anſpruch genommenen Gegenſtaͤnde ſorgen, ſoweit der 
betreffende Anſpruch im Konkurſe feſtgeſtellt iſt. Iſt dies nicht der Fall, ſo 
bleiben bis zum Ausgang des Streits dieſe Gegenſtaͤnde unter gerichtlicher 


Sperre. i 
Sobald 
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Sobald dieſe Maaßregeln getroffen worden ſind, iſt der Konkurs beendigt. 
f Der Gemeinſchuldner erhaͤlt das Verwaltungs⸗ und Verfuͤgungsrecht uͤber 
ſein Vermoͤgen zuruͤck; es ſind demſelben ſeine Vermoͤgensſtuͤcke, Buͤcher und 

Papiere auszuliefern. Der Verwalter hat ihm vor dem Kommiſſar Rechnung 
zu legen. Die Streitigkeiten uͤber die Rechnungslegung des Verwalters gehören 
in allen Faͤllen vor das Konkursgericht. 8 d 

Den Glaͤubigern, deren Forderungen nicht bereits in dem Konkurſe feſt⸗ 
geftellt worden find, bleibt überlaffen, ihre Anſpruͤche gegen den Gemeinſchuldner 
auszufuͤhren. a N a . 

Jedoch haben die nicht bevorzugten Konkursglaͤubiger auch in Anfehung 
der nachtraͤglich feſtgeſtellten Forderungen nur einen Anſpruch auf akkordmaͤßige 
Befriedigung. . 
a Anhängige Prozeſſe gehen auf den Gemeinſchuldner in der Lage uͤber, 
in welcher ſie ſich zur Zeit der Beendigung des Konkurſes befinden. 

Das Gericht hat oͤffentlich bekannt zu machen, daß der Konkurs durch 
Akkord beendigt worden if. N 


F. 200. 


Iſt im Akkorde feſtgeſetzt, daß für die Erfüllung deſſelben eine Hypothek 
auf die Immobilien des Gemeinſchuldners eingetragen werden ſoll, ſo gehoͤrt 
es zu den Obliegenheiten des Verwalters, die Einkragung zu bewirken, bevor 
der Vermerk uͤber die Konkurseroͤffnung (§. 150.) gelöfcht wird. 

Die Loͤſchung einer ſolchen Hypothek erfolgt, wenn das Konkursgericht, 
auf den Antrag des Gemeinſchuldners, nach vorgaͤngiger oͤffentlicher Aufforde⸗ 
rung der Glaͤubiger atteſtirt, daß innerhalb der in der Aufforderung beſtimmten 
Friſt kein unberichtigt gebliebener Anſpruch angezeigt worden if. Die oͤffent⸗ 
liche Bekanntmachung dieſer Aufforderung iſt auf die für die Bekanntmachung 
der Konkurseroͤffnung vorgeſchriebene Weiſe (§. 123.) zu bewirken; die Friſt 
ſoll nicht unter vier Wochen und nicht uͤber ſechs Monate vom Tage der 
Aufforderung an betragen. 

Findet vor erfolgter Loͤſchung der Hypothek die nothwendige Subhaſtation 
des verhafteten Grundſtuͤcks ſtatt, ſo wird bei Vertheilung der Kaufgelder der 
auf dieſe Hypothek fallende Betrag der Kaufgelder zu einer Spezialmaſſe ge⸗ 
nommen und das Konkursgericht hiervon benachrichtigt. Daſſelbe hat auf dieſe 
Benachrichtigung die vorgedachte oͤffentliche Aufforderung zu erlaſſen. Meldet 

ſich innerhalb der beſtimmten Friſt kein Gläubiger, fo wird von dem Gericht 
das erwaͤhnte Atteſt ausgeſtellt und dem Subhaſtationsgericht mitgetheilt; das 
letztere hat alsdann wegen Ausſchuͤttung der Spezialmaſſe das Weitere nach 
Lage der Sache zu verfügen und noͤthigenfalls das Kaufgeldervertheilungs⸗Ver⸗ 
fahren fortzuſetzen. Wenn ſich dagegen innerhalb der beſtimmten Friſt Glaͤubi⸗ 
ger mit Anſpruͤchen an die Spezialmaſſe melden, fo find dieſe Anſpruͤche, ſo⸗ 
weit die Feſtſtellung derſelben nicht bereits in dem Konkurſe erfolgt iſt, unter 
Zuziehung des Gemeinſchuldners und der uͤbrigen Betheiligten zu pruͤfen und 
feſtzuſtellen, wobei die in dem Konkursverfahren geltenden Vorſchriften zur 
Richtſchnur dienen. Das Konkursgericht theilt ſchließlich dem Subhaſtations⸗ 
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gericht mit, an welche Perſonen, in welchen Betraͤgen und in welcher Reihen⸗ 
folge die Spezialmaſſe, ſoweit fie reicht, auszuſchuͤtten iſt. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch in dem Falle Anwendung, 
wenn ein Anderer als der Gemeinschuldner eine Hypothek für die Erfüllung 
des Akkords beftellt hat. 5 5 


H. 201. 


Im Falle der Nichterfüllung der akkordmaͤßigen Verpflichtungen iſt der 
Akkord in Anſehung aller Forderungen vollſtreckbar, welche in dem Konkurſe 
als richtig feſtgeſtellt worden find. Wegen anderer Forderungen findet die Exe⸗ 
kution in Gemaͤßheit des Akkords erſt dann ſtatt, wenn der Glaͤubiger fuͤr die 
Forderung einen vollſtreckbaren Titel erlangt hat. 

Die Exekution zur Erfüllung der akkordmaͤßigen Verpflichtungen kann 
durch ſofortigen Perſonalarreſt gegen den Gemeinſchuldner vollſtreckt werden; 
die Exekution in das Vermoͤgen iſt neben der Exekution gegen die Perſon des 
Gemeinſchuldners zulaͤſſig. 

N Wegen Forderungen, welche den Wirkungen des Akkords nicht unter⸗ 
worfen ſind, iſt die Exekution gegen den Gemeinſchuldner ebenfalls zuläſſig, 
ſoweit die Forderungen in dem Konkurſe als richtig feſtgeſtellt worden ſind. 


x 1 


IV. Don der Nichtigkeit des Akkords. 


$. 202. | | 


Wird der Gemeinſchuldner nachträglich wegen befrüglichen Bankerutts 
rechtskraͤftig verurtheilt, ſo tritt von Rechtswegen die Nichtigkeit des Akkords ein. 

Wird eine Vorunterſuchung wegen betruͤglichen Bankerutts gegen den 
Gemeinſchuldner nachtraͤglich eingeleitet, ſo kann das Konkursgericht auf den 
Antrag eines Glaͤubigers oder von Amtswegen Maaßregeln zur Sicherung des 
Vermögens anordnen. Dieſe Maaßregeln treten außer Kraft, ſobald der Ge⸗ 
meinſchuldner rechtskräftig freigeſprochen oder endgültig außer Verfolgung geſetzt 
worden iſt. 5 

5 H. 203. 

Eine Klage auf Vernichtung des Akkords wegen Betrugs kann von jedem 
durch den Akkord betroffenen Glaͤubiger gegen den Gemeinſchuldner erhoben 
werden, wenn erſt nach Ablauf der zur Einlegung des Einſpruchs gegen die 
Beſtaͤtigung des Akkords beſtimmten Friſt entdeckt wird, daß das zur Konkurs⸗ 
maſſe gehörige Vermögen theilweiſe verheimlicht oder bei Seite geſchafft worden 
iſt, oder daß Schulden ganz oder theilweiſe erdichtet ſind, oder daß einem oder 
mehreren Glaͤubigern, oe deren Einwilligung die geſetzlichen Erforderniſſe zum 
Akkord nicht vorhanden geweſen waͤren, fuͤr ihre ertheilte Einwilligung von dem 
Gemeinſchuldner oder von einer anderen Perſon ein beſonderer Vortheil heim⸗ 
lich gewaͤhrt oder verſprochen worden iſt. 

Die Klage verjährt binnen fünf Jahren, vom Tage der gerichtlichen Bes 
ſtaͤtigung des Akkords an gerechnet. i 


H. 204. 


- m: ._ 
$. 204. 


Die Klage auf Vernichtung des Akkords ($. 203.) ift bei dem Konkurs⸗ 
gericht anzubringen. ; 

Bei der Einleitung der Klage find die übrigen durch den Akkord betroffe⸗ 
nen Glaͤubiger von der Anſtellung des Prozeſſes mittelſt einer oͤffentlichen An⸗ 
zeige zu benachrichtigen. Die oͤffentliche Bekanntmachung dieſer Anzeige erfolgt 
es 9 5 fuͤr die Bekanntmachung der Konkurseroͤffnung vorgeſchriebene Weiſe 
(H. * 
Jeder durch den Akkord betroffene Glaͤubiger hat die Befugniß, von der 
Klage in dem Buͤreau des Gerichts Kenntniß zu nehmen und in den Prozeß 
als Intervenient einzutreten. 


Wird die Klage begruͤndet gefunden, ſo hat das Erkenntniß die Vernich⸗ 


tung des Akkords in Bezug auf alle bei demſelben Betheiligten auszuſprechen. 
Wird die Klage rechtskraͤftig zuruͤckgewieſen, ſo iſt das Erkenntniß fuͤr 
alle durch den Akkord betroffenen Glaͤubiger bindend. 


$. 205. 


Durch den Eintritt der Nichtigkeit des Akkords wegen betruͤglichen Ban⸗ 
kerutts (F. 202.) und durch die Vernichtung deſſelben wegen Betrugs (IS. 203. 
204.) werden diejenigen, welche eine Buͤrgſchaft fuͤr die Erfuͤllung der akkord⸗ 
maͤßigen Verpflichtungen des Gemeinſchuldners uͤbernommen haben, von ihrer 
Verbindlichkeit frei, ſofern ſie nicht bei Uebernahme der Buͤrgſchaft Kenntniß 
von den Thatſachen gehabt haben, welche den Betrug enthalten. 


V. Von den Folgen der Wichtigkeit des Akkords. 
N H. 206. 


| Der Eintritt der Nichtigkeit, ſowie die rechtskraͤftige Vernichtung des 
Akkords bewirkt die Fortſetzung des Konkurſes. Dieſelbe iſt ebenſo, wie die Er⸗ 
oͤffnung des Konkurſes, von dem Gericht auszuſprechen ($$. 119. 121.) und 
bekannt zu machen (F. 123.). 

| Soweit es noͤthig, iſt das für den Fall der Eröffnung des Konkurſes 
vorgeſchriebene Verfahren zu wiederholen. 

Die Befugniß zur Theilnahme an dem Konkurſe ſteht nicht nur den Glaͤu⸗ 
bigern zu, welche bereits zur Zeit der fruͤheren Konkurseroͤffnung vorhanden 
waren, ſondern auch den neuen Glaͤubigern des Gemeinſchuldners. Jedoch haben 
die neuen Gläubiger, den anderen Glaͤubigern gegenüber, keinen Anſpruch auf 
Befriedigung aus einer für die Erfüllung des Akkords beſtellten Hypothek 
(F. 200.) und aus einem Fauſtpfande, welches zur Sicherung der akkordmaͤßi⸗ 
gen Verpflichtungen beſtellt worden iſt. 

Die Berufung der fämmtlichen Gläubiger und die Prufung der Forde⸗ 
rungen erfolgt nach den Vorſchriften des ſechſten Abſchnitts. 

Hinſichtlich der fruͤher angemeldeten und zur Pruͤfung gezogenen Forde⸗ 
rungen findet eine neue Prüfung nicht ſtatt, vorbehaltlich des Abzuges der ſeit 
dem Akkord geleiſteten Zahlungen. ö I 
Ein nochmaliger Akkord kann nicht W werden. 


Jahrgang 1855. (Nr. 4227.) H. a 


\ 
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5 H. 207. 

Hinſichtlich der Anfechtung von Rechtshandlungen, welche der Gemein⸗ 
ſchuldner in der Zeit zwiſchen dem Abſchluſſe des Akkords und dem Miederein- 
tritte des Konkurſes vorgenommen hat, finden dieſelben Beſtimmungen Anwen— 
dung, welche für den Fall der Eroͤffnung des Konkurſes ertheilt find (Titel I. 
Abſchnitt 11.). 

i Inſofern es bei den Beſtimmungen über die Anfechtung von Rechtshand⸗ 
lungen des Gemeinſchuldners auf den Tag der Zahlungseinſtellung oder der 
Konkurseröffnung ankommt, gilt als Zahlungseinſtellung der Eintritt der Nich⸗ 
tigkeit oder die rechtskraͤftige Vernichtung des Akkords; als Konkurseroͤffnung 
- ift der Zeitpunkt anzuſehen, in welchem das Gericht die Fortſetzung des Kon: 
kurſes ausgeſprochen hat ($. 206.). i 


H. 208. 


Die Glaͤubiger, welche durch den Akkord betroffen wurden, treten dem 
Gemeinſchuldner gegenuͤber in ihre vollen Rechte zuruͤck. 

Dieſelben haben zur Maſſe nicht die Zahlungen zuruͤckzugewaͤhren, welche 
ſie gemaͤß dem Akkorde in gutem Glauben empfangen haben. 8 

Iſt ein durch den Akkord betroffener Glaͤubiger fuͤr dasjenige, was er 
gemaͤß dem Akkorde zu erhalten hatte, bereits vollſtaͤndig befriedigt, ſo bleibt 
ſeine ganze urſpruͤngliche Forderung getilgt. N 

Hat er nur einen Theil des Betrages erhalten, der ihm nach dem Ak: 
korde gebührt, fo kann er in dem fortgeſetzten Konkurſe als Gläubiger für den: 
jenigen Theil ſeiner urſpruͤnglichen Forderung auftreten, welcher ſich zu dieſer 
ganzen Forderung verhaͤlt, wie der noch ruͤckſtaͤndige Theil ſeiner Forderung aus 
dem Akkorde zu der ganzen akkordmaͤßigen Forderung. : 

Hat er überhaupt noch keine Zahlung empfangen, fo kann er gegen die 
Maſſe feine ganze urſpruͤngliche Forderung geltend machen. 

$. 209. 
Die vorſtehenden Beſtimmungen (H. 208.) find auch in dem Falle maaß⸗ 


gebend, wenn ohne vorherige Wiederaufhebung des Akkords ein neuer Konkurs 
uͤber das Vermoͤgen des Gemeinſchuldners eroͤffnet wird. 


VI. Von außergerichtlichen Vergleichen. 
$. 210. i 
Kein Glaͤubiger kann genoͤthigt werden, ſich auf außergerichtliche Unter⸗ 
handlungen wegen eines Vergleichs zur Beſeitigung des Konkurſes einzulaſſen; 
die Eroͤffnung und Fortſetzung des Konkurſes wird durch ſolche Unterhandlun⸗ 
gen nicht aufgehalten. f a 
Wenn jedoch der Gemeinſchuldner nach dem Ablauf der Anmeldungsfriſten 
nachweiſt, daß ſaͤmmtliche Glaͤubiger, welche ihre Forderungen angemeldet haben, 
in die Aufhebung des Konkurſes willigen, ſo iſt mit der Einſtellung des Kon⸗ 
kurſes zu verfahren. 5 f 
Achter 
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Achter Abſchnitt. 


Von dem definitiven Verwalter der Maſſe und dem 
Verwaltungsrathe. 


§. 211. 


Zur Beſtellung des definitiven Verwaltungsperſonals wird nach Abhal⸗ 
tung des erſten allgemeinen Pruͤfungstermins ($. 164.) geſchritten, wenn die 
Abſchließung eines Akkords nicht beantragt worden iſt, oder wenn der Akkord 
uͤberhaupt oder vorlaͤufig geſetzlich unzulaͤſſig iſt. 

In anderen Faͤllen findet die Beſtellung des definitiven Verwaltungsper⸗ 
ſonals ſtatt, ſobald der Akkord von den Glaͤubigern endguͤltig verworfen oder 
die Beſtaͤtigung des geſchloſſenen Akkords von dem Gericht rechtskraͤftig verſagt 
worden iſt. 5 

8 S. 


Das definitive Verwaltungsperſonal beſteht aus dem definitiven Verwalter 
der Maſſe; auch kann ein Verwaltungsrath von zwei oder drei Mitgliedern be⸗ 
ſtellt werden. ee 

$. 213, 

Die Konkursglaͤubiger oder deren Bevollmaͤchtigte haben den definitiven 
Verwalter und die Mitglieder des Verwaltungsraths in Vorſchlag zu bringen; 
für das Amt des definitiven Verwalters find von jedem Gläubiger drei Per: 
ſonen zu bezeichnen. 

Die Vorſchlaͤge der Glaͤubiger ſind ſogleich in dem erſten Pruͤfungstermin 
zu erfordern, wenn dies nach Lage der Sache geſchehen kann; andernfalls hat 
der Kommiſſar einen beſonderen Termin anzuberaumen und zu demſelben alle 
Glaͤubiger vorzuladen, deren Forderungen angemeldet ſind. R 

Das Gericht ernennt demnaͤchſt den definitiven Verwalter und den Ver⸗ 
waltungsrath aus der Zahl der vorgeſchlagenen Perſonen. N 

In gleicher Weiſe koͤnnen fuͤr den Fall, daß der definitive Verwalter 
oder Mitglieder des Verwaltungsraths ausſcheiden, Erſatzmaͤnner im Voraus 

beſtimmt werden. f 
$. 214. 


Bei der Beſtellung des definitiven Verwaltungsperſonals iſt nach folgenden 
Vorſchriften zu verfahren: b 

1) das Amt des definitiven Verwalters iſt einem geſchaͤftskundigen Manne 

zu uͤbertragen, welcher am Sitze des Gerichts, oder an dem Orte, wo 

das Hauptgeſchaͤft des Gemeinſchuldners ſich befindet, oder in deren Naͤhe 

ſeinen Wohnſitz hat; 

2) das Amt als Mitglied des Verwaltungsraths iſt nur ſolchen Perſonen 

zu uͤbertragen, welche am Wohnorte des Verwalters oder in deſſen un⸗ 

mittelbarer Naͤhe ihren Wohnſitz haben; es ſollen zu Mitgliedern des 

Verwaltungsraths geſchaͤftskundige Glaͤubiger oder Bevollmaͤchtigte der 

finder in deren Ermangelung aber andere geeignete Perſonen beſtellt 
werden; a 

(Nr. 4227.) ; : 51 * l 3) der 
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3) der definitive Verwalter und die Mitglieder des Verwaltungsraths ſind 
nach ihrer Ernennung von dem Kommiſſar auf die gewiſſenhafte Aus⸗ 
führung der ihnen obliegenden Amtsverrichtungen mittelſt Handſchlags an 
Eidesſtatt zu verpflichten; wird der einſtweilige Verwalter zum definitiven 
ernannt, ſo iſt derſelbe auf die fruͤhere Verpflichtung zu verweiſen; 

4) die Ernennung des definitiven Verwalters iſt auf die fuͤr die Bekannt⸗ 
machung der Konkurseröffnung vorgeſchriebene Weiſe (F. 123.) oͤffentlich 
bekannt zu machen; zugleich hat das Gericht dem definitiven Verwalter 
eine Beſtallung zu ſeiner Legitimation zu ertheilen. 


§. 215, 
Maſs Der definitive Verwalter ift der Vertreter der Glaͤubigerſchaft und der 
5 | 


& 
Seine Aufgabe ift, die Liquidation der Maſſe, die Feſtſtellung der an die⸗ 

ſelbe erhobenen Anſpruͤche und die Befriedigung der Gläubiger zu betreiben. 

Die Vorſchriften, welche in den $$. 131, bis 135. über die Befugniſſe 
und Obliegenheiten des einſtweiligen Verwalters, uͤber ſeine Entlaſſung, über 
die Belohnung und Entſchädigung für feine Geſchaͤftsfuͤhrung, ſowie uber die 
Beſtellung eines Spezialvertreters der Glaͤubigerſchaft und der Maſſe gegeben 
ſind, gelten auch in Betreff des definitiven Verwalters. 

. 2b, 

= Im Falle eines außerordentlichen Umfanges der Verwaltungsgeſchaͤfte 
konnen nach Anhörung des definitiven Verwalters und auf gutachtliche Aeuße⸗ 
rung des Kommiſſars dem definitiven Verwalter für beſtimmte Zweige der Ver⸗ 
waltung beſondere Verwalter beigegeben werden. f 

Die Beſtellung der beſonderen Verwalter erfolgt nach den fuͤr die Be⸗ 
ſtellung des definitiven Verwalters ertheilten Vorſchriften (F. 214.). i 

Die befonderen Verwalter haben innerhalb der ihnen uͤberwieſenen Ge⸗ 
ſchaͤftskreiſe die Rechte und Pflichten des definitiven Verwalters. Der Letztere 
iſt für die Geſchaͤftsfuͤhrung derſelben nicht verantwortlich; er iſt jedoch befugt, 
von ihnen jede die Verwaltung betreffende Auskunft zu verlangen, auch geeig⸗ 
netenfalls ihre Entlaſſung zu beantragen. 


b ö §. 217. 5 
Der Geſchaͤftskreis des Verwaltungsraths erſtreckt ſich auf die Mitwir⸗ 
kung deſſelben bei der Liquidation der Maſſe in den geſetzlich beſtimmten Faͤllen. 
Der Verwaltungsrath hat innerhalb dieſes Geſchaͤftskreiſes das Intereſſe 
der Glaͤubigerſchaft und der Maſſe wahrzunehmen. . 


§. 218. 


In den Faͤllen, in welchen die Mitwirkung des Verwaltungsraths erfor⸗ 
derlich iſt, wird derſelbe von dem Kommiſſar zur Berathung und Beſchluß⸗ 
faſſung berufen; der Kommiſſar leitet die Berathungen. 

Der definitive Verwalter nimmt an den Berathungen und Beſchluͤſſen des 

Verwaltungsraths Theil; zur Beſchlußfaͤhigkeit iſt die Theilnahme des A 
tiven 
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tiven Verwalters und zweier Mitglieder erforderlich. Die Beſchluſſe werden 
nach Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des 
definitiven Verwalters. 
Die Ausfuͤhrung der Beſchluͤſſe erfolgt durch den definitiven Verwalter. 
.Der Kommiſſar ertheilt die Ausfertigungen der Beſchluͤſſe oder die Er⸗ 
maͤchtigungen auf Grund derſelben, wenn ſolche zur Legitimation des definiti⸗ 
ven Verwalters erforderlich find, 


a H. 219. 

Die Mitglieder des Verwaltungsraths koͤnnen ihres Amts entlaſſen wer⸗ 
den, wenn ſie ihren Verpflichtungen nicht gehoͤrig nachkommen. Hierbei iſt 
ebenſo, wie bei der Entlaffung des einſtweiligen Verwalters (§. 133.) zu 
verfahren. * 

Eine Belohnung haben die Mitglieder des Verwaltungsraths fuͤr ihre 
Geſchaͤftsfuͤhrung nicht zu fordern; es werden ihnen nur ihre Auslagen erſtattet. 


Neunter Abſchnitt. 
Von der Liquidation der Maſſe. 


$. 220, 

Der definitive Verwalter uͤbernimmt die Maſſe und die Gefchäfte von 
dem einſtweiligen Verwalter. 

Der Letztere hat uͤber ſeine Geſchaͤftsfuͤhrung dem definitiven Verwalter 
Rechnung zu legen. a i 

Die Abnahme der Rechnung erfolgt vor dem Kommiſſar unter Zuzie⸗ 
hung des Verwaltungsraths und des Gemeinſchuldners, ſofern derſelbe ohne 
Aufenthalt zu erlangen iſt. i 

§. 21. 

Der definitive Verwalter hat die bisherigen Geſchaͤfte zu Ende zu fuͤh⸗ 
ren und fuͤr die Feſtſtellung und Realiſirung der Maſſe zu ſorgen. 

Er hat insbeſondere den Verkauf der noch unveraͤußerten Gegenſtaͤnde 
zu betreiben; der Verkauf kann nach den im Exekutionsverfahren geltenden 
Vorſchriften, oder in Abweichung von denſelben bewirkt werden. 

In Betreff des Geldverkehrs ſind die Vorſchriften maaßgebend, welche 
für die Dauer der Geſchaͤftsfuͤhrung des einſtweiligen Verwalters zur Anwen: 
dung kommen (F. 161.). g 

Der definitive Verwalter handelt bei feiner Geſchaͤftsfuͤhrung ſelbſtſtaͤn⸗ 
dig, ſoweit nicht nachſtehend Beſchraͤnkungen feſtgeſetzt find. 


§. 222. 

Der definitive Verwalter bedarf der Genehmigung oder Ermaͤchtigung 
des Verwaltungsraths, oder wenn ein ſolcher nicht beſtellt worden iſt, der Ge⸗ 
nehmigung oder Ermaͤchtigung des Kommiſſars: i 

1) zur Anerkennung von Vindikationsanſpruͤchen, wenn es ſich um unde 
(Nr. 4227.) g ſtaͤnde 
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ſtaͤnde handelt, deren Taxwerth den Betrag von funfzig Thalern uͤber⸗ 


ſteigt; 

2) I Abſchließung von Vergleichen, wenn der Werth des ſtreitigen Ge: 
genſtandes den Betrag von funfzig Thalern uͤberſteigt; 

3) zur Anſtellung von Klagen, zur Anfechtung von Rechtshandlungen des 
Gemeinſchuldners, zur Aufhebung von Rechtsgeſchaͤften deſſelben und 
zum Eintritt in ſolche Rechtsgeſchaͤfte. 


§. 223. 


Der definitive Verwalter bedarf der Genehmigung oder Ermaͤchtigung 
des Verwaltungsraths, oder wenn ein ſolcher nicht beſtellt worden iſt, der 
Genehmigung oder Ermaͤchtigung des Kommiſſars, und in beiden Faͤllen der 
demnaͤchſtigen Beſtaͤtigung des Beſchluſſes durch das Gericht: 

1) wenn Immobilien, Gerechtigkeiten oder Schiffe aus freier Hand ver⸗ 
aͤußert werden ſollen; 
2) wenn es ſich um die Anerkennung von Vindikationsanſpruͤchen, um die 

Abſchließung von Vergleichen und um die Anſtellung von Klagen han⸗ 

delt, inſofern die Vindikationsanſpruͤche, die Vergleiche und Klagen Im⸗ 

mobilien, Gerechtigkeiten oder Schiffe betreffen. i 

Vor der Entſcheidung des Gerichts über die Ertheilung der Beftäti- 
gung in den vorſtehenden Faͤllen (Nr. 1. und 2.) hat der Kommiſſar den Ge⸗ 
meinſchuldner, ſofern derſelbe ohne Aufenthalt vernommen werden kann, mit 
ſeiner Anſicht zu hoͤren. s 


H. 224. 5 


Dem Gemeinſchuldner kann auf deſſen Antrag und nach Anhoͤrung der 
Glaͤubiger eine Unterſtuͤtzung zu ſeinem Unterhalt und zum Unterhalt ſeiner 
Familie gewaͤhrt werden. f 

Die Vernehmung der Glaͤubiger findet in dem Termine ſtatt, in welchem 
die Vorſchlaͤge wegen Beſtellung des definitiven Verwaltungsperſonals gemacht 
werden (F. 213.). 

Ueber die Gewährung der Unterſtuͤtzung, ſowie über den Betrag und die 
Dauer derſelben wird von dem Gericht auf gutachtliche Aeußerung des defini— 
tiven Verwalters durch Beſchluß entſchieden; die Dauer der Unterſtuͤtzung darf 
nicht den Zeitraum eines Jahres und in allen Faͤllen nicht die Dauer des 
Konkurſes uͤberſteigen. : 


H. 225. 


Der Kommiſſar fuͤhrt die Aufſicht uͤber die Liquidation der Maſſe; der 
definitive Verwalter iſt verpflichtet, ihm vierteljaͤhrlich einen Bericht uͤber die 
Lage der Sache zu erſtatten. 

Der Kommiſſar hat namentlich darauf zu ſehen, daß das Liquidations⸗ 
geſchaͤft ordnungsmaͤßig und ohne Unterbrechung betrieben wird, daß die Be⸗ 
ſchluͤſſe des Verwaltungsraths nach Vorſchrift der Geſetze gefaßt werden und 
daß die Ausfuͤhrung der Beſchluͤſſe deren Inhalt gemaͤß erfolgt. 

Hat er gegen die Geſetzlichkeit einer Maaßregel Bedenken, fo En er 

eren 


= u. 


99 0 Ausführung einſtweilen unterſagen und die Entſcheidung des Gerichts 
einholen. 


§. 220. 

Wenn der Gemeinſchuldner Vermoͤgen im Auslande beſitzt, ſo iſt in An— 
ſehung deſſelben nach den beſtehenden Staatsvertraͤgen zu verfahren. 

In Ermangelung vertragsmaͤßiger Beſtimmungen hat der definitive Ver⸗ 
walter die Feſtſtellung und Realiſirung des auslaͤndiſchen Vermoͤgens, ſowie 
die Auslieferung deſſelben an die inlaͤndiſche Konkursmaſſe, auf dem kuͤrzeſten 
Wege zu betreiben. 5 

Wird im Auslande ein Partikularkonkurs uͤber das dortige Vermoͤgen 
eroͤffnet, ſo muß der definitive Verwalter dabei das Intereſſe der inlaͤndiſchen 
Konkursmaſſe wahrnehmen. ö 


Zehnter Abſchnitt. 


Von der Feſtſtellung der ſtreitigen Forderungen der Konkurs- 
ö glaͤubiger. 


$. 227. 

Ueber die Forderungen, welche in den Pruͤfungsterminen hinſichtlich der 
Richtigkeit oder des Vorrechts ſtreitig geblieben ſind, wird zwiſchen den feſtge⸗ 
a Parteien ($$. 171. 172.) in beſonderen Prozeſſen verhandelt und ent⸗ 
ſchieden. 

§. 228. 

Die Verhandlung und Entſcheidung uͤber die ſtreitigen Anſpruͤche gehoͤrt 
vor das Konkursgericht, ſofern daſſelbe fuͤr Anſpruͤche dieſer Art uͤberhaupt kom⸗ 
petent iſt. ER 

Die Verhandlung und Entſcheidung erfolgt durch die zuſtaͤndigen Ab⸗ 
theilungen oder Einzelrichter des Konkursgerichts. 


$. 229. 


Den Glaͤubigern, deren Forderungen ſtreitig ſind, bleibt uͤberlaſſen, die 
Einleitung der Spezialprozeſſe bei dem Prozeßrichter zu betreiben. 

Zu dieſem Behuf hat der Kommiſſar jedem Glaͤubiger eine Abſchrift ſeiner 
Anmeldung, ſowie des im Pruͤfungstermin aufgenommenen Protokolls und einen 
Auszug aus der zu demſelben gehoͤrenden tabellariſchen Nachweiſung in beglau⸗ 
bigter Form zu ertheilen, auch die uͤberreichten Urkunden zuruͤckzugeben. 


§. 230. 


Bei dem Verfahren in den Spezialprozeſſen kommen lediglich die fuͤr den 
ordentlichen Prozeß geltenden Vorſchriften zur Anwendung; beſondere Prozeß⸗ 
arten ſind ausgeſchloſſen. l 

Eignet ſich eine Forderung zum Verfahren im Bagatellprozeſſe, ſo findet 
der Erlaß eines Mandats nicht ſtatt. 

Der Glaͤubiger hat bei Anſtellung des Spezialprozeſſes eine vollſtaͤndige 

(Nr. 4227.) Klage 
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Klage einzureichen und die ihm nach F. 229. ertheilte beglaubigte Abſchrift nebſt 
Auszug beizufuͤgen. 

Er kann ſeine Forderung nur in dem Umfange geltend machen, in wel⸗ 
chem er ſie angemeldet hat. Eine Erweiterung des Anſpruchs in Betreff des 
Betrages oder des Vorrechts iſt in dem Spezialprozeſſe nicht zulaͤſſig; dieſelbe 
kann nur mittelſt einer neuen Anmeldung geltend gemacht werden. 


H. 231. 

Iſt eine Forderung bedingt, fo iſt im Erfenntniffe zugleich die Bedingung 
auszusprechen, unter der fie zur Befriedigung gelangen ſoll. 

Bei Forderungen, welche erſt kuͤnftig fällig werden, find die Faͤlligkeits⸗ 
termine anzugeben. 2 
Forderungen, welchen zugleich ein Abſonderungsrecht zuſteht, ſind mit 
ihrem vollen Betrage, jedoch unter Vorbehalt der Kuͤrzung derjenigen Summe 
. welche der Gläubiger durch die Ausuͤbung des Abſonderungsrechts 
erlangt. 


’ 


$. 232. 


Wenn eine Forderung, deren Richtigkeit und Vorrecht ftreitig iſt, in An⸗ 
ſehung ihrer Richtigkeit abgewieſen wird, fo iſt gleichwohl in dem Erkenntniſſe 
hinſichtlich des Vorrechts fuͤr den Fall zu entſcheiden, daß die Forderung in 
hoͤherer Inſtanz fuͤr richtig anerkannt werden ſollte. i 8 

8 H. 283. 

Wenn der Prozeß uͤber die Richtigkeit einer Forderung vor der Konkurs⸗ 

eroͤffnung angeſtellt worden iſt und bereits bei einem anderen Gericht oder in 


einer hoͤheren Inſtanz ſchwebt, ſo entſcheidet das Konkursgericht nur uͤber das 
Vorrecht, ſofern daſſelbe ſtreitig iſt. 
3 H. 234. 

Findet wegen einer Forderung der Rechtsweg nicht ſtatt, oder iſt das 
Konkursgericht aus einem anderen, in der Beſchaffenheit der Forderung liegenden 
Grunde nicht kompetent ($. 228.), ſo gehört die Erörterung und Entſcheidung 
uber die Richtigkeit der Forderung vor die dazu kompetente ſonſtige Behoͤrde; 
das Konkursgericht entſcheidet demnaͤchſt nur uͤber das Vorrecht, ſofern daſſelbe 

ſtreitig iſt. 
§. 295. a 

In Anſehung der Inſinuation der ergehenden Erkenntniſſe, ſowie in An⸗ 
ſehung der Rechtsmittel hat es bei den allgemeinen Prozeßvorſchriften ſein Be⸗ 
wenden. 

8 H. 236. 

Ueber die Verpflichtung zur Tragung der Koſten des Spezialprozeſſes iſt 
lediglich nach den allgemeinen Prozeßvorſchriften zu entſcheiden. 

Soweit hiernach die Koſten der Glaͤubigerſchaft zur Laſt fallen, gehoͤren 
dieſelben zu den Kommunkoſten. 

§. 237. 
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Wenn ein Anſpruch hinſichtlich der Richtigkeit oder des Vorrechts rechts⸗ 
fräftig ganz oder zum Theil abgewieſen wird, fo kommt dies den ſaͤmmtlichen 
Konkursglaͤubigern zu ſtatten, auch wenn ſie an dem Prozeſſe nicht Theil ge⸗ 

nommen haben. 

Glaͤubiger, welche den Prozeß gefuͤhrt haben, ſind befugt, aus der Maſſe 
die Erſtattung der durch den Prozeß erwachſenen Koſten inſoweit zu verlangen, 

als der Betrag der Koſten nicht den Vortheil uͤberſteigt, welcher durch das ab⸗ 
weiſende Erkenntniß erlangt iſt. = 
$. 238. : 


In allen Fällen, in welchen mehrere Gläubiger als Streitgenoſſen auf⸗ 
treten, haben dieſelben einen gemeinſchaftlichen Bevollmaͤchtigten zur Fuͤhrung 
des Prozeſſes zu beſtellen; die beſondere Vertretung eines Glaͤubigers findet le⸗ 
diglich auf ſeine Koſten ſtatt. 


Elfter Abſchnitt. = 
Von den Vertheilungen an die Konkursglaͤubiger. 
$. 239. ses 

Nach Beſtellung des definitiven Verwalters koͤnnen Vertheilungen und 
Zahlungen an die Konkursglaͤubiger ſtattfinden, ſobald ein hinlaͤnglicher Maſſe⸗ 
beſtand vorhanden iſt. 

Wenn jedoch zur Anmeldung der Forderungen eine zweite Friſt geſtattet iſt 
(Ho. 166. 167.), fo find Vertheilungen und Zahlungen an die Konkursglaͤubi⸗ 
ger erſt nach Abhaltung des zweiten Pruͤfungstermins zuläffig. 

8 H. 240. nee 

Auf bevorzugte Forderungen koͤnnen die Zahlungen von dem Kommiſſar 
nach Anhörung des definitiven Verwalters ohne Weiteres verfügt werden, wenn 
die Forderungen nach Umfang und Vorrecht feſtſtehen und der verfuͤgbare Be⸗ 
ſtand der Maſſe zur vollftändigen Befriedigung aller uͤbrigen Forderungen, 
welche beſſer oder gleich berechtigt ſind, zulaͤnglich bleibt, auch fuͤr die Kom⸗ 
munkoſten und uͤbrigen Maſſeſchulden, ſowie für diejenigen, welche ein Ruͤck⸗ 
forderungsrecht geltend gemacht haben, genuͤgende Deckung vorhanden iſt. 

F. 24f. ge 
Außer dieſem Falle 9.240.) hat zum Zweck einer jeden Vertheilung an 
die Konkursglaͤubiger der Kommiſſar einen Theilungsplan durch den definitiven 
Verwalter entwerfen zu laſſen. Noͤthigenfalls iſt dabei ein Rechnungsoerſtaͤn⸗ 
diger zuzuziehen. f { \ 

In dem Theilungsplane iſt zuvoͤrderſt der vorhandene verfuͤgbare Beſtand 
der Maſſe feſtzuſtellen. Dabei muß hauptſaͤchlich auf die Deckung der Kommun⸗ 
koſten und der übrigen Maſſeſchulden, unter angemeſſener Beachtung der kuͤnf⸗ 
tig noch zu erwartenden Deckungsmittel, Ruͤckſicht genommen werden. 

Sodann ſind die ſaͤmmtlichen Forderungen der Konkursglaͤubiger einzeln 
Jahrgang 1855. (Nr. 4227.) 52 auf⸗ 
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aufzuführen und in ihren Beträgen darzuſtellen. Anſpruͤche, uͤber deren Richtig⸗ 
keit, Betrag oder Rangordnung noch Streit obwaltet, find vorläufig fo zu bez 
handeln, als wenn der geforderte hoͤchſte Betrag und das verlangte Vorrecht 
endguͤltig feſtgeſtellt waͤren; es muß jedoch zugleich vermerkt werden, daß und 
wieweit ſie ſtreitig ſind. 8 

Demnächft ift anzugeben, welche Beträge von der zu vertheilenden Maſſe 
auf die einzelnen Forderungen fallen. ö 


$. 242. 


Der entworfene Theilungsplan wird in dem Buͤreau des Gerichts zur 
Einſicht fuͤr die Betheiligten ausgelegt. 

Die Glaͤubiger, welche bis dahin ihre Forderungen angemeldet haben, 
ſind hiervon durch Aushang an der Gerichtsſtelle in Kenntniß zu ſetzen und 
zugleich aufzufordern, ihre etwanigen Erinnerungen gegen den Plan binnen einer 
beſtimmten Friſt beim Gericht anzuzeigen und in einem beſtimmten Termin vor 
dem Kommiſſar zur Verhandlung daruͤber, ſowie zur Ausfuͤhrung der Verthei⸗ 
lung zu erſcheinen. 

Den Bevollmächtigten der Gläubiger ($. 179.) und den in dem Ge⸗ 
richtsbezirk wohnhaften Glaͤubigern, ſofern ſie nicht ſolche Bevollmaͤchtigte 
beſtellt haben, iſt eine Abſchrift der Aufforderung zu uͤberſenden; jedoch iſt die 
Wirkſamkeit der Aufforderung von dieſer beſonderen Zuftellung nicht abhängig. 

Der definitive Verwalter iſt zu dem Termin ebenfalls vorzuladen; die 
eingegangenen Erinnerungen gegen den Plan ſind demſelben noch vor dem Ter⸗ 
min mitzutheilen. a a f 

H. 243. f f 


Der Kommiſſar verhandelt in dem Termin tiber die einzelnen Poſten nach 
der Reihenfolge des Theilungsplanes, wie es zur Ausfuͤhrung der Vertheilung 
zweckdienlich iſt. 4 

$. 244. : 


N 


Soweit innerhalb der beſtimmten Friſt (F. 242.) keine Einwendungen gegen 
den Plan vorgebracht worden ſind, werden an die Glaͤubiger, deren Forderun⸗ 
gen feſtſtehen, die in dem Plane berechneten Antheile ſofort gezahlt. Die Poſten, 
zu welchen ſich kein Empfangsberechtigter meldet, werden auf Gefahr und Koſten 
beh en ÄRRMUER Glaͤubiger als Spezialmaſſen in gerichtlicher Aufbewahrung 
ehalten. f 

f 8. 24 


Bei denjenigen Poſten, in Beziehung auf welche rechtzeitig Einwendungen 
vorgebracht worden ſind, veranlaßt der Kommiſſar die Erledigung derſelben 
zwiſchen den betheiligten Perſonen. ! 

Findet eine Einigung derſelben ſtatt, fo wird danach ber Theilungsplan 
ausgefuͤhrt. ö 5 

g Kommt dagegen eine Einigung nicht zu Stande, ſo ſtellt der Kommiſſar 
die Streitpunkte und die Parteien feſt, worauf die weitere Verhandlung und 
die Entſcheidung über die Einwendungen in beſonderen Prozeſſen erfolgt. Zu 
dieſem Behuf wird eine beglaubigte Abſchrift der Einwendung, ſowie ein Aus⸗ 


zug 
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zug aus dem Theilungsplan und der Verhandlung an die zuſtaͤndige Abthei⸗ 
lung des Konkursgerichts abgegeben; hiernaͤchſt wird von derſelben ein Termin 
zur muͤndlichen Verhandlung der Sache von Amtswegen angeſetzt. Die An⸗ 
theile, welche auf die durch ſolche Einwendungen betroffenen Forderungen 
fallen, werden, wenn ſich nicht die Parteien uͤber eine anderweite Anlegung 
einigen, als Speziaͤlmaſſen in gerichtlicher Verwahrung zuruͤckbehalten; das Er⸗ 
kenntniß hat zugleich daruͤber zu entſcheiden, an wen dieſe Antheile ausgezahlt 
werden ſollen, oder nach Befinden die anderweite Vertheilung anzuordnen. 
Wenn ein Gläubiger, welcher rechtzeitig Einwendungen gegen den Thei⸗ 
lungsplan vorgebracht hat, in dem Termin nicht erſcheint, fo bleiben die Ein- 
wendungen unberuͤckſichtigt, ſoweit ſie nicht von dem Verwalter oder einem der 
erſchienenen Gläubiger in dem Termine geltend gemacht werden. | 
Die Beſtimmung über die Beſtellung eines gemeinſchaftlichen Bevollmaͤch⸗ 
tigten in Spezialprozeſſen (F. 238.) findet auch auf die Prozeſſe uͤber den Theis 
lungsplan Anwendung. i 
, H. 246. 5 


a Die Beträge, welche auf ſtreitige Forderungen ($. 241.) vertheilt werden, 
ſind ſtets als Spezialmaſſen in gerichtlicher Aufbewahrung zuruͤckzubehalten und 
ſpaͤter nach Maaßgabe der ergehenden Endentſcheidungen entweder an die betref⸗ 
fenden Glaͤubiger auszuzahlen, oder zur anderweiten Vertheilung zu ziehen. 


§. 247. 

Wenn Glaͤubiger, welchen ein Realrecht an Grundſtuͤcken zuſteht, zugleich 
als Konkursglaͤubiger aufgetreten ſind, ſo werden dieſelben bei den Vertheilungen 
an die Konkursglaͤubiger, welche vor der Vertheilung der Grundſtuͤcksmaſſe 
ſtattfinden, mit ihrer ganzen Forderung (F. 83.) angeſetzt und wegen des darauf 
fallenden Antheils nach den obigen Vorſchriften (§§. 244. bis 246.) befriedigt. 

Bei der ſpaͤteren Vertheilung der Grundſtuͤcksmaſſe werden die Realglaͤu⸗ 
biger ebenfalls mit ihrer ganzen Forderung ($. 60.) angeſetzt. Jedoch wird den 
Realglaͤubigern, welche hier mit ihrer ganzen Forderung zur Hebung kommen, 
der aus der Maſſe der Konkursglaͤubiger an ſie gezahlte Betrag abgezogen und 
dieſer Maſſe uͤberwieſen. In Anſehung derjenigen Realglaͤubiger, welche in der 
Grundſtuͤcksmaſſe theilweiſe ausfallen, wird berechnet, mit welchem Antheil die 
ausgefallene Summe bei der Vertheilung an die Konkursglaͤubiger, an Stelle 
der angeſetzten ganzen Forderung, zur Hebung gekommen ſein wuͤrde; was der 
Glaͤubiger mehr, als dieſen Antheil, aus der Maſſe der Konkursglaͤubiger em⸗ 
pfangen hat, wird ihm von dem Betrage, mit welchem ſeine Forderung bei der 
Grundſtuͤcksmaſſe zur Hebung kommt, abgezogen und der Maſſe der Konkurs⸗ 
glaͤubiger uͤberwieſen. a 

Nach den vorſtehenden Grundſaͤtzen iſt auch zu verfahren, wenn Glaͤubi⸗ 
ger, welchen ein Realrecht an Schiffen zuſteht, zugleich als Konkursglaͤubiger 
aufgetreten ſind. a 
F. 248. 


| Sind Fauſtpfandglaͤubiger als Konkursglaͤubiger aufgetreten, fo werden 
dieſelben, ſo lange das Ergebniß ihrer abgeſonderten Befriedigung aus dem 
Pfande nicht feſtſteht, bei den Vertheilungen an die Konkursglaͤubiger mit ihrer 

(Nr. 4227.) f 52 ganzen 
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ganzen Forderung ($. 83.) angeſetzt. Der auf dieſe Forderung fallende Antheil 

wird jedoch in gerichtlicher Aufbewahrung zuruͤckbehalten, bis der Ausfall feſt⸗ 
ſteht, welchen der Fauſtpfandglaͤubiger bei ſeiner Befriedigung aus dem Pfande 
erleidet. Nach dem Betrage dieſes Ausfalles wird alsdann die Summe ermit⸗ 
telt, welche dem Gläubiger aus der Maſſe der Konkursglaͤubiger gebührt. 

‚ Iſt bei Beendigung des Konkursverfahrens das Pfand nicht verwerthet, 
ſo wird auf den Pfandglaͤubiger keine weitere Ruͤckſicht genommen und das für 
ihn in gerichtlicher Aufbewahrung Zuruͤckbehaltene unter die Konkursglaͤubiger 
vertheilt. es i f i 

§. 249. f 

Die noch nicht faͤlligen Forderungen werden wie faͤllige behandelt. 

Iſt jedoch eine ſolche Forderung unverzinslich, fo iſt dieſelbe nur zu dem⸗ 
jenigen Betrage in Anſatz zu bringen, welcher mit Hinzurechnung der geſetzlichen 
Zinſen von dieſem Betrage fuͤr die Zeit zwiſchen dem Zahlungstage und dem 
ſpaͤteren Verfalltage dem ganzen Betrage der Forderung gleichkommt. 


H. 250. 


Hinſichtlich der bedingten Forderungen gelten fuͤr die Vertheilung folgende 
Grundſaͤtze: 

1) Iſt die Bedingung eine aufſchiebende, ſo wird vorlaͤufig bis zum Eintritt derſel⸗ 
ben der volle oder e e Forderung angeſetzt und der Antheil, 
welcher hiernach auf die Forderung faͤllt, als Spezialmaſſe in gerichtlicher 

Aufbewahrung zuruͤckbehalten; die davon aufkommenden Zinſen fließen 

zur Konkursmaſſe. 5 f = 
2) Iſt die Bedingung eine auflöfende, fo erhält der bedingte Gläubiger den 
auf feine Forderung fallenden Betrag nur gegen Stcherheitsbeſtellung 
wegen der Ruͤckzahlung für den Fall des Eintritts der Bedingung. Leiſtet 
der Glaͤubiger keine von dem definitiven Verwalter oder im Falle des 
Streits von dem Konkursgericht fuͤr genügend erachtete Sicherheit, jo 
wird die Summe verzinslich angelegt. Dieſe Anlegung erfolgt durch ge⸗ 
richtliche Depofition; die aufkommenden Zinſen werden von dem bedingten 
Glaͤubiger bezogen. 9 5 a 
+ 1, 2 


Beſteht eine Forderung in dem Anſpruche auf fortlaufende Hebungen, ſo 
wird der Betrag, welcher bei der Vertheilung auf das zur Deckung der kuͤnf⸗ 
tigen Hebungen angeſetzte Kapital (9. 62. 85.) fallt, verzinslich angelegt. Die 
Anlegung erfolgt durch gerichtliche Depoſition. 6588 AN 

So oft die Zinſen zur Berichtigung der dem angelegten Kapital entſpre⸗ 
chenden Hebungsbetraͤge nicht hinreichen, wird der fehlende Betrag aus dem 
Kapital entnommen. f 95 5 


Wer wegen feiner Forderung vollftändig befriedigt wird, hat die über die⸗ 

ſelbe ſprechenden, in ſeinen Haͤnden befindlichen Urkunden zu den Akten zu geben. 

Erfolgen nur Theilzahlungen, ſo werden dieſelben auf den in den Haͤnden des 
Glaͤubigers verbleibenden Urkunden vermerkt. 

2 2 H. 253. 


Be 

k 91 H. 253. 
„Die Vertheilung kann ſich wiederholen, fo oft ein hinlaͤnglicher Beſtand 

der Maſſe angefammelt iſt. N re 
In jedem ſpaͤteren Theilungsplan ift anzugeben, wie viel auf die einzelnen 
Forderungen bereits berichtigt iſt, für welche Forderungen die Antheile zuruͤck⸗ 
behalten ſind, und welche angelegte Spezialmaſſen ſich inzwiſchen, und auf 

welche Art, erledigt haben. . g 
§. 254. 


Glaͤubiger, welche ihre Forderungen erſt nach dem Ablauf der beſtimmten 
Friſten anmelden (F. 176.), haben keinen Anſpruch auf die Beträge, welche bei 
den bereits vorgenommenen Vertheilungen an die uͤbrigen Glaͤubiger gezahlt 
oder zu Spezialmaſſen gebracht worden ſind. 8 

Sie werden nur bei den Vertheilungen beruͤckſichtigt, welche nach erfolgter 
Pruͤfung ihrer Forderungen ſtattfinden. x 

Bei der Berechnung, wie viel von der zur Vertheilung kommenden 
Summe auf dieſe Forderungen faͤllt, werden dieſelben zum vollen Betrage, 
die bei früheren Vertheilungen ſchon beruͤckſichtigten Forderungen aber nur zu 
1103 . angeſetzt, welcher noch nicht durch fruͤhere Vertheilungen berich⸗ 
igt iſt. N i 

Iſt zur Zeit der Abhaltung des Termins zur Pruͤfung einer nachtraͤglich 
angemeldeten Forderung eine Vertheilung bereits angeordnet oder in Ausfuͤh⸗ 
rung begriffen, fo kann der Gläubiger gegen die Vertheilung und den Thei⸗ 
lungsplan keinen Einſpruch erheben, wenn die Friſt zur Anbringung von Ein⸗ 
wendungen gegen den Theilungsplan (F. 242.) bereits abgelaufen iſt. 

i $ 255. : | 

Glaͤubiger, welche ihre Forderungen im Spezialprozeſſe auszuführen haben 
(HH. 227. 229.), werden bei den ſtattfindenden Vertheilungen mit den ſtreitigen 
Forderungen oder dem ſtreitigen Vorrechte nur dann beruͤckſichtigt, wenn die 
Anſtellung des Spezialprozeſſes nachgewieſen worden iſt. 5 
So lange dieſer Nachweis nicht gefuͤhrt iſt, kann fuͤr die ſtreitigen For⸗ 
derungen eine Spezialmaſſe ($. 246.) nicht angelegt werden. ’ 
Iſt zur Zeit der Anſtellung des Spezialprozeſſes eine Vertheilung be⸗ 
reits angeordnet oder in Ausfuͤhrung begriffen, ſo kann der Glaͤubiger gegen 
die Vertheilung und den Theilungsplan keinen Einſpruch erheben, wenn die 
Friſt zur Anbringung von Einwendungen gegen den Theilungsplan ($. 242.) 
bereits abgelaufen iſt. 5 


Zwölfter Abſchnitt. 
Von der abgeſonderten Befriedigung der Erbſchaftsglaͤubig er 
i und Legatare. 
§. 256. 5 
Wenn der Gemeinſchuldner vor der Konkurseroͤffnung eine Erbſchaft uͤber⸗ 
nommen hat, ſo koͤnnen die Erbſchaftsglaͤubiger und Legatare das Recht 5 
(Ar. 4227 ö = 
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Abſonderung der Erbſchaft von dem eigenthuͤmlichen Vermoͤgen des Gemein⸗ 
ſchuldners (§. 37. Nr. 1.) nur innerhalb der Friſten geltend machen, welche 
das Gericht in dem Konkursverfahren zur Anmeldung der Anſpruͤche der Konz, 
kursglaͤubiger ($$. 165. bis 167.) beſtimmt. 

Der Verwalter kann unter Genehmigung des Kommiſſars das Recht auf 
Abſonderung der Erbſchaft anerkennen. 

§. 27. i 

Die Verwaltung und Realiſirung des abgeſonderten Nachlaſſes erfolgt 
durch das für die Konkursmaſſe beſtellte Verwaltungsperſonal nach den Beſtim⸗ 
mungen, welche in dem Konkursverfahren zur Anwendung kommen. 

Die abſonderungsberechtigten Erbſchaftsglaͤubiger und Legatare find be⸗ 
fugt, bei der Beſtellung des Verwaltungsperſonals in derſelben Weiſe, wie die 
Konkursglaͤubiger mitzuwirken. 5 


Wenn der Nachlaß zur Befriedigung der Erbſchaftsglaͤubiger und Lega⸗ 
tare, welche das Abſonderungsrecht geltend machen, zulaͤnglich iſt, ſo haben die⸗ 
ſelben ihre Forderungen, ohne weitere Betheiligung beim Konkurſe, gegen den 
Verwalter der Maſſe auszufuͤhren. Sobald die Forderungen feſtſtehen, erhal⸗ 
ten ſie aus dem Nachlaſſe ihre vollſtaͤndige Befriedigung an Kapital, Zinſen 
und Koſten. f Se 

$. 259. 


Reicht der Nachlaß zur Befriedigung der abſonderungsberechtigten Erb: 
ſchaftsglaͤubiger und Legatare nicht aus, oder iſt die Zulaͤnglichkeit deſſelben 
zweifelhaft, ſo werden die Forderungen in einem beſonderen Verfahren eroͤrtert, 
feſtgeſtellt und befriedigt. 

Hierbei dienen die Beſtimmungen zur Richtſchnur, welche in dem Konkurs⸗ 
verfahren gelten. 
H. 260. 


Nach den vorſtehenden Grundſaͤtzen ($$. 256. bis 259.) iſt auch bei der 
abgeſonderten Befriedigung der eigenen Glaͤubiger des Gemeinſchuldners aus 
dem eigenthuͤmlichen Vermögen deſſelben zu verfahren, inſoweit den Glaͤubigern 
=> m auf Abſonderung dieſes Vermögens von dem Nachlaſſe zuſteht (§. 37. 

5 2. | 


$. 261. 


Wenn die Abfonderung des Nachlaſſes aus dem Grunde erfolgen muß, 
weil die eigenen Glaͤubiger des Gemeinſchuldners von der Rechtswohlthat des 
Inventars Gebrauch machen (§. 37. Nr. 2.), fo findet ein beſonderes Konkurs⸗ 
verfahren uͤber den Nachlaß in dem Gerichtsſtande der Erbſchaft ſtatt. 

§. 262, 

Wird erſt nach der Konkurseroͤffnung eine dem Gemeinſchuldner ange⸗ 
fallene Erbſchaft von der Glaͤubigerſchaft übernommen, fo gehört nur dasjenige 
zur Konkursmaſſe, was von der Erbſchaft nach Abzug und Tilgung der auf 
derſelben haftenden Schulden und Laſten uͤbrig bleibt. i en 

| a : rei⸗ 
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ö Dreizehnter Abſchnitt. 
Von der abgeſonderten Befriedigung der Realglaͤubiger. 
a $. 263, 

Die Realglaͤubiger haben ihre Forderungen, foweit fie aus den fuͤr die⸗ 
ſelben verhafteten zur Konkursmaſſe gehörigen Gegenſtaͤnden Befriedigung ſuchen, 
gegen den Verwalter der Konkursmaſſe geltend zu machen. 

Sie ſind nicht verpflichtet, die Forderungen zu dieſem Behuf in dem Kon⸗ 
kursverfahren anzumelden. 

Das Verwaltungs- und Verfuͤgungsrecht der Glaͤubigerſchaft ($. 4.) kann 
in Anſehung der für die Forderungen verhafteten Gegenſtaͤnde nur unbeſchadet 
der Rechte der Realglaͤubiger ausgeuͤbt werden. 

$. 264. 

Fauſtpfandglaͤubiger und alle übrigen Gläubiger, welchen gleiche Rechte 
mit den Fauſtpfandglaͤubigern zuſtehen (9$. 32. 33.), werden aus den Pfand⸗ 
ſtuͤcken befriedigt, ſobald ihre Forderungen feſtgeſtellt ſind. 

Die Befriedigung erfolgt nach den fuͤr die Exekutionsvollſtreckung geltenden 
Vorſchriften. g a i 

Der Verwalter der Konkursmaſſe iſt jederzeit befugt, die Realiſirung der 
Pfandſtuͤcke zu fordern, oder dieſelben mit Genehmigung des Kommiſſars durch 
Bezahlung der vollen Pfandſchuld für die Konkursmaſſe einzuloͤſen. 

Was von dem Erlöfe aus den Pfandſtuͤcken zur Berichtigung der Pfand⸗ 
ſchuld nicht erforderlich iſt, wird zur Maſſe der Konkursglaͤubiger abgeliefert. 


H. 265, 

In den Privilegien der konzeſſionirten Pfandleiher und derjenigen Inſti⸗ 
tute, welche das Recht haben, ſich ſelbſt aus den ihnen gegebenen Pfaͤndern zu 
befriedigen, wird durch die vorſtehenden Beſtimmungen nichts geaͤndert. i 

$. 266. 

Die f Befriedigung von Anſpruͤchen, welche auf Immobilien 
haften (Titel I. Abſchnitt 6.), geſchieht aus den Revenuͤen und der Subſtanz 
derſelben in dem fuͤr den Fall der Exekution vorgeſchriebenen Verfahren, na⸗ 
mentlich im Wege der Sequeſtration und der nothwendigen Subhaſtation. 

Das Verfahren gehoͤrt vor dasjenige Gericht, unter welchem die Immo⸗ 
bilien gelegen ſind. 957957 


Das Verfahren wegen Vertheilung der Revenuͤen hat das Gericht von 
Amtswegen einzuleiten. Et 
Zur Revenuͤenmaſſe gehören alle zur Zeit der Konkurseroͤffnung bereits 
von der Subſtanz abgeſonderten Fruͤchte, welche noch in Natur vorhanden und 
in dem Beſitze des Gemeinſchuldners befindlich find, ingleichen alle ruͤckſtaͤndigen 
Einkünfte, ſowie alle nach der Konkurseroͤffnung gewonnenen Fruͤchte und fällig 
gewordenen Nutzungen. a 
(r. 4227.) H. 268. 
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§. 268. b 
Die Einleitung der nothwendigen Subhaſtation erfolgt ſowohl auf den 
Antrag des Verwalters der Konkursmaſſe, als auf den Antrag eines jeden 
Realglaͤubigers, deſſen Forderung auf der Subſtanz der Sache haftet und zur 
Exekution ſteht. 00 


Die Gerechtſame der Konkursmaſſe, des Gemeinſchuldners und der Kon⸗ 
kursglaͤubiger werden von dem Verwalter der Konkursmaſſe wahrgenommen. 


$. 270. 


Was von der Grundſtücksmaſſe zur abgeſonderten Befriedigung der Real⸗ 
anſpruͤche nicht erforderlich iſt, wird zur Maſſe der Konkursglaͤubiger abgeliefert. 


§. 271. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen ($$. 266. bis 270.) gelten auch für die 
abgeſonderte Befriedigung der Bergglaͤubiger aus dem verliehenen und dem nicht 
verliehenen Bergwerks- und Huͤtteneigenthum (. 63.), ſowie für die abgeſon⸗ 
derte Befriedigung der Schiffsglaͤubiger aus der Schiffsmaſſe (Tit. I. Abſchn. 7.). 

Wo ein Handelsgericht beſteht, gehört das Verfahren über die Reaͤliſirung 
und Vertheilung der Schiffsmaſſe vor daſſelbe. s 


DpDierzehnter Abſchnitt 
Von der Beendigung des Konkurſes. 
m $. 272. 

Zur Beendigung des Konkurſes wird gefchritten, fobald die Realifirung 
der vorhandenen Maſſe bewirkt worden iſt und die gegen dieſelbe erhobenen und 
verfolgten Anſpruͤche feſtgeſtellt ſind. 

H. 273. 

Wenn ausſtehende Forderungen oder andere Gegenſtaͤnde im gewöhnlichen 
Wege nicht realiſirt werden koͤnnen, ſo hat der Kommiſſar den definitiven Ver⸗ 
walter der Maſſe und diejenigen noch nicht vollſtaͤndig befriedigten Konkurs⸗ 
glaͤubiger, welche bei Vertheilung der Maſſe zu beruͤckſichtigen find (HH. 254. 
255.), in einem Termin uͤber die weiter zu ergreifenden Maaßregeln zu verneh⸗ 
men. Der Gemeinſchuldner muß hierbei zugezogen werden, ſofern derſelbe ohne 
Aufenthalt zu erlangen iſt. ö 

Die erſchienenen Glaͤubiger koͤnnen durch Mehrheit der Stimmen daruͤber 
Beſchluß faſſen, in welcher Art uͤber die noch nicht eingezogenen Vermoͤgens⸗ 
theile verfügt werden ſoll. Bei der Ermittelung der Stimmenmehrheit werden 
die Stimmen nicht nach den Perſonen der Glaͤubiger gezaͤhlt, ſondern nach den 
noch unberichtigten Betraͤgen der Forderungen derſelben berechnet. 

i $. 274. 


Kein Glaͤubiger iſt gehalten, wider ſeinen Willen eine Ueberweiſung aus⸗ 
ſtehender Forderungen der Maſſe an Zahlungsſtatt anzunehmen. 
. 8 Findet 


=. 


Findet hierüber unter den in dem Termin (F. 273.) anweſenden Intereſ⸗ 
ſenten eine Einigung ſtatt, ſo wird dem Annehmenden die Forderung zu dem 
durch die Uebereinkunft feſtgeſetzten Werthe angerechnet; beim Widerſpruch des 
Ae iſt die Ueberweiſung nur zu dem Nennwerthe der Forderung 
zuläffig.. ; 
Die Gläubiger find zur Gewaͤhrleiſtung für, die Richtigkeit und Sicherheit 
der Forderung nicht verpflichtet. a 
. Dem Annehmenden iſt von dem Kommiſſar uͤber die erfolgte Ueberweiſung 
ein Atteſt auszufertigen, welches die Stelle der Ceſſion vertritt. Iſt uͤber die 
Forderung eine Urkunde vorhanden, ſo wird dieſes Atteſt darauf geſetzt. 

f $. 275. A 

Kommt wegen der Ueberweiſung ausſtehender Forderungen an Zahlungs⸗ 
ſtatt keine Einigung zu Stande, ſo koͤnnen die Glaͤubiger die Forderungen, ein⸗ 
zeln oder im Ganzen, oͤffentlich zum Verkauf ausbieten laſſen. i 

Der Verkauf geſchieht im Wege der Auktion unter Leitung des Kommiſ⸗ 
915 und ohne Gewaͤhrleiſtung fuͤr die Richtigkeit und Sicherheit der For⸗ 

erungen. a 

9816 zum Verkaufstermin iſt an der Gerichtsſtelle oder an einem anderen 
geeigneten Orte eine Beſchreibung der Forderungen unter Angabe der vorhan⸗ 
denen Beweismittel oͤffentlich auszulegen, auch die Einſicht der Beweisurkun⸗ 
den zu geſtatten. In dem Termin ſelbſt iſt die Beſchreibung bekannt zu machen 
und uͤber die bisherigen Verſuche einer Einziehung der Forderungen das We⸗ 
ſentliche vorzutragen. 

Ueber die erfolgte Uebereignung einer Forderung an deren Erſteher iſt 
demſelben ein Atteſt nach der fuͤr Ueberweiſungen an Zahlungsſtatt ertheilten 
Vorſchrift (§. 274.) auszuſtellen, welches die Stelle der Ceſſion vertritt. 


$. 276. 


Nach erfolgter Realiſirung der Maſſe ($$. 272. bis 275.) wird die 
Schlußvertheilung vorgenommen. 

Gegenſtaͤnde, welche nicht zu realiſiren find, werden dem Gemeinſchuld⸗ 
ner wieder zur freien Verfuͤgung uͤberlaſſen. 


277, 
Mit der Vollziehung der Schlußvertheilung ift der Konkurs e 
f Das Gericht hat durch einen Beſchluß die Beendigung des Konkurſes 
auszuſprechen und dieſelbe öffentlich bekannt zu machen. 5 


$. 278. d 


Wenn nach der Vollziehung der Schlußvertheilung noch Gegenſtaͤnde 
ſich vorfinden, welche zur Konkursmaſſe gehoͤren, ſo werden dieſelben nachtraͤg⸗ 
lich realiſirt und unter die Konkursglaͤubiger vertheilt. N 

Ein Gleiches geſchieht, wenn die auf bedingte Forderungen oder zur 
Deckung fortlaufender Hebungen vertheilten Kapitalien ($$: 250. 251.) an die 
Maſſe zurückfallen. Bei der Schlußvertheilung muͤſſen aber die eventuellen 

Jahrgang 1855. (Nr. 4227.) i 53. : Ruͤck⸗ 
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Ruͤckfaͤlle dieſer Kapitalien beruͤckſichtigt und die betreffenden Glaͤubiger darauf 
angewieſen werden. 
$. 279. 

Der definitive Verwalter der Maſſe hat die Rechnung tiber ſeine ge= 
ſammte Geſchaͤftsfuͤhrung bei der Aufſtellung der Schlußvertheilung zu legen. 

Die Abnahme der Rechnung geſchieht in dem Termine zur Vollziehung 
der Schlußvertheilung durch den Kommiſſar unter Zuziehung des Verwaltungs⸗ 
raths, des Gemeinſchuldners und der Glaͤubiger oder der von denſelben etwa 
ernannten gemeinſchaftlichen Rechnungsbevollmaͤchtigten. Den Betheiligten ſteht 
frei, von der Rechnung zuvor in dem Buͤreau des Gerichts Einſicht zu neh— 
men; dies iſt ihnen bei der Vorladung zum Termin bekannt zu machen. 


H. 280. 


Das Vermoͤgen, welches der Gemeinſchuldner erwirbt, nachdem die Been⸗ 
digung des Konkurſes durch Beſchluß ausgeſprochen iſt (§. 277.), fallt feiner 
Verwaltung und Verfuͤgung anheim. Die nicht vollſtaͤndig befriedigten Kon⸗ 
kursglaͤubiger und die neuen Glaͤubiger find befugt, ſich an daſſelbe im ge— 
woͤhnlichen Verfahren zu halten. i 

Iſt jedoch der Gemeinſchuldner als entſchuldbar anzuſehen, ſo kann ge⸗ 
gen ihn wegen der zur Zeit der Konkurseroͤffnung vorhandenen Forderungen 
die Exekution durch Perſonalarreſt nicht vollſtreckt werden. a 

a Ueber die Entſchuldbarkeit des Gemeinſchuldners haben ſich in dem Ter: 

min zur Vollziehung der Schlußvertheilung die erſchienenen Glaͤubiger zu aͤußern. 
Der Kommiſſar nimmt ihre Erklaͤrungen zu Protokoll und das Gericht beſchließt 
auf den Vortrag des Kommiſſars, ob der Gemeinſchuldner nach Lage der 
Sache fuͤr entſchuldbar anzuſehen iſt oder nicht. f 


Funfzehnter Abſchnitt. 
Beſondere Beſtimmungen. 
J. Für den Konkurs über das Vermögen von Aktiengeſellſchaften. 


§. 281. 


Ueber das Vermoͤgen einer Aktiengeſellſchaft, welche auf Gewerbe- oder 
Handelsunternehmungen gerichtet iſt, wird der Konkurs eröffnet: 

1) wenn nach der der Bezirksregierung vorgelegten Bilanz die Schulden 
der Geſellſchaft das Vermögen derſelben uͤberſteigen (H. 26. des Geſetzes 
über die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843., Geſetz⸗-Sammlung 

1): 


S. 341.); 
2) wenn die Geſellſchaft ihre Zahlungen eingeſtellt hat. Sind die Zahlun⸗ 
gen erſt eingeſtellt worden, nachdem die Aufloͤſung der Geſellſchaft be⸗ 
reits erfolgt iſt, fo findet die Eröffnung des Konkurſes ſtatt, infofern die 
Liquidation und Vertheilung des Geſellſchaftsvermögens nicht beendigt iſt. 
§. 282. 


Die Verpflichtung zur Anzeige der Zahlungseinſtellung (F. 116.) liegt 
8 den 
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den Vorſtehern der Geſellſchaft, und wenn die Zahlungseinſtellung erſt nach 
der Auflöfung der Geſellſchaft eintritt, den Liquidatoren derſelben ob. 


$. 283. 


5 Von der Konkurseröffnung ift der Regierung, in deren Bezirk die Aktien⸗ 
geſellſchaft ihren Sitz hat, beſondere Nachricht zu geben. 
| $. 284. 1 8 b 
„Die Geſellſchaft wird durch ihre Vorſteher oder Liquidatoren vertreten. 
Dieſelben find perſoͤnlich zu erſcheinen und Auskunft zu ertheilen in allen den 
1 verpflichtet, in welchen dies fuͤr den Gemeinſchuldner ſelbſt vorgeſchrie⸗ 
en iſt. n 
RER H. 285. 
Ein Akkord kann nicht geſchloſſen werden. 


II. Für den Konkurs über das Vermögen von Zandelsgeſellſchaftern. 
H. 286. + ie 

Wenn eine unter einer gemeinfchaftlichen Firma beſtehende Handelsge⸗ 
ſellſchaft ihre Zahlungen einſtellt, fo findet die Eröffnung des Konkurſes ſtatt, 
na e und Vertheilung des Geſellſchaftsvermoͤgens noch nicht 

eendigt iſt. 

In der Anzeige der Zahlungseinſtellung (H. 116.) iſt zugleich der Name 
und der Wohnort der perſoͤnlich haftenden Geſellſchafter anzugeben. Die Anzeige 
muß von einem der Geſellſchafter gemacht werden, widrigenfalls gegen alle die 
Verhaftung verfügt werden kann (F. 138.). 

Dieſe Beſtimmungen gelten auch fuͤr den Fall, wenn die Zahlungsein⸗ 
ſtellung erſt nach der Aufloͤſung der Geſellſchaft erfolgt. hier 


H. 287. 


Auf den Grund der Zahlungseinſtellung der Geſellſchaft ($. 286.) iſt über 
das Geſellſchaftsvermoͤgen ein ſelbſtſtaͤndiger Konkurs zu eroͤffnen. Derſelbe ge⸗ 
hoͤrt vor dasjenige Gericht, in deſſen Bezirk die Hauptniederlaſſung der Geſell⸗ 
ſchaft ſich befindet. 4 

Zugleich muß über das Privatvermoͤgen eines jeden perfönlich haftenden 
Geſellſchafters der Konkurs eroͤffnet werden. 


H. 288. 


An dem Konkurſe uͤber das Geſellſchaftsbermoͤgen ſind nur die Glaͤubiger 
der Geſellſchaft Theil zu nehmen berechtigt. 15505 
Dieſelben koͤnnen wegen des Ausfalls in dieſem Konkurſe gleichzeitig in 
den Konkurſen tiber das Privatvermoͤgen der perſoͤnlich haftenden Geſellſchafter 
als Glaͤubiger auftreten. Be 
Nur in Beziehung auf die hiernach zuläffigen Anfprüche an das Privat- 
‚vermögen der perfönlich haftenden Geſellſchafter findet die allgemeine Vorſchrift 
des §. 87. Anwendung. 0 . 
(Nr. 4227.) 99° H. 289, 


= 
9. 289. 


Wird in dem Konkurſe uͤber das Geſellſchaftsvermoͤgen den Geſellſchaftern 
ein Akkord bewilligt, ſo hat derſelbe zugleich die Einſtellung der Konkurſe uͤber 
das Privatvermögen der Geſellſchafter zur Folge, ſofern dieſe Konkurſe nur aus 
Veranlaſſung des Konkurſes über das Geſellſchaftsvermoͤgen eröffnet worden 
find (H. 287.); jedoch werden die Forderungen der Privatglaͤubiger von dem 
Akkorde nicht betroffen. : 

7 H. 290. ü 


Es iſt zulaͤſſig, einem einzelnen Geſellſchafter einen Akkord in dem Kon⸗ 
kurſe uͤber ſein Privatvermögen zu bewilligen. 

Die Geſellſchaftsglaͤubiger find befugt, an der Verhandlung und Beſchluß⸗ 
faſſung uͤber einen ſolchen Akkord Theil zu nehmen, ohne daß ſie auf das Recht 
zur abgeſonderten Befriedigung aus dem Geſellſchaftsvermoͤgen Verzicht leiſten. 

Der Akkord erſtreckt ſich nicht auf das Geſellſchaftsvermoͤgen und den 
Konkurs uͤber daſſelbe. 

Der Geſellſchafter, welchem der Akkord bewilligt iſt, erhaͤlt nur ſein Privat⸗ 
vermögen zuruͤck und wird von der ſolidariſchen Verhaftung für die Gefell- 
ſchaftsſchulden frei. 1 

. 20. ; 

Wenn nur ein Mitglied einer unter gemeinfchaftlicher Firma beftehenden 
Handelsgeſellſchaft ſeine Zahlungen einſtellt, ſo iſt an die Konkursmaſſe deſſelben 
ſein Antheil an dem Geſellſchaftsvermoͤgen herauszugeben. Zu dieſem Behuf 
hat der Verwalter der Maſſe das Auseinanderſetzungsverfahren zu betreiben. 

Die uͤbrigen Geſellſchafter haben das Recht, den dem Gemeinſchuldner 
zur Laſt fallenden Antheil an den Geſellſchaftsſchulden in Abzug zu bringen, 
ohne daß fie ſich deshalb in den Konkurs einzulaſſen verpflichtet find (§. 36.) . 
Sie haben jedoch die Konkursmaſſe gegen die Anſpruͤche der Geſellſchaftsglaͤu⸗ 
biger ſicher zu ſtellen. N 

Die in der Geſellſchaft verbleibenden Mitglieder ſind auch befugt, den 
Antheil des Gemeinſchuldners an den zum Geſellſchaftsvermoͤgen gehoͤrigen 
ne und Geraͤthſchaften für den Betrag der gerichtlichen Taxe zu uͤber⸗ 
nehmen. ö 


III. verfahren über das inländiſche Vermögen eines ausländiſchen . 
Gemeinſchuldners. 


5 


8 
Wenn ein Ausländer, welcher im Inlande eine Handelsniederlaſſung hat, 
ſeine Zahlungen einſtellt, ſo iſt von dem Gericht, in deſſen Bezirk die Handels⸗ 
niederlaſſung ſich befindet, der Partikularkonkurs zu eroͤffnen. Derſelbe erſtreckt 
ſich auf die ſaͤmmtlichen im Inlande befindlichen Vermoͤgensſtuͤcke des Gemein⸗ 
ſchuldners. N f f 
H. 293. | 


Beſitzt ein Ausländer, über deſſen Vermögen im Auslande der Konkurs 
eröffnet worden ift, im Inlande keine Handelsniederlaſſung, jedoch anderweitiges 
Vermoͤgen, ſo iſt die Exekution in das inlaͤndiſche Vermögen zulaͤſſig. 5. 294 
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H. 294. 

Was von dem inlaͤndiſchen Vermoͤgen in dem Partikularkonkurſe oder 
nach Befriedigung der Exekutionsſucher uͤbrig bleibt, iſt zur auslaͤndiſchen Kon⸗ 
kursmaſſe auszuliefern. . 

N Wenn in einem Falle, in welchem der Partikularkonkurs nicht eintritt 
(F. 293.), die Auslieferung des inlaͤndiſchen Vermögens an das auslaͤndiſche 
Konkursgericht verlangt wird, ſo muß die Behoͤrde, welche um die Auslieferung 
angegangen iſt, dies zur öffentlichen Kenntniß bringen. Die Auslieferung des 
inlaͤndiſchen Vermögens kann alsdann erſt ſechs Wochen nach Erlaß der oͤffent⸗ 
lichen Bekanntmachung und nur inſoweit ſtattfinden, als daſſelbe nicht bis dahin 
im Inlande von den Glaͤubigern behufs ihrer Befriedigung in Anſpruch ge⸗ 
nommen worden iſt. 5 

| F. 295. 


In allen Fällen darf die Auslieferung des inländifchen Vermögens an 
das auslaͤndiſche Konkursgericht erſt dann erfolgen, wenn die Miniſter der aus⸗ 
waͤrtigen Angelegenheiten und der Juſtiz zuvor ihre Genehmigung ertheilt haben. 


§. 296. | 
Die vorftehenden Beſtimmungen ($$. 292. bis 295.) kommen nur in Er⸗ 


mangelung von Staatsvertraͤgen zur Anwendung. 


Sechszehnter Abſchnitt. 
Von dem abgekuͤrzten Konkursverfahren. 
f K. 207. > 
Ein abgekuͤrztes Verfahren im Konkurſe findet ſtatt, wenn daſſelbe von 
dem Gericht wegen der Geringfuͤgigkeit des Vermögens und des Verkehrs des 
Gemeinſchuldners fuͤr angemeſſen erachtet wird. a 
Insbeſondere foll das abgekuͤrzte Verfahren in allen Fallen zur Anwen⸗ 
dung kommen, in welchen der Betrag der Konkursmaſſe, unter Abrechnung der 
Hypotheken- und Pfandſchulden, nach einem ungefaͤhren Ueberſchlage die Summe 
von Eintauſend Thalern nicht uͤberſteigt. 


| F. 298. 5 

Wenn die Verhandlung des Konkurſes in dem abgekuͤrzten Verfahren er⸗ 
folgen ſoll, ſo iſt dies von dem Gericht bei der Konkurseroͤffnung oder inner⸗ 
halb acht Tagen nach derſelben oͤffentlich bekannt zu machen. 

i $. 299. 5 

Bei dem abgekuͤrzten Verfahren treten die nachſtehend feſtgeſetzten Abaͤn⸗ 

derungen des ordentlichen Verfahrens ein. 
i 1 873001 f 


Die Bekanntmachung der Konkurseroͤffnung und des feſtgeſetzten Tages 
der Zahlungseinſtellung (H. 123.) ſoll in die öffentlichen Blätter in der Regel 
(Nr, 4227.) nur 
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nur einmal eingeruͤckt werden; ein Gleiches gilt fuͤr die uͤbrigen Bekanntmachungen, 
welche auf die fuͤr die Bekanntmachung der Konkurseroͤffnung vorgeſchriebene 
Weiſe zu bewirken find, insbeſondere für den offenen Arreſt (§. 148.) und die 
Aufforderung der Glaͤubiger zur Anmeldung ihrer Anſpruͤche (F. 168.). 

Eine wiederholte Einruͤckung in die oͤffentlichen Blaͤtter findet nur ſtatt, 
wenn das Gericht dieſelbe aus beſonderen Gründen für angemeſſen erachtet. 


N $. 301. 

Der mit der Siegelung beauftragte Beamte ($. 141.) kann ohne vorgaͤn⸗ 
gige Siegelung ſofort zur Inventur ſchreiten, wenn er der Meinung iſt, daß die 
Inventur nicht laͤngere Zeit, als Einen Tag, erfordern wird, und wenn der 
einſtweilige Verwalter der Maſſe und die Sachverſtaͤndigen fuͤr die Abſchaͤtzung 
der Gegenftände (§. 153.) zur Stelle find, 8 
a 8 ; $. 302. 

In dem Termin, welcher im ordentlichen Verfahren zur Erklärung der 
Glaͤubiger uͤber die Beibehaltung des ernannten einſtweiligen Verwalters der 
Maſſe beſtimmt iſt ($. 128.), haben in dem abgekuͤrzten Verfahren die Glaͤu⸗ 
biger den definitiven Verwalter in Vorſchlag zu bringen. 


H. 303. 


Der definitive Verwalter iſt von dem Gericht ſogleich nach Abhaltung 
des Termins zu beſtellen; das Gericht hat dabei die von den Glaͤubigern ges 
machten Vorſchlaͤge zu beruͤckſichtigen, ohne jedoch an dieſelben gebunden zu fein. 

Ein Verwaltungsrath wird nicht beſtellt. 


$. 304. 


Nach der Ernennung des definitiven Verwalters ($. 303.) wird zur Liqui 
dation der Konkursmaſſe geſchritten. ‘ 
Jedoch kann die Realifirung der Maſſe von dem Gericht ausgeſetzt wer- 
den, wenn der Gemeinſchuldner Vorſchlaͤge zu einem Akkorde macht, der von 
dem Gericht als dem Intereſſe der Glaͤubiger entſprechend erachtet wird. 


$. 305. | 


Bei dem Vertheilungsverfahren kann die befondere Friſt zur Anbringung 
von Einwendungen gegen den Theilungsplan (H. 242.) wegfallen; alsdann find 
die Einwendungen gegen den Theilungsplan in dem Verhandlungs- und Aus⸗ 
fuͤhrungstermin vorzubringen. 

H. 306. 


Die Eroͤffnung des Konkurſes kann unterbleiben, wenn bei dem Gericht 
bekannt iſt, daß der Gemeinſchuldner ein den Koſten des Konkursverfahrens ent⸗ 
ſprechendes Vermoͤgen nicht beſitzt. 

In dieſer Beziehung ſind Grundſtuͤcke und andere Gegenſtaͤnde, ſoweit ſie 
mit Pfand⸗ und Hypothekenſchulden belaſtet ſind, von dem Vermoͤgen bei deſſen 
Schaͤtzung in Abrechnung zu bringen. 


Sieben⸗ 


— 
Siebenzehnter Abſchnitt. 
Strafbeſtimmungen. 
§. 307. 


Die Vorſteher oder Liquidatoren einer Aktiengeſellſchaft, welche ihre Zah⸗ 
lungen eingeſtellt hat, werden mit Gefaͤngniß bis zu drei Monaten beftraft, 
wenn die Anzeige von der Zahlungseinſtellung der Geſellſchaft ($$. 116. 282.) 
nicht vorſchriftsmaͤßig erfolgt iſt. 

Die Strafe iſt ausgeſchloſſen, wenn die Vorſteher oder Liquidatoren nach⸗ 
weiſen, daß die vorſchriftsmaͤßige Anzeige ohne ihr Verſchulden unterblieben iſt. 


$. 308. 


Handelsleute, Schiffsrheder und Fabrikbeſitzer, welche ihre Zahlungen ein⸗ 
geſtellt haben, ingleichen Erben ſolcher Gemeinſchuldner, werden mit Gefaͤngniß 
bis zu Einem Jahre beſtraft, wenn ſie nach erfolgter Zahlungseinſtellung einen 
Glaͤubiger zum Nachtheil der uͤbrigen Glaͤubiger befriedigen oder beguͤnſtigen. 

5 $. 309. ö 5 

Ein Glaͤubiger, welcher, nach erlangter Kenntniß von der Zahlungseinſtel⸗ 
lung, zu ſeiner Beguͤnſtigung und zum Nachtheil der uͤbrigen Glaͤubiger einen 
beſonderen Vertrag mit dem Gemeinſchuldner oder deſſen Erben eingeht, oder 
welcher ſich von demſelben oder anderen Perſonen beſondere Vortheile dafuͤr ge⸗ 
waͤhren oder verſprechen laͤßt, daß er bei der Berathung und Beſchlußnahme 
der Glaͤubiger in einem gewiſſen Sinne ſtimme, wird mit Gefaͤngniß bis zu 
Einem Jahre beſtraft. N 

Auch kann gegen denſelben zugleich auf zeitige Unterſagung der Ausuͤbung 
der buͤrgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 


Achtzehnter Abſchnitt. er. 
Von den Folgen des Konkurſes in Beziehung auf die Perſon 
des Gemeinſchuldners. 58 
$. 310. | 

Der Handelsmann, Schiffsrheder, oder Fabrikbeſitzer, uͤber deſſen Ver⸗ 
mögen der Konkurs eröffnet iſt, darf waͤhrend des Verfahrens und nach Abſchluß 
deſſelben nicht auf der Boͤrſe erſcheinen; er darf nicht Mitglied einer kauf⸗ 
männiſchen Korporation ſein und er darf weder als Maͤkler, noch als Verwal⸗ 
ter im Konkurſe oder als Vertreter einer Partei in Handelsſachen zugelaſſen 
werden. : 

Diefe Folgen des Konkurſes, ſowie die übrigen Nachtheile, welche ver: 
möge befonderer Beſtimmungen den Gemeinſchuldner in feinen perfönlichen Ver⸗ 
haͤltniſſen treffen, beſtehen fo lange, als der Gemeinſchuldner nicht die Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand erlangt hat. 

$. 311. 
AZBaaur Erlangung der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand muß der Ge⸗ 
meinſchuldner nachweiſen, daß ſaͤmmtliche Forderungen der Konkursglaͤubiger 
(Nr. 4227.) ; an 
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an Kapital, Zinſen und Koſten durch Zahlung, Erlaß oder in anderer Weiſe 
vollſtaͤndig getilgt ſind, die Glaͤubiger moͤgen ihre Forderungen im Konkurſe 
angemeldet haben oder nicht. 17 5 

§. 312. 


N Der Gemeinſchuldner hat das Geſuch um Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand bei dem Konkursgericht einzureichen und demſelben die Quittungen der 
Glaͤubiger, ſowie die ſonſtigen Beweisſtuͤcke beizufügen. 

Das Konkursgericht giebt den Betheiligten Gelegenheit, ſich über die 
Wahrheit der von dem Gemeinſchuldner vorgetragenen Thatſachen zu aͤußern. 

Zu dieſem Zweck wird eine Abſchrift des Geſuchs an der Gerichtsſtelle 
und auf der Boͤrſe, ſofern eine ſolche am Orte des Gerichts vorhanden iſt, 
waͤhrend eines Zeitraums von zwei Monaten öffentlich ausgehaͤngt. Der Aus⸗ 
hang muß in jedem Falle auch an dem gegenwaͤrtigen Wohnorte des Gemein— 
ſchuldners ſtattfinden. 98 

313. f 


Beſcheinigt der Gemeinſchuldner, daß einzelne Glaͤubiger, deren Befrie⸗ 
digung nachzuweiſen ($. 311.) er außer Stande iſt, nach Leben und Aufenthalt 
unbekannt ſind, ſo ſind ſolche Glaͤubiger auf ſein Verlangen aufzufordern, ihre 
Anſpruͤche binnen zwei Monaten beim Gericht anzumelden. Dieſe Aufforde⸗ 
rung iſt mit dem Geſuch an der Gerichtsſtelle und auf der Boͤrſe auszuhaͤngen, 
ſowie in diejenigen oͤffentlichen Blaͤtter einzuruͤcken, welche das Gericht fuͤr an⸗ 
gemeſſen erachtet. ; | 

Etwanige Anmeldungen find dem Gemeinſchuldner mitzutheilen. 

Melden die Glaͤubiger ſich nicht, ſo ſteht der Mangel des Nachweiſes 
ihrer Befriedigung der Wiedereinſetzung des Gemeinſchuldners in den vorigen 
Stand nicht entgegen. 8 14 

314. 


Jeder Glaͤubiger, welcher noch nicht vollſtaͤndig befriedigt iſt, kann ſeine 
Einwendungen gegen das Geſuch bei dem Gericht anbringen. Das Gericht hat 
darüber das Noͤthige von Amtswegen zu ermitteln; ein kontradiktoriſches Ver: 
fahren findet nicht ſtatt. 5 8, 

An den Orten, wo kaufmaͤnniſche Korporationen beſtehen, muͤſſen die Vor⸗ 
ſteher derſelben uͤber das Geſuch gehoͤrt werden; an anderen Orten ſind die 
zuſtaͤndigen Handelskammern zur Aeußerung uͤber das Geſuch aufzufordern. 

H. 315. i 

Nach Ablauf des für den öffentlichen Aushang des Geſuchs beſtimmten 
Zeitraums find die Verhandlungen dem Staatsanwalte des Bezirks zur Erklaͤ⸗ 
rung uͤber das Geſuch vorzulegen. 

Das Konkursgericht entſcheidet uͤber das Geſuch durch Beſchluß nach 
Anhoͤrung des Staatsanwalts. 

Wird dem Geſuch ſtattgegeben, ſo muß die Entſcheidung in derſelben 
Weiſe öffentlich bekannt gemacht werden, wie dies hinſichtlich des Geſuchs vor- 
geſchrieben iſt (§. 312.) 

Wird das Geſuch verworfen, ſo kann daſſelbe erſt nach Ablauf von drei 
Jahren wiederholt werden. 8 

§. 316. 


= ma 
F. 316. 


In keinem Falle kann die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand einem 
Gemeinſchuldner zu Theil werden, gegen welchen wegen eines Verbrechens oder 
Vergehens der Verluſt der buͤrgerlichen Ehrenrechte oder die Unterſagung ihrer 
Ausuͤbung auf Zeit durch Erkenntniß ausgeſprochen iſt. 

Iſt der Gemeinſchuldner wegen einfachen Bankerutts verurtheilt worden, 
ſo kann ſeine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand erſt nach erfolgter Straf— 
verbuͤßung oder Begnadigung ſtattfinden, ſofern die übrigen geſetzlichen Erfor⸗ 
derniſſe vorhanden ſind. i f 

1 H. 317 


Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand iſt auch nach dem Tode des 
Gemeinſchuldners zulaͤſſig. N 
n $. 318. 

Wenn der Konkurs durch einen Akkord beendigt worden iſt, ſo kann der 
Gemeinſchuldner ſchon von dem Zeitpunkte der rechtskraͤftigen gerichtlichen Be— 
ftätigung des Akkordes an wieder auf der Boͤrſe erſcheinen. 

Von demſelben Zeitpunkte an kann der Gemeinſchuldner an den Orten, 
wo kaufmaͤnniſche Korporationen beſtehen, zur Ausuͤbung der mit der Mitglied⸗ 
ſchaft bei der Korporation verbundenen Rechte wieder zugelaſſen werden, wenn 
der Betrieb des Geſchaͤfts des Gemeinſchuldners von der Ausuͤbung dieſer 
Rechte abhaͤngig iſt. 

Dagegen kann der Gemeinſchuldner auch in dem Falle des Akkords die 
ubrigen durch den Konkurs verlorenen Rechte (F. 310.) nur durch die Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand wieder erlangen; es muß zu dieſem Behuf ins⸗ 
beſondere der Nachweis gefuͤhrt werden, daß die Ausfaͤlle, welche die Glaͤubi⸗ 
ger durch den Konkurs und durch den Akkord erlitten haben (H. 198.), voll⸗ 
ſtaͤndig getilgt worden find (§. 311.) a 

Jedoch kann unter beſonders geeigneten Umſtaͤnden ſchon der Nachweis 
der vollſtaͤndigen Tilgung der akkordmaͤßigen Verpflichtungen für genügend an⸗ 
genommen werden. 8 5 


Dritter Titel. 


Von dem Verfahren im gemeinen Konkurſe. 
Erſter Abſchnitt. 
Bon der Eröffnung des Konkurſes. 
f H. 319. 

Der gemeine Konkurs findet ſtatt uͤber das Vermoͤgen oder den Nach⸗ 
laß eines Gemeinſchuldners, welcher als Handelsmann, Schiffsrheder oder Fa⸗ 
brikbeſitzer nicht anzuſehen iſt, ingleichen uͤber den Nachlaß eines Haͤndelsman— 
nes, Schiffsrheders oder Fabrikbeſitzers. le 1785 
Jedoch kann in den Faͤllen, in welchen der kaufmaͤnniſche Konkurs ſtatt⸗ 
findet (F. 114.), der gemeine Konkurs nicht eroͤffnet werden. 

Jahrgang 1855. (Nr. 4227.) 94 H. 320, 
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$. 320, 

Fur die Eröffnung des Konkurſes und das Konkursverfahren ift das 
Gericht kompetent, bei welchem der Gemeinſchuldner feinen ordentlichen perſoͤn— 
lichen Gerichtsſtand hat oder bei ſeinen Lebzeiten gehabt hat. ö 

Beſteht fuͤr den Ort, nach welchem dieſer Gerichtsſtand ſich beſtimmt, 
ein Handelsgericht, fo gehoͤrt der Konkurs über den Nachlaß eines Handels— 
mannes, Schiffsrheders oder Fahrikbeſitzers vor daſſelbe. 

Unter mehreren zuſtaͤndigen Gerichten gebuͤhrt demjenigen der Vorzug, 
welches die Eroͤffnung des Konkurſes zuerſt ausgeſprochen hat. f 


H. 321. 
Das Gericht hat den Konkurs niemals von Amtswegen, ſondern nur auf 
den Antrag eines Glaͤubigers oder des beſtellten Nachlaßkurators zu eröffnen. 
§. 322. | | N 
Die Eröffnung des Konkurſes kann nur ſtattfinden, wenn Umſtaͤnde nach: 
gewieſen ſind, aus welchen die Unzulaͤnglichkeit des Vermoͤgens oder des Nach— 
laſſes des Gemeinſchuldners zur vollſtaͤndigen Befriedigung ſeiner Glaͤubiger 
zu entnehmen iſt. 
§. 323. 
In den nachſtehenden Fällen iſt die Unzulaͤnglichkeit des Vermögens oder 
des Nachlaſſes des Gemeinſchuldners als erwieſen anzunehmen: 
1) wenn der Gemeinſchuldner ſelbſt die Unzulaͤnglichkeit ſeines Vermoͤgens 
bei dem Gericht anzeigt; 5 
2) wenn der Gemeinſchuldner ſich entfernt, ohne einen Bevollmächtigten zur 
Beſorgung ſeiner Angelegenheiten zu beſtellen, und bei der Exekution in 
fein Vermögen die Unzulänglichkeit deſſelben zur Befriedigung der an⸗ 
dringenden Glaͤubiger ſich ergiebt; . 5 
3) wenn der Erbe des Gemeinſchuldners die Erbſchaft ausſchlaͤgt, ohne 
ausdruͤcklich zu erklaͤren, daß ſolches zu Gunſten des naͤchſten auf ihn 
folgenden Erben geſchieht; s 
4) wenn der Benefizialerbe des Gemeinſchuldners erklärt, daß er der Ver⸗ 
waltung des Nachlaſſes ſich entſchlagen will; 
5) wenn aus anderweiten Erklaͤrungen eines Benefizialerben, oder aus den 
Erklaͤrungen des Nachlaßkurators, oder aus dem Inventar hervorgeht, 
daß der Nachlaß des Gemeinſchuldners unzulaͤnglich iſt. 


$. 324. 
Die Eroͤffnung des Konkurſes uͤber einen Nachlaß iſt unzulaͤſſig, ſo 
lange den Erben die geſetzliche Ueberlegungsfriſt zu ſtatten kommt. 
$. 325. 


Ueber das Vermoͤgen einer Aktiengeſellſchaft, welche nicht auf Gewerbe⸗ 
oder Handelsunternehmungen gerichtet iſt, hat das Gericht den Konkurs auf 
den Antrag der Bezirksregierung zu eroͤffnen, wenn die Unzulaͤnglichkeit des 
Vermoͤgens der Geſellſchaft aus der der Regierung vorgelegten Bilanz all 

G. 26, 
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($. 26. des Geſetzes über die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. 
Geſetz-Sammlung S. 341.), i 
H. 326. i 

Die Konkurseroͤffnung ift in allen Fallen durch einen mit Gründen ver: 
ſehenen Beſchluß auszuſprechen. f i 

Inwiefern zuvor noch Ermittelungen durch Vernehmung des Gemein: 
ſchuldners oder des Erben, oder auf andere Weiſe anzuſtellen ſind, hat das 
Gericht nach Lage der Sache zu ermeſſen. n : 


$. 327. 


Wenn das Gericht die Konkurseroͤffnung nicht zulaffig erachtet, fo ſteht 
dem Antragſteller binnen zehn Tagen, vom Tage der Zuſtellung des Beſchluſſes 
an gerechnet, die Beſchwerde an die hoͤhere Inſtanz offen. 

N Wird die Beſchwerde begruͤndet gefunden, ſo iſt das Konkursgericht zur 
Eröffnung des Konkurſes anzuweiſen. g 
F. 328. ä 

Der Zeitpunkt der Konkurseroͤffnung fallt auf die Stunde, in welcher 
der Beſchluß gefaßt worden iſt. s 

Diefe Stunde muß in dem Beſchluſſe angegeben werden. Iſt eine folche 
Angabe unterblieben, ſo gilt die Mittagsſtunde des Tages, an welchem der 
Beſchluß gefaßt worden iſt, als der Zeitpunkt der Konkurseroͤffnung. 


§. 329. 

Die Konkurseroͤffnung, ſowie der Zeitpunkt derſelben iſt durch das Kon⸗ 
kursgericht ſofort oͤffentlich bekannt zu machen. - 

Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt durch eine oder mehrere Anzei⸗ 
gen in oͤffentlichen Blaͤttern nach dem Ermeſſen des Gerichts, ſowie durch oͤf⸗ 
fentlichen Anſchlag an der Gerichtsſtelle und an anderen geeigneten Orten. 

Der Gemeinſchuldner oder deſſen Erbe kann auf feine Koſten eine Ab⸗ 
ſchrift des Eroͤffnungsbeſchluſſes (§§. 326. 327.) verlangen. 


$. 330. 


Der Beſchluß kann von dem Gemeinſchuldner oder deſſen Erben mittelſt 
eines Antrags auf Wiederaufhebung des Konkurſes angefochten werden. 

Der Antrag iſt binnen zehn Tagen, vom Tage des Beſchluſſes an ge⸗ 
rechnet, bei dem Konkursgericht anzubringen; er muß den Erforderniſſen einer 
Klage entſprechen und durch den Nachweis der Vermoͤgenszulaͤnglichkeit be⸗ 
"gründet werden. f 

Ueber den Antrag hat das Konkursgericht im ſchleunigen Prozeſſe zu ver⸗ 
handeln und zu entſcheiden. | x 

Die Gegenpartei des Antragſtellers ift der Verwalter der Konkursmaſſe 
und der Glaͤubiger, welcher die Konkurseroͤffnung betrieben hat; andere Be⸗ 
theiligte find dem Prozeſſe als Intervenienten beizutreten berechtigt. 

Es finden nur die Rechtsmittel der Appellation und der Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde ſtatt. ö 

(Nr. 4227.) 54* §. 331. 


= 
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. & 331, 

Die Anfechtung des Befchluffes ($. 330.) hat Feine aufſchiebende Wirkung. 

Das Konkursverfahren muß fo lange auf Grund des angefochtenen Bez 
ſchluſſes fortgeſetzt werden, als nicht die Wiederaufhebung des Konkurſes durch. 
ein rechtskraͤftiges Erkenntniß ausgeſprochen wird. 

Die rechtskraͤftige Wiederaufhebung des Konkurſes iſt in derſelben Weiſe 
oͤffentlich bekannt zu machen, in welcher die Bekanntmachung der Eroͤffnung des 
Konkurſes geſchehen iſt (§. 329). 

5 $. 332, 

Die geſetzlichen Beſtimmungen, welche die Zahlungseinſtellung betreffen, 
finden im Falle des gemeinen Konkurſes keine Anwendung. 

N Soweit in den Geſetzen von der Zahlungseinſtellung die Rede iſt, ſind 
dieſelben lediglich auf den Fall des kaufmaͤnniſchen Konkurſes zu beziehen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Verfahren im Konkurſe. 


$. 333. 


Fuͤr das Verfahren im gemeinen Konkurſe kommen die Vorſchriften uͤber 
das Verfahren im kaufmaͤnniſchen Konkurſe (Titel 2. Abſchnitt 3. bis 16.) zur 
Anwendung. f n 

Jedoch treten dabei die nachſtehenden Abaͤnderungen und Modifikationen ein. 


H. 334. 


Das Gericht hat vor der Beſchlußnahme über die Konkurseroͤffnung 
Maaßregeln zur Sicherung der Konkursmaſſe in dringenden Fällen ($. 137.) 
nicht von Amtswegen, ſondern nur auf den Antrag eines Glaͤubigers zu treffen. 

Wohnt der Gemeinſchuldner in dem Bezirk eines Einzelrichters, ſo kann 
der Letztere auf den Antrag eines Glaͤubigers vor der Konkurseroͤffnung Maaß⸗ 
regeln zur Sicherung der Konkursmaſſe treffen, wenn die erfolgte Anbringung 
des Antrags auf Konkurseroͤffnung und zugleich Umſtaͤnde beſcheinigt werden, 
aus welchen erhellt, daß der Gemeinſchuldner entwichen iſt, oder daß Sachen 
deſſelben bei Seite geſchafft werden. Der Richter hat die Verhandlungen uͤber 
die getroffenen Maaßregeln ſofort an das Konkursgericht abzugeben. 

$. 335. 

Der einſtweilige Verwalter der Maſſe hat die ausſtehenden Forderungen 
und die Schulden des Gemeinſchuldners aus den Buͤchern und Papieren, oder 
in anderer Weiſe zu ermitteln; er hat dieſelben in dem Inventar oder in einem 
Nachtrage zu verzeichnen und das Inventar mit einem Abſchluſſe zu verſehen, 
welcher das Verhaͤltniß des Vermoͤgens und der Schulden darſtellt. Ein ſol⸗ 
ches Inventar vertritt zugleich die Stelle der Bilanz (F. 155.) 

Iſt in dem Konkurſe uͤber einen Nachlaß das Nachlaßinventar bereits 
angefertigt, ſo hat der Verwalter daſſelbe zu pruͤfen und zu berichtigen. 8 


$. 336, 


eu. 


= H. 336. 

„Der Berichterſtattung des Verwalters uͤber die Lage der Sache, die haupt⸗ 
fächlichen Gründe und die Veranlaſſungen des Konkurſes, ſowie über die Natur 
und den Karakter deſſelben (F. 163.) bedarf es nicht. : 

Es bewendet in dieſer Beziehung bei den allgemeinen Anordnungen, wonach 
die Gerichte von den zu ihrer Kenntniß kommenden ſtrafbaren Handlungen der 
Staatsanwaltſchaft Mittheilung zu machen haben. 

H. 337. : 

Die Beſtellung des definitiven Verwalters und die Liquidation der Maſſe 
wird durch das Akkordverfahren nicht aufgehalten. 

Jedoch kann die Realifirung der Maſſe von dem Gericht ausgeſetzt werden, 
wenn der Gemeinſchuldner Vorſchlaͤge zu einem Akkorde macht, der von dem 
Gericht als dem Intereſſe der Glaͤubiger entſprechend erachtet wird. 

| Ä $. 338. 

In dem Konkurſe über einen Nachlaß, welcher mit der Nechtöwohlthat 
des Inventars angetreten worden iſt, kann der Benefizialerbe zum Verwalter 
der Maſſe beſtellt werden. Die Befugniſſe und Obliegenheiten deſſelben ſind jedoch 
lediglich nach den allgemeinen Beſtimmungen zu beuͤrtheilen, welche im Konkurſe 
in Betreff des Verwalters der Maſſe gelten. 

Wird eine andere Perſon zum Verwalter beſtellt, ſo hat der Erbe an dieſe 
den Nachlaß auszuliefern und derſelben uͤber ſeine Verwaltung ſeit dem Ableben 
des Erblaſſers Rechnung zu legen. 
i $. 339. 

Die Eröffnung des Konkurſes kann in allen Faͤllen unterbleiben, wenn 
bei dem Gericht bekannt iſt, daß der Gemeinſchuldner ein den Koſten des Kon⸗ 
kursverfahrens entſprechendes Vermoͤgen nicht beſitzt. 

In dieſer Beziehung ſind Beſoldungen und andere an die Perſon des 
Gemeinſchuldners gebundene Einkuͤnfte, ingleichen Grundſtuͤcke und ſonſtige Gegen⸗ 
ſtaͤnde, ſoweit fie mit Pfand⸗ und Hypothekenſchulden belaſtet find, von dem 
Vermoͤgen bei deſſen Schaͤtzung in Abrechnung zu bringen. 


Dritter Abſchnitt. 
Strafbeſtimmungen. 
$. 340. 

Der Gemeinſchuldner, uͤber deſſen Vermoͤgen der Konkurs eroͤffnet worden 
iſt, wird mit Gefaͤngniß bis zu Einem Jahre beſtraft, wenn er einen Glaͤubiger 
zum Nachtheil der übrigen Gläubiger befriedigt oder beguͤnſtigt, obgleich er zur 
Zeit dieſer Befriedigung oder Beguͤnſtigung nicht nur von der Unzulaͤnglichkeit 
ſeines Vermoͤgens, ſondern zugleich auch davon Kenntniß hatte, daß die Kon⸗ 
kurseroͤffnung bereits beantragt war. a 

Dieſelbe Strafe trifft im Falle der Eroͤffnung des Konkurſes uͤber einen 
Nachlaß den Erben des Gemeinſchuldners, wenn er ſich gleicher Handlungen 
in Anſehung der Nachlaßglaͤubiger ſchuldig macht. TEN 

(Nr. 42279 H. 341. 
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Der Gläubiger, welcher, nach erlangter Kenntniß von der gerichtlichen 
Anzeige der Vermoͤgensunzulaͤnglichkeit des Gemeinſchuldners oder von dem 
Ankrage auf Konkurseroͤffnung, zu ſeiner Beguͤnſtigung und zum Nachtheil der 
uͤbrigen Glaͤubiger einen beſonderen Vertrag mit dem Gemeinſchuldner oder 
deſſen Erben eingeht, oder welcher ſich von demſelben oder anderen Perſonen 
beſondere Vortheile Dafür gewähren oder verſprechen laßt, daß er bei der Be⸗ 
rathung und Beſchlußnahme der Glaͤubiger in einem gewiſſen Sinne ſtimme, 

wird mit Gefaͤngniß bis zu Einem Jahre beſtraft. 
Auch kann gegen denſelben zugleich auf zeitige Unterſagung der Aus— 

uͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 


Vierter Titel. 
Von dem erbſchaftlichen Liquidations verfahren. 
$. 342. f 

Jeder Benefizialerbe iſt berechtigt, das Liquidationsverfahren uͤber den 
Nachlaß ſeines Erblaſſers zu beantragen. 5 

Sind mehrere Erben vorhanden, ſo ſteht der Antrag jedem einzelnen 
derſelben in Beziehung auf den ganzen Nachlaß zu, ſelbſt wenn die uͤbrigen 
Erben die Erbſchaft ohne Vorbehalt der Rechtswohlthat des Inventars ange⸗ 
treten haben. ̃ 8 

g 8 §. 343. 

Der Antrag auf Eroͤffnung des Liquidationsverfahrens iſt nur innerhalb 
Eines Jahres, von der erlangten Wiſſenſchaft von dem Anfall der Erbſchaft 
an gerechnet, zuläffig. 

Der Antrag muß in dem Gerichtsſtande der Erbſchaft angebracht werden. 

H. 344. 

Iſt das Nachlaßinventar nicht bereits errichtet, ſo muß der Erbe gleich⸗ 
zeitig mit dem Antrage auf Eröffnung des Liquidationsverfahrens ein Verzeich— 
niß der bekannten Erbſchaftsglaͤubiger und der Legatare übergeben, ſowie ein 
Inventar über die zum Nachlaſſe gehörigen Vermoͤgensſtuͤcke einreichen oder die 
gerichtliche Inventur derſelben beantragen. f 

Die gerichtliche Inventur muß ſtattfinden, wenn von mehreren Erben auch 
nur Einer dieſelbe verlangt. 

$. 345, 


Der Erbe, welcher auf Eröffnung des Liquidationdverfahrens vorſchrifts⸗ 
maͤßig angetragen hat, bleibt in dem Beſitz und der Verwaltung des Nach⸗ 
laſſes; er kann vor der Beendigung des Verfahrens zu keiner 9 an Le⸗ 
gatare oder an ſolche Erbſchaftsglaͤubiger angehalten werden, welche nur einen 
perſoͤnlichen Anſpruch geltend machen. 

Hierdurch wird jedoch die Fortführung der bereits anhaͤngigen Prozeſſe 
und die Einleitung neuer Klagen, ſowie die Anlegung von Arreſten auf Nach⸗ 
laßgegenſtaͤnde nicht ausgeſchloſſen. a 0 

Au 
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Auch bleibt die Eroͤffnung des Konkurſes uͤber den Nachlaß in Gemaͤß⸗ 
heit der daruber geltenden Beſtimmungen (. 321, bis 323.) jederzeit zuläffig. 


$. 346. a 

Haben mehrere Erben das Liquidationsverfahren beantragt, fo find die— 

ſelben gehalten, einen gemeinſchaftlichen Bevollmaͤchtigten in dem Bezirk des 
Gerichts zu beſtellen und dem Gericht anzuzeigen. 

So lange dies nicht geſchehen iſt, werden die in dem Verfahren ergehen— 

den Zuſtellungen an die Erben als guͤltig bewirkt angeſehen, wenn ſie auch nur 


an Einen der Erben erfolgt ſind. 


34. 

Bei der Eroͤffnung des Liquidations verfahrens find die ſaͤmmtlichen Erb- 
ſchaftsglaͤubiger und Legatare aufzufordern, ihre Anſpruͤche, dieſelben mögen _ 
bereits rechtshaͤngig fein oder nicht, bis zu einem gewiſſen Tage bei dem Ge— 
richt ſchriftlich oder zu Protokoll anzumelden. 

Die Beſtimmung der Anmeldungsfriſt haͤngt von dem Ermeſſen des Ge 
richts ab; doch darf die Friſt nicht unter drei Wochen und nicht uͤber ſechs 
Monate, vom Tage der Aufforderung an, betragen. 5 


§. 348, a ; 

Der Aufforderung ift die Verwarnung beizufügen, daß die Erbſchafts⸗ 
glaͤubiger und Legatare, welche ihre Forderungen nicht innerhalb der beſtimmten 
Friſt anmelden, ſich wegen ihrer Befriedigung nur an dasjenige halten koͤnnen, 
was nach vollſtaͤndiger Berichtigung aller rechtzeitig angemeldeten Forderungen 
von der Nachlaßmaſſe, mit Ausſchluß aller ſeit dem Ableben des Erblaſſers 
gezogenen Nutzungen, uͤbrig bleibt. 

Zugleich iſt in der Aufforderung eine oͤffentliche Sitzung des Gerichts 
zur Abfaſſung des Praͤkluſionserkenntniſſes anzuberaumen. 


§. 349. 

Die Aufforderung iſt oͤffentlich bekannt zu machen. 

Die oͤffentliche Bekanntmachung erfolgt durch eine oder mehrere Anzeigen 
in öffentlichen Blaͤttern nach dem Ermeſſen des Gerichts, ſowie durch oͤffent⸗ 
lichen Anſchlag an der Gerichtsſtelle und an anderen geeigneten Orten. 

Die Aufforderung iſt außerdem der Steuererhebungsſtelle und dem Ge⸗ 
meindevorſtande am letzten Wohnorte des Erblaſſers, ſowie jedem Erbſchafts⸗ 
glaͤubiger und Legatar, welcher in dem Nachlaßinventar oder in dem uͤbergebe⸗ 
nen Verzeichniſſe ($. 344.) aufgeführt ſteht, ingleichen dem Erben in einfacher 
Abſchrift zu uͤberſenden. Jedoch iſt in keinem Falle die Wirkſamkeit der Auf⸗ 
forderung von dieſer beſonderen Zuſtellung abhaͤngig. 


§. 350. 5 
Die Anmeldung der Forderung muß den Namen, Wohnort und Stand 
des Glaͤubigers, ſowie den Betrag und den Rechtsgrund der Forderung ent⸗ 
halten. Die Beweismittel für die Richtigkeit der Forderung find der Anmel⸗ 
dung beizufuͤgen oder darin anzugeben; wird die Anmeldung ſchriftlich eingereicht, 
ſo iſt eine Abſchrift derſelben und ihrer Beilagen beizufuͤgen. 
(Nr. 4227.) H. 351. 
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4 7 4 % . 381. ; 
Die eingehenden Anmeldungen find dem Erben in Abſchrift mitzutheilen. 
Nach dem Ablauf der Anmeldungsfriſt iſt ein Verzeichniß der ſaͤmmtlichen 
angemeldeten Forderungen aufzuſtellen. ; 
§. 352. 

In der zur Abfaſſung des Praͤkluſionserkenntniſſes anberaumten oͤffent⸗ 
lichen Sitzung des Gerichts wird das Verzeichniß der angemeldeten Forderun⸗ 
gen vorgetragen; die etwa erſchienenen Intereſſenten find mit ihren Bemerkun⸗ 
gen und Antraͤgen zu hoͤren. N 

Findet das Gericht die vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeiten nicht gehörig beob⸗ 
achtet, ſo iſt die Nachholung des Erforderlichen oder die Wiederholung des 
Verfahrens durch einen Beſchluß anzuordnen. i 

Sind dagegen die Foͤrmlichkeiten beobachtet, ſo ſchreitet das Gericht zur 
Abfaſſung des Exkenntniſſes. Das Gericht hat darin die Erbſchaftsglaͤubiger 
und Legatare, welche ſich innerhalb der beſtimmten Friſt gemeldet haben, ein⸗ 
zeln aufzuführen und denſelben ihre Rechte wegen der angemeldeten Forderun⸗ 
gen vorzubehalten; gegen alle uͤbrigen iſt die Ausſchließung mit ihren Anſpruͤchen 
an den Nachlaß in Gemaͤßheit der der Aufforderung beigefuͤgten Verwarnung 
(H. 348.) auszuſprechen; hierbei find die bekannten Erbſchaftsglaͤubiger und 
Legatare (F. 349.) namentlich auszuſchließen. 

a $. 353. g i 

Eine Ausfertigung des Erkenntniſſes iſt dem Erben zuzuſtellen. 

Eine zweite Ausfertigung fuͤr alle uͤbrigen Betheiligten iſt durch oͤffent⸗ 
lichen Aushang an der Gerichtsſtelle bekannt zu machen. Die Inſinuation gilt 
als bewirkt, wenn die Ausfertigung vierzehn Tage lang ausgehangen hat. 

Wird gegen einen bekannten Erbſchaftsglaͤubiger oder Legatar die Aus⸗ 
ſchließung ausgeſprochen ($. 352.), fo iſt demſelben das Erkenntniß, ſoweit 
es ihn betrifft, abſchriftlich mitzutheilen. e ö 

5 0 H. 354. a 
Den Erbſchaftsglaͤubigern und Legataren, welche von der durch das Er: 


kenntniß ausgeſprochenen Ausſchließung ($. 352.) betroffen werden, ſteht gegen 
das Erkenntniß nur das Rechtsmittel der Reſtitution zu. 
> H. 355. 5 5 

Sobald das Praͤkluſionserkenntniß die Rechtskraft beſchritten hat, iſt das 
gerichtliche Verfahren beendigt. Dem Erben bleibt uͤberlaſſen, ſich mit den Erb⸗ 
ſchaftsglaͤubigern und Legataren wegen der Berichtigung der angemeldeten Nach⸗ 
laßſchulden zu benehmen. : 

Das Gericht hat die Beendigung des Verfahrens öffentlich bekannt zu 
machen (F. 349.). : 8 ; 

Die Beweisſtuͤcke, welche zur Begründung der angemeldeten Forderungen 
eingereicht worden ſind, muͤſſen den Intereſſenten auf Verlangen zuruͤckgegeben 
werden; auch ſteht den Intereſſenten frei, das Nachlaßinventar in dem Buͤreau 
des Gerichts einzuſehen. ze 

$. 356, 


H. 356. 

Erklaͤrt der Erbe bei dem Gericht, daß er die ſaͤmmtlichen angemeldeten 
Forderungen, ſoweit ſolche in Richtigkeit beruhen, befriedigen will, ohne ſich 
dagegen der Rechtswohlthat des Inventars zu bedienen, ſo wird er fuͤr die 
angemeldeten Forderungen, ſoweit fie in Richtigkeit beruhen, perſoͤnlich verhaftet; 
die übrigen Forderungen konnen nur inſofern gegen ihn geltend gemacht werden, 
als die Glaͤubiger und Legatare beweiſen, daß nach Befriedigung jener Forde⸗ 
rungen noch Nachlaßmaſſe uͤbrig bleibt. 

a Sind mehrere Erben vorhanden, ſo findet vorſtehende Beſtimmung auf 
jeden einzelnen von ihnen Anwendung. 


$. 357. 


Wenn der Erbe, oder unter mehreren Erben auch nur Einer von ihnen, 
binnen zwei Monaten feit dem Tage der öffentlichen Bekanntmachung uͤber die 
Beendigung des Verfahrens (F. 355.) weder dieſe Erklaͤrung ($. 356.) abgiebt, 
noch auf die Rechtswohlthat des Inventars verzichtet, ſo kann von jedem 
Glaͤubiger oder Legatar die Eroͤffnung des Konkurſes beantragt werden, ohne 

daß es des beſonderen Nachweiſes der Unzulaͤnglichkeit des Nachlaſſes bedarf. 
x x H. 358. 25 

Die gerichtlichen Koſten des Liquidationsverfahrens gehoͤren zu den Nach⸗ 
laßſchulden und ſind vorweg zu berichtigen. 

Dies gilt auch von den, durch die Einlegung der Reſtitution gegen das 
Praͤkluſionserkenntniß erwachſenen gerichtlichen Koſten, ſoweit dieſelben nicht dem 
Reſtitutionsſucher zur Laſt fallen. i 

$. 359. 5 : 

Fauſtpfandglaͤubiger und andere Realglaͤubiger ($$. 31. bis 33.) find von 
der Einlaſſung in das erbſchaftliche Liquidationsverfahren befreit, ſoweit ſie 
u fachen. aus den ihrem Realrecht unterworfenen Nachlaßgegenſtaͤn⸗ 

en ſuchen. ä a 

Sie haben demnach, ohne Ruͤckſicht auf die erfolgte Eröffnung des Liqui⸗ 

dationsverfahrens, die Befugniß, ihre Forderungen gegen den Erben im gewoͤhn⸗ 
lichen Wege geltend zu machen und ſich an die verhafteten Gegenſtaͤnde nach 

1 Vorſchriften uͤber die Exekution und nothwendige Subhaſtation 

u halten. d 
; Die nothwendige Subhaſtation kann auch von dem Erben ſelbſt in Antrag 
gebracht werden. 

$. 360. 

Wenn im Laufe des erbfchaftlichen Liguidationsverfahrens oder nach Been⸗ 
digung deſſelben der Konkurs über den Nachlaß eröffnet wird, fo find alle 
Schriftſtuͤcke und Verhandlungen, welche das Liquidationsverfahren betreffen, an 
das Konkursgericht abzugeben. 

Der Erbe hat dem Verwalter der Maſſe Rechnung zu legen. 

In dem Konkurſe bedarf es keiner nochmaligen Anmeldung der Forde⸗ 
rungen, welche bereits in dem erbſchaftlichen Liquidations verfahren rechtzeitig an⸗ 

Jahrgang 1855. (Fr. 4227.) 55 gemel⸗ 
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gemeldet worden ſind; es iſt nur die Anmeldung des Vorrechts nachzuholen, ſo⸗ 

fern ein ſolches fuͤr die angemeldete Forderung in Anſpruch genommen wird. 
Die im Liquidationsverfahren angemeldeten Forderungen find in die bei 

der Pruͤfungsverhandlung zum Grunde zu legende tabellariſche Nachweiſung 

(S. 170. 171.) aufzunehmen. - 

Ein Akkord findet nicht ſtatt. N 
Glaͤubiger, welche mit ihren Forderungen an den Nachlaß im Liqui⸗ 
dationsverfahren ausgeſchloſſen worden find ($. 352.), koͤnnen im Konkurſe erſt 
nach Befriedigung der Gläubiger, welchen in dem Praͤkluſionserkenntniſſe ihre 
Anſpruͤche vorbehalten ſind, aus der Maſſe Befriedigung erhalten. 
$. 361. 

Mas in dem gegenwärtigen Titel hinſichtlich des Benefizialerben verord— 
net iſt, gilt auch von dem Nachlaßkurator, ſoweit nicht die Einſchraͤnkungen, 
welchen derſelbe bei der Fuͤhrung der Kuratel geſetzlich unterworfen iſt, von 
ſelbſt Abaͤnderungen bedingen. 


5 Fünfter Titel. 
Von dem Prioritätsverfahren in der Exekutionsinſtanz. 
a Erſter Abſchnitt. 


Von dem Prioritaͤtsverfahren bei Exekutionsvollſtreckungen in 
8 das bewegliche Vermoͤgen. N 


$. 362. 


a Wenn ein Glaͤubiger im Wege der Exekution bewegliche Sachen ſeines 
Schuldners in Beſchlag genommen hat, ſo koͤnnen andere Glaͤubiger deſſelben 
Schuldners wegen Forderungen, welche gegen den Letzteren vollſtreckbar ſind, 
der Beſchlagnahme beitreten und aus den in Beſchlag genommenen Sachen ihre 
Befriedigung ſuchen. 

$. 363. 


Wenn ein Glaͤubiger im Wege der Exekution eine ausſtehende Forderung 
ſeines Schuldners in Beſchlag genommen hat, oder zur Einklagung einer ſol⸗ 
chen Forderung mit den Rechten eines Aſſignatars ermächtigt worden iſt, fo 
koͤnnen andere Glaͤubiger auf Grund eines vollſtreckbaren Titels der Beſchlag⸗ 
nahme der Forderung oder der Ermaͤchtigung zur Einklagung derſelben beitreten 
und aus der Forderung ihre Befriedigung ſuchen. 

Daſſelbe findet ſtatt, wenn ein Glaͤubiger zur Einklagung einer ſolchen 
Forderung ermaͤchtigt worden iſt, die nicht eine beſtimmte Geldſumme, ſondern 
andere koͤrperliche Sachen zum Gegenſtande hat. 

§. 364. 

Die Beitrittserklaͤrung iſt bei dem Gericht anzubringen, von welchem die 
Exekution vollſtreckt worden iſt ($: 362,), oder welches zuerſt die Forderung in 
Beſchlag genommen oder die Ermächtigung zur Einklagung ertheilt hat (H. 363.). 

N Die Beitrittserklaͤrung muß den Nachweis der Vollſtreckbarkeit 1 For⸗ 

5 i derung 
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derung des Glaͤubigers enthalten, ſowie den Betrag der Forderung und das 
Vorzugsrecht angeben, welches der Glaͤubiger in Anſpruch nimmt. 8 
Wird die Beitrittserklaͤrung zulaͤſſig befunden, ſo iſt dieſelbe den uͤbrigen 
Exekutionsſuchern, ſowie dem Schuldner bekannt zu machen. Handelt es ſich 
um eine ausſtehende Forderung des Schuldners, ſo muß auch Der, gegen wel⸗ 
chen dem Schuldner die Forderung zufteht, von der Beitrittserklaͤrung in Kenntniß 
geſetzt werden. 5 5 
$. 365. 


Wenn ein oder mehrere Glaͤubiger der Ermaͤchtigung zur Einklagung 
einer ausſtehenden Forderung beigetreten ſind, ſo kann die Klage nur von allen 
gemeinſchaftlich angeſtellt werden, oder es muͤſſen, wenn die Klage bereits von 
einem Gläubiger. angeſtellt worden iſt, die übrigen Gläubiger dieſem Prozeſſe 
beitreten. Der Prozeß iſt in ſolchen Faͤllen durch einen gemeinſchaftlichen Be⸗ 
vollmaͤchtigten zu betreiben; findet uͤber die Wahl des Bevollmächtigten keine 
Einigung unter den Glaͤubigern ſtatt, ſo wird derſelbe von dem Gericht beſtellt. 

$. 366. 

Wenn ſich ergiebt, daß die in Beſchlag genommenen Sachen zur voll⸗ 
ſtaͤndigen Befriedigung der Glaͤubiger, welche aus denſelben ihre Befriedigung 
ſuchen, nicht zulaͤnglich ſind, ſo iſt der Erloͤs aus den Sachen in gerichtliche 
Verwahrung zu nehmen. 

IJIſt die ausſtehende Forderung zur vollſtaͤndigen Befriedigung der Glaͤu⸗ 
biger, welche aus derſelben ihre Befriedigung ſuchen (F. 363.), nicht zulaͤnglich, 
ſo muß der zur Zahlung Verpflichtete die Zahlung zum gerichtlichen Depoſi⸗ 
torium leiſten. 

Hat die Forderung nicht eine beſtimmte Geldſumme, ſondern andere koͤr⸗ 
perliche Sachen zum Gegenſtande, ſo iſt der Erlös aus den durch die Einzie⸗ 
hung der Forderung herbeigeſchafften Sachen im Falle der Unzulaͤnglichkeit deſ⸗ 
felben in gerichtliche Verwahrung zu nehmn. = 
i In Ermangelung einer gütlichen Einigung der Gläubiger iſt demnaͤchſt 
die Vertheilung der Maſſe im Wege des Prioritaͤtsverfahrens zu bewirken. 

$. 367. 

Das Gericht hat das Prioritaͤtsverfahren von Amtswegen durch Beſchluß 
zu eroͤffnen. 2 

Die Eröffnung des Prioritaͤtsverfahrens ift dem Schuldner, ſowie den 
betheiligten Glaͤubigern bekannt zu machen. 

| $. 368. 

In dem Prioritaͤtsverfahren beftimmen fich die Theilnahmerechte der Glaͤu⸗ 
biger nach den Vorſchriften uͤber die Rangordnung der Konkursglaͤubiger (Ti⸗ 
tel I. Abſchnitt 8.). : 

Wo nach dieſen Vorſchriften bei Beſtimmung der Vorrechte der Zeitpunkt 
der Konkurseröffnung in Betracht kommt, iſt an deſſen Stelle der Tag maaß⸗ 
gebend, an welchem fuͤr die betreffende Forderung die Beſchlagnahme erfolgt, 
oder die Ermächtigung zur Einklagung ertheilt, oder die Beitrittserklaͤrung für 
zulaͤſſig erklaͤrt iſt (H. 364.) ; ; 

Gr. 4227) 5558 Die 
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Die im H. 84. erwähnten Forderungen koͤnnen in dem Prioritaͤtsverfah⸗ 
ren geltend gemacht werden; ſie haben jedoch erſt nach vollſtaͤndiger Berichti⸗ 
gung aller uͤbrigen Forderungen Anſpruch auf Befriedigung aus der Maſſe. 

Beſteht der Gegenſtand einer Forderung in fortlaufenden Hebungen, ſo 
findet ein Anſpruch auf Sicherſtellung von kuͤnftigen Hebungen aus der Maſſe 
nur ſtatt, inſofern gegen den Schuldner die Verpflichtung zur Sicherſtellung 
durch einen vollſtreckbaren Titel ausdruͤcklich feſtgeſetzt worden iſt. N 

Der Lauf der Zinſen hoͤrt der Maſſe gegenuͤber mit dem Tage der Er— 
oͤffnung des Prioritaͤtsverfahrens auf. i 


H. 369. 


Behufs der Vertheilung der Maſſe unter die Gläubiger ift ein Theilungs⸗ 
plan anzufertigen. 

In demſelben wird zuvoͤrderſt der vorhandene Beſtand der Maſſe feſtgeſtellt 
und der Betrag der Kommunkoſten vorweg in Abzug gebracht (§H. 40. 41.). 

Sodann ſind die Forderungen der Glaͤubiger einzeln aufzufuͤhren und in 
ihren Betraͤgen darzuſtellen. Diejenigen Forderungen, fuͤr welche ein Vorzugs⸗ 
recht in Anſpruch genommen iſt, ſind vorlaͤufig ſo zu behandeln, als wenn das 
verlangte Vorzugsrecht endguͤltig feſtgeſtellt worden waͤre. g 

Demnaͤchſt iſt anzugeben, welche Betraͤge von der zu vertheilenden Maſſe 
auf die einzelnen Forderungen fallen. n 


§. 370. 8 
Nach der Aufſtellung des Theilungsplans iſt zur Erklaͤrung und Verhand⸗ 
lung uͤber denſelben, ſowie zur Ausfuͤhrung der Vertheilung ein Termin vor 
einem Kommiſſar des Gerichts anzuberaumen. 
Zu dieſem Termin ſind die Glaͤubiger und der Schuldner unter Mitthei⸗ 
lung des Theilungsplans vorzuladen. g 


$ 371. 4 

Neue Beitrittserklaͤrungen, ſowie Anmeldungen von Vorrechten werden 
nach der Aufſtellung des Theilungsplans noch zugelaſſen; jedoch bleiben die⸗ 
ſelben unberuͤckſichtigt, wenn ſie nicht ſpaͤteſtens ſieben Tage vor dem anberaum⸗ 
ten Termin (F. 370.) angebracht werden. 

Sind nachtraͤgliche Beitrittserklaͤrungen oder Anmeldungen von Vorrech⸗ 
ten rechtzeitig erfolgt, ſo iſt der Theilungsplan danach vor dem Termin ab⸗ 
zuaͤndern. 8 

§. 372. 


Bei der Verhandlung in dem Termin und bei der Ausfuͤhrung der Ver⸗ 
theilung kommen die fuͤr die Vertheilungen im Konkursverfahren geltenden Vor⸗ 
ſchriften zur Anwendung ($$. 243. bis 245.). | 
Einwendungen gegen den Theilungsplan, welche erft nach dem Beginn 
der Ausfuͤhrung der Vertheilung angebracht werden, bleiben unbeachtet. 


$. 373. N 
Jeder bei dem Prioritaͤtsverfahren betheiligte Glaͤubiger iſt befugt, im 
| Wege 


* 
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Wege der Einwendung gegen den Theilungsplan die nachbezeichneten Forderun⸗ 
gen anderer betheiligten Glaͤubiger als unguͤltig anzufechten: 

1) Forderungen aus Rechtshandlungen, welche der Schuldner in der, dem 
anderen Theile bekannten Abſicht vorgenommen hat, ſie nur zum Schein 
vorzunehmen oder die Glaͤubiger auf andere Weiſe zu bevortheilen; 

2) Forderungen aus Entſcheidungen und Mandaten, wenn dabei Umftände 
zum Grunde liegen, bei welchen eine gleiche Abſicht (Nr. 1.) erhellt; 

3) Forderungen aus freigebigen Verfügungen (F. 102. Nr. 2.), welche der 
Schuldner zum Vortheil ſeines Ehegatten nach geſchloſſener Ehe vorge⸗ 

nommen hat; 

4) Forderungen der Ehefrau des Schuldners oder der Rechtsnachfolger der 
Ehefrau auf Sicherſtellung oder Ruͤckzahlung des in die Verwaltung des 
Schuldners gekommenen Vermoͤgens der Ehefrau, ſofern ein Fall der 
geſetzlichen Verpflichtung zur Sicherſtellung der Ehefrau oder zur Her⸗ 
ausgabe des Vermoͤgens derſelben nicht vorliegt; 

5) Forderungen, deren Nachweis durch Empfangsbekenntniſſe, Anerkennt⸗ 
niffe oder Zugeftändniffe geführt worden iſt, welche der Schuldner feinem 
Ehegatten gegenuͤber, vor oder nach geſchloſſener Ehe, aus druͤcklich oder 
ſtillſchweigend, insbeſondere im Kontumazialverfahren, abgegeben hat; 
ſofern nicht die Richtigkeit des Empfangsbekenntniſſes, Anerkenntniſſes 
oder Zugeſtaͤndniſſes, oder der im Kontumazialverfahren feſtgeſtellten Um⸗ 
ſtaͤnde anderweit nachgewieſen wird. 


§. 374. 

Wird eine Forderung auf Grund der vorſtehenden Beſtimmungen (F. 373.) 

als unguͤltig angefochten und keine Einigung der Intereſſenten erzielt, ſo hat 

der Kommiſſar in dem Termin eine auf die Anfechtung der Forderung gerich⸗ 

tete Klage oder Klageanmeldung aufzunehmen, auf welche demnaͤchſt die weitere 

Verfuͤgung ergeht. N 1 | 

Setzt der anfechtende Gläubiger die Klage nicht fort, fo gilt die mittelft 

der Anfechtung angebrachte Einwendung gegen den Theilungsplan als zuruͤck⸗ 
genommen. N 

i §. 375. 

Bei der Anfechtung kommen die Grundſaͤtze zur Anwendung, welche im 
Konkurſe bei der Anfechtung der vor der Konkurseroͤffnung vorgefallenen Rechts⸗ 
handlungen gelten ($$. 104. 105. 109. 111. 112.). 

Soweit die Unguͤltigkeit der angefochtenen Forderungen feſtgeſtellt wird, 
bleiben dieſelben von der Theilnahme an der Maſſe ausgeſchloſſen. 


$. 376. 


Gläubiger, welchen die auf den Antrag anderer Gläubiger in Beſchlag 
genommenen Sachen oder uͤberwieſenen Forderungen als Fauſtpfand haften 
($$. 32. 33.), find dem Fortgange der Exekutionsvollſtreckung in dieſe Gegen⸗ 
fiände zu widerſprechen nicht befugt. Sie koͤnnen jedoch aus denſelben, auch 
wenn ihre Forderungen noch nicht faͤllig ſind, vor allen anderen Glaͤubigern 
Befriedigung verlangen. 

(Nr. 4227.) N Wird 


wu 
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Wird der Anſpruch der Fauſtpfandglaͤubiger beſtritten, ſo iſt derſelbe von 
ihnen mittelſt einer Interventionsklage in einem beſonderen Prozeſſe auszufuͤh⸗ 
ren. Zur Anſtellung der Interventionsklage hat das Gericht erforderlichen 
Falls eine Friſt zu beſtimmen. Laͤuft dieſelbe fruchtlos ab, fo wird auf den 
Anſpruch nur dann weitere Ruͤckſicht genommen, wenn die Klage noch vor dem 
Termin zur Vertheilung der Maſſe angeſtellt wird. 

Die Klage muß bei dem Gericht, welchem die Vertheilung der Maſſe 
zuſteht, angeſtellt und ſowohl gegen die widerſprechenden Glaͤubiger, als gegen 
den Schuldner, wenn dieſer den Anſpruch beſtreitet, gerichtet werden. 


i Zweiter Abfchnitt. 
Von dem Prioritaͤts verfahren bei Exekutionsvollſtreckungen in 
Beſoldungen und andere an die Perſon des Schuldners gebun— 
5 dene fortlaufende Einkuͤnfte. 


Ne 


Die im Wege der Exekution erfolgte Beſchlagnahme von Beſoldungen, 
Dienſtemolumenten, Wartegeldern, Penſionen, Fideikommiß⸗ oder Lehnsnutzun⸗ 
gen, oder anderen an die Perſon des Schuldners gebundenen fortlaufenden 
Einkuͤnften erſtreckt ſich ſowohl auf die bereits faͤlligen, als auf die kuͤnftigen 
Betraͤge derſelben. 

Die einmal erfolgte Beſchlagnahme des Dienſteinkommens umfaßt auch 
jedes Dienſteinkommen, welches bei ſpaͤter eintretenden Veraͤnderungen durch 
Verſetzung, durch Uebernahme neuer Aemter oder durch Gehaltszulage erwor— 


ben wird. 

f $. 378. 

Wenn Beſoldungen oder andere an die Perſon des Schuldners gebun⸗ 
dene fortlaufende Einkuͤnfte ($. 377.) von mehreren Glaͤubigern im Wege der 
Exekution in Beſchlag genommen worden ſind, ſo muͤſſen dieſelben gerichtlich 
vertheilt werden. i 

b $. 379. 


Die Vertheilung erfolgt jaͤhrlich mit dem Ablauf des Kalenderjahres, 
ſobald die letzte Hebung eingegangen iſt. 


H. 380. 


Bei den Vertheilungen iſt nach folgenden Grundſaͤtzen zu verfahren: 
1) a welchen ein Vorrecht zufteht (§. 368.), werden vorzugsweiſe 
efriedigt. 5 
) Von den uͤbrigen Forderungen kommen zunaͤchſt die vor der erſten Be⸗ 
ſchlagnahme entſtandenen G1 Hebung. Dabei faͤllt die Einnahme des 
erſten Jahres denjenigen Glaͤubigern zu, welche die erſte Beſchlagnahme 
ausgebracht haben. Die Einnahme des zweiten Jahres wird zu gleichen 
Rechten auf ſaͤmmtliche Glaͤubiger vertheilt, welche waͤhrend des erſten 
Jahres die Beſchlagnahme ausgebracht haben oder derſelben beigetreten 
ſind. Bei der Vertheilung der Einnahme des dritten und jeden mar 
en 


em <$ 


den Jahres treten den früher theilnehmenden Glaͤubigern immer noch 
diejenigen mit gleichen Rechten hinzu, welche in dem zunaͤchſt vorange⸗ 
gangenen Jahre der Beſchlagnahme beigetreten ſind. 5 

3) Erſt nach Berichtigung dieſer Forderungen (Nr. 2.) kommen die nach 
der erſten Beſchlagnahme entſtandenen Forderungen zur Hebung. Hier⸗ 
bei ſchließt derjenige Glaͤubiger, welcher der Beſchlagnahme fruͤher bei⸗ 
getreten iſt, die ſpaͤter beigetretenen Glaͤubiger aus; find mehrere Gläu- 
biger an demſelben Tage beigetreten, ſo haben ſie gleiche Rechte. 

4) Die Vertheilung unter die gleichberechtigten Gläubiger geſchieht nach 
Verhaͤltniß des Betrages ihrer Forderungen. 


$. 381. 


Im Uebrigen kommen bei den jauͤhrlichen Vertheilungen die Vorſchriften 
des erſten Abſchnitts ($$. 369. 370. 372, bis 375.) zur Anwendung. 8 


$. 382. 


Beſtehen die in Beſchlag genommenen fortlaufenden Einkuͤnfte in Revenuͤen 
von Immobilien, fo finden die Beſtimmungen des gegenwärtigen Abſchnitts keine 
Anwendung, inſoweit es ſich um Vertheiluͤngen unter die Realglaͤubiger handelt. 


Dritter Abſchnitt. 
Von der Vertheilung der Kaufgelder bei nothwendigen Sub— 
i haſtationen. 


$. 383. 


Bei den im Wege der Exekution erfolgenden nothwendigen Subhaſtatio⸗ 
nen von Grundſtuͤcken findet die Befriedigung der Realglaͤubiger aus den Kauf⸗ 
geldern in der Reihenfolge und in dem Umfange ſtatt, welche fuͤr die Verthei⸗ 
lung der Kaufgelder im Falle des Konkurſes feſtgeſetzt find (Titel I. Abſchnitt 6.). 


$. 384. 


Das Subhaſtationspatent muß allemal die Bekanntmachung enthalten, 
daß die Gläubiger, welche wegen einer aus dem Hypothekenbuch nicht erſicht⸗ 

lichen Realforderung aus den Kaufgeldern Befriedigung ſuchen, ſich mit ihrem 
Anſpruch bei dem Gericht zu melden haben. 

Den Kaſſen und Anſtalten, welchen das Grundſtuͤck zu den in den SS. 47. 
bis 49. des gegenwaͤrtigen Geſetzes bezeichneten Abgaben und Leiſtungen ver⸗ 
pflichtet iſt, wird eine Abſchrift des Subhaſtationspatents zugeſtellt; jedoch iſt 
die Wirkſamkeit der in demſelben enthaltenen Bekanntmachung von dieſer beſon⸗ 
deren Zuſtellung nicht abhaͤngig. 

$. 385. 

Nach der Publikation des Adjudikationsbeſcheides wird von Amtswegen 
ein Termin zur Belegung und Vertheilung der Kaufgelder vor einem Kommiſſar 
des Subhaſtationsgerichts angeſetzt. 2 

Zu dieſem Termin find der Erſteher des Grundſtuͤcks, der Extrahent der 
Subhaſtation, der Schuldner, ſowie die Glaͤubiger vorzuladen, welche aus dem 
(Ar. 4227.) . Hypo⸗ 
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Hypothekenbuch erſichtlich ſind, oder welche eine aus dem Hypothekenbuch nicht 
erfichtliche Realforderung angemeldet haben (F. 384.). 

Außerdem iſt der Termin durch öffentlichen Aushang einer Vorladung 
an der Gerichtsſtelle bekannt zu machen; dieſer Aushang gilt als Vorladung 
in Anſehung der nicht eingetragenen Realglaͤubiger, welche ſich noch nicht ge⸗ 
meldet haben. . 
H. 386. 


Die Vorladung des Erſtehers des Grundſtuͤcks geſchiehr unter der Ver⸗ 
warnung, daß bei ſeinem Ausbleiben angenommen werden ſoll, er koͤnne die zu 
zahlenden Kaufgelder nicht erlegen. 

Die nicht eingetragenen Realglaͤubiger, fie mögen ihre Forderungen bes 
reits angemeldet haben oder nicht, ſind unter der Verwarnung vorzuladen, daß 
die Ausbleibenden ihres Realanſpruchs an die Kaufgelder verluſtig werden. 

Der Vorladung der uͤbrigen Intereſſenten iſt die Verwarnung beizufuͤgen, 
daß, ihres Ausbleibens ungeachtet, mit Belegung und Vertheilung der Kauf⸗ 
gelder verfahren, der auf den Ausbleibenden fallende Theil auf deſſen Gefahr 
und Koſten zum Depofitum genommen, nach erfolgter Belegung der Kaufgelder 
das Realrecht der Forderungen fuͤr aufgehoben erachtet und die Loͤſchung der 
eingetragenen Poſten im Hypothekenbuche veranlaßt werden ſoll, ohne daß dazu 
die Beibringung der Schuldurkunden erforderlich iſt, daß ſie indeß fuͤr jeden 
Mißbrauch, der mit den letzteren geſchehen ſollte, verantwortlich bleiben. 

; H. 387. 

In dem Termin wird zuvoͤrderſt feſtgeſtellt, was der Erſteher des Grund: 
ſtuͤcks an Kaufgeldern und Zinſen zu gewähren hat und wie viel die zu ver 
theilende Maſſe nach Abzug der Kommunkoſten betraͤgt. 

Demnaͤchſt haben ſich die Intereſſenten uͤber die Anſpruͤche, welche an 
die Kaufgelder gemacht werden oder aus dem Hypothekenbuch hervorgehen, 
und uͤber das dafuͤr verlangte oder aus dem Hypothekenbuch hervorgehende 
Vorrecht zu erklaͤren. 5 5 

F. 388. 0 


Sind die Intereſſenten einig, oder werden die entſtandenen Streitigkeiten 
beigelegt, ſo iſt demgemaͤß ſofort die Vertheilung der Maſſe zu bewirken. 

Soweit eine zur Hebung kommende Forderung nicht von dem Erſteher 
mit Bewilligung des Glaͤubigers uͤbernommen wird, erfolgt die Berichtigung 
derſelben durch Zahlung oder durch Uebereignung eines entſprechenden Betrages 
von dem etwa verbleibenden Kaufgelderruͤckſtande. . 

Die auf eingetragene Poſten zu zahlenden Betraͤge, deren gegenwaͤrtige 
Eigenthuͤmer unbekannt find, oder zu welchen ſich kein legitimirter Empfänger 
meldet, werden auf Gefahr und Koſten der betreffenden Glaͤubiger als Spezial⸗ 
maſſen in gerichtlicher Aufbewahrung zuruͤckbehalten. 

5 H. 389. 

Wenn eine Einigung der Intereſſenten nicht ſtattfindet, ſo entwirft der 
Kommiſſar, noͤthigenfalls mit Huͤlfe eines Rechnungsverſtaͤndigen, im Termin 
einen Theilungsplan, vermerkt bei jeder Forderung, wer die W das 
Hpo⸗ 


« 
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Hypothekenrecht oder das Vorrecht derſelben beſtreitet, berechnet die Betraͤge, 
welche auf die Forderungen, ſoweit fie unftreitig find, gezahlt werden koͤnnen, 
und vernimmt bei jeder Poſt die Intereſſenten, ob ſie in die Auszahlung willigen. 

Die Poſten, bei welchen Niemand etwas erinnert, werden berichtigt 
(H. 388.); die zur Hebung gelangten ſtreitigen Beträge aber werden als Spe⸗ 
zialmaſſen in gerichtlicher Aufbewahrung zuruͤckbehalten, wenn nicht zwiſchen 
allen bei einer ſolchen Poſt betheiligten Intereſſenten ein anderweitiges Abkom⸗ 
men getroffen wird. 

§. 390. 

Den im Termin ausbleibenden eingetragenen Glaͤubigern werden außer 
den Kapitalbetraͤgen vorläufig die laufenden Hypothekenzinſen oder anderen 
Praͤſtationen, ſowie die Ruͤckſtaͤnde derſelben für die beiden letzten Jahre (§. 52. 
Nr. 1. und 2.; $. 54. Nr. 2. und 3.) bei der Vertheilung berechnet. 

Auf Koſten, welche nicht liquidirt worden ſind, wird keine Ruͤckſicht ge⸗ 
nommen. 

$. 391. 

Ign verwickelten Sachen ſteht dem Gericht frei, ſchon vor dem Termin 
einen vorlaͤufigen Theilungsplan anfertigen zu laſſen, welcher alsdann bei der 
Verhandlung im Termin zum Grunde zu legen iſt. n 

8 $. 392. 

Der Schuldner iſt befugt, die Richtigkeit, das Hypothekenrecht und das 
Vorrecht der einzelnen Forderungen zu beſtreiten. 

In gleicher Art iſt hierzu auch jeder im Termin anweſende Realglaͤubi⸗ 
ger befugt, inſofern durch die Theilnahme der einzelnen Forderungen an der 
Maſſe oder durch die Ausuͤbung des verlangten Vorrechts ſeiner Befriedigung 
Eintrag geſchieht. 1 92 

f $. 393. N 

Jeder in dem Termin anweſende betheiligte Realglaͤubiger (§. 392.) kann 
im Wege der Einwendung die nachbezeichneten Forderungen anderer Gläubiger 
nach Maaßgabe der im erften Abſchnitt ertheilten näheren Beſtimmungen (F. 375.) 
als unguͤltig anfechten: f 

1) Forderungen aus Rechtshandlungen, welche der Schuldner in der, dem 
anderen Theil bekannten Abſicht vorgenommen hat, ſie nur zum Schein 
vorzunehmen oder die Glaͤubiger auf andere Weiſe zu bevortheilen; 

2) Forderungen aus Entſcheidungen oder Mandaten, wenn dabei Umſtaͤnde 
zum Grunde liegen, bei welchen eine gleiche Abſicht (Nr. 1.) erhellt; 

3) Forderungen aus freigebigen ine benen (H. 102. Nr. 2.), welche der 
Pfandbeſteller zum Vortheil ſeines Ehegatten nach geſchloſſener Ehe vor⸗ 
genommen hat; 5 

4) Forderungen der Ehefrau des Pfandbeſtellers oder der Rechtsnachfolger 
der Ehefrau auf Befriedigung wegen des in die Verwaltung des Man⸗ 
nes gekommenen Vermoͤgens der Ehefrau, ſofern ein Fall der geſetzlichen 

Verpflichtung zur Sicherftellung der Ehefrau oder zur Herausgabe des 

Vermoͤgens derſelben nicht vorlag; 

Jahrgang 1855, (Nr. 4227.) f 6 5) For⸗ 


— 


5) Forderungen, die ſich auf Empfangsbekenntniſſe, Anerkenntniſſe oder Zu⸗ 
geſtaͤndniſſe gründen, welche der Pfandbeſteller feinem Ehegatten gegen- 
uͤber, vor oder nach geſchloſſener Ehe, ausdruͤcklich oder ſtillſchweigend, 
insbeſondere im Kontumazialverfahren, abgegeben hat; ſofern nicht die 
Richtigkeit des Empfangsbekenntniſſes, Anerkenntniſſes oder Zugeſtaͤnd⸗ 
niſſes, oder der im Kontumazialverfahren feſtgeſtellten Umſtaͤnde ander⸗ 
weit nachgewieſen wird. a 8 


H. 394. 


Wenn eine Forderung in Anſehung der Richtigkeit, des Hypothekenrechts 
oder des Vorrechts beſtritten wird, oder wenn eine Forderung als unguͤltig 
angefochten wird, ſo hat der Glaͤubiger, welcher dieſelbe geltend macht, ſeinen 
Anſpruch gegen die widerſprechenden oder anfechtenden Intereſſenten ($$. 392. 
393.) in einem beſonderen Prozeſſe auszufuͤhren. N 

Zu dieſem Behuf muß der Glaͤubiger den Anſpruch im Termin naͤher 
begruͤnden oder ſich eine beſondere Klageſchrift vorbehalten. Wenn dies nicht 
geſchieht, oder wenn er die Klage nicht binnen vierzehn Tagen einreicht, ſo 
wird angenommen, daß er ſich lediglich auf den Inhalt des Hypothekenbuchs 
und der uͤberreichten Urkunden bezieht. 

Wird eine beſondere Klage nicht eingereicht, ſo dient eine Abſchrift des 
Protokolls oder ein Auszug aus demſelben in dem Spezialprozeſſe als Klageſchrift. 

Auf die Klage iſt mit der Klagebeantwortung, ſowie mit der Verhand— 
lung und Entſcheidung der Sache nach den fuͤr den ordentlichen Prozeß gel⸗ 
tenden Vorſchriften weiter zu verfahren. ö ö 

Das Erkenntniß muß zugleich daruͤber entſcheiden, an wen der ſtreitige 
Kaufgelderbetrag auszuzahlen oder zu uͤbereignen iſt, oder nach Befinden die 
anderweite Vertheilung anordnen. 

Der Spezialprozeß gehoͤrt vor das Subhaſtationsgericht innerhalb ſeiner 
Kompetenz in Civilprozeſſen. 

$. 395. 

Wenn eine Forderung ungetheilt auf mehreren Grundſtuͤcken haftet, fo 
kommen die für dieſen Fall im Konkurſe gegebenen Vorſchriften ($. 56.) zur 
Anwendung. 

$. 396, 
Die noch nicht fälligen Forderungen werden wie fällige behandelt; der 
Gläubiger kann die Annahme einer noch nicht fälligen Forderung nicht ver: 
weigern. IS 

Iſt eine folche Forderung unverzinslich, fo kommt die Vorſchrift im 
H. 249, zur Anwendung. 5 f 8 
H. 397. 


Hinſichtlich der bedingten Forderungen gelten für die Vertheilung folgende 
Grundſaͤtze: e 

1) Iſt die Bedingung eine aufſchiebende, ſo erhalten diejenigen Intereſſen⸗ 

ten, deren Befriedigung die bedingte Forderung im Wege ſteht, den af 

le⸗ 
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dieſelbe fallenden Betrag mit der Verpflichtung zur Ruͤckgewaͤhr an den 
bedingten Gläubiger für den Fall des Eintritts der Bedingung und ge⸗ 
gen Sicherheitsbeſtellung. i f 

2) Sf. die Bedingung eine auflöfende, fo wird dem bedingten Glaͤubiger der 
auf ſeine Forderung fallende Betrag, gegen Sicherheitsbeſtellung wegen 
der Ruͤckgewaͤhr fuͤr den Fall des Eintritts der Bedingung, uͤberwieſen 

f = 1 beſtimmt, an wen fuͤr dieſen Fall die Ruͤckgewaͤhr zu lei⸗ 

en iſt. 

3) So lange die empfangsberechtigten Intereſſenten keine von den uͤbrigen 
Betheiligten fuͤr genuͤgend erachtete Sicherheit beſtellen, wird die Summe 
verzinslich angelegt. Dieſe Anlegung erfolgt durch gerichtliche Depoſi⸗ 

tion; die aufkommenden Zinſen werden von demjenigen bezogen, welcher 
das Kapital im Falle der Sicherheitsbeſtellung zu nutzen das Recht ge⸗ 
habt haben wuͤrde. 

$. 398. 5 


Beſteht eine Forderung in dem Anſpruche auf fortlaufende Hebungen, 
ſo wird der Betrag, welcher bei der Vertheilung auf das zur Deckung der 
künftigen Hebungen angeſetzte Kapital fällt, verzinslich angelegt. Die Anle⸗ 
gung erfolgt durch gerichtliche Depoſition. 

Zugleich wird beſtimmt, wem das Kapital bei dem Aufhoͤren der Hebun⸗ 
gen zufallen ſoll. a 

So oft die Zinſen zur Berichtigung der Hebungsbetraͤge nicht hinreichen, 
wird der fehlende Betrag aus dem Kapital entnommen. 


$. 399. 


& Die Urkunden über Forderungen, welche durch Zahlung oder durch Ueber⸗ 
eignung des Kaufgelderruͤckſtandes getilgt find, werden kaſſirt und zu den Sub⸗ 
haſtationsakten genommen. Dagegen ſind die Urkunden uͤber Forderungen, 
welche entweder der Erſteher uͤbernommen hat, oder welche ganz oder theilweiſe 
ausgefallen ſind und bei welchen der perſoͤnliche Anſpruch noch fortbeſteht, an 
die Glaͤubiger zuruͤckzugeben. N 

Der Kommiſſar hat in dem Kaufgeldervertheilungstermin auf den zu⸗ 
rückzugebenden Urkunden zu atteſtiren, ob und bis zu welchem Betrage die 
Poſt zur Hebung gekommen iſt, und wenn der Erſteher die Forderung in An⸗ 
rechnung auf die Kaufgelder uͤbernommen hat, daß und bis zu welchem Be⸗ 
trage dies geſchehen iſt. 

Der wörtliche Inhalt dieſer Atteſte iſt in das Protokoll aufzunehmen. 


$. 400. g 


Nach Abhaltung des Termins iſt das über die Verhandlung aufgenom⸗ 
mene Protokoll fuͤr den Erſteher in beglaubigter Form auszufertigen. 

Auf Grund dieſer Ausfertigung iſt in dem Hypothekenbuche, bei Berich⸗ 
tigung des Beſitztitels fuͤr den Erſteher, die Loͤſchung des Subhaſtationsvermerks 
und aller Realanfpriche zu bewirken, welche nicht nach geſetzlicher Vorſchrift 
auf den Erſteher übergehen oder von demſelben namentlich uͤbernommen wor⸗ 
den ſind. | } 

(Nr. 4227.) 96 * Gleich⸗ 
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Gleichzeitig iſt der aus dem Protokolle ſich ergebende etwanige Kaufgelder⸗ 
ruͤckſtand in das Hypothekenbuch einzutragen. Der Eintragungsvermerk hat zu⸗ 
gleich die den einzelnen Glaͤubigern uͤbereigneten Antheile an dem Kaufgelder⸗ 
ruͤckſtande zu bezeichnen, ſowie die Rangordnung derſelben anzugeben. Als Ein⸗ 
tragungsurkunde dient eine Ausfertigung des Adjudikationsbeſcheides und des 
Protokolles über die Belegung und Vertheilung der Kaufgelder. Jeder Glaͤu⸗ 


biger, welchem ein Antheil an dem Ruͤckſtande uͤbereignet iſt, hat die Befugniß, 


zu verlangen, daß ihm von dieſer Eintragungsurkunde, nach Maaßgabe des 
ihm zuſtehenden Vorrechts, eine Theilobligation abgezweigt wird. 

Das Subhaſtationsgericht hat die vorſtehenden Eintragungen und Lo⸗ 
ſchungen von Amtswegen zu veranlaſſen. 

Jeder Glaͤubiger, deſſen Forderung von dem Erſteher in Anrechnung auf 
die Kaufgelder uͤbernommen worden iſt, kann eine Ausfertigung des Kaufgelder⸗ 
Belegungsprotokolls verlangen. 


s i $. 401. 


Was nach der in Gemaͤßheit der vorſtehenden Beſtimmungen ($$. 383. ff.) 
erfolgten Befriedigung der Realglaͤubiger von den Kaufgeldern uͤbrig bleibt, 
dient zur Befriedigung der Realglaͤubiger wegen älterer als zweijaͤhriger Ruͤck⸗ 
ſtaͤnde von Hypothekenzinſen und anderen Präftationen, ſowie zur Befriedigung 
der perſoͤnlichen Gläubiger, welche die Subhaſtation beantragt haben, oder 
welche den Kaufgelderreſt im Wege der Exekution in Beſchlag genommen haben. 

Wenn der Kaufgelderreſt zur vollſtaͤndigen Befriedigung der Gläubiger, 
welche auf denſelben Anſpruch machen, nicht zulaͤnglich iſt, ſo findet das im 
erſten Abſchnitt des gegenwaͤrtigen Titels vorgeſchriebene Prioritaͤtsverfahren ſtatt. 


H. 402. 5 


Bei nothwendigen Subhaſtationen von folchen Schiffsmuͤhlen und Gerech- 
ligkeiten, welche die Eigenſchaft unbeweglicher Sachen haben, ingleichen von ver⸗ 
liehenem und von nicht verliehenem Berg- und ann werden die 
Kaufgelder nach den Vorſchriften vertheilt, welche bei der Vertheilung der Kauf⸗ 
gelder von Grundſtuͤcken zur Anwendung kommen (§. 384. ff.) f 
Hinſichtlich der Theilnahmerechte der Realglaͤubiger gelten die fuͤr den 

Fall des Konkurſes feſtgeſetzten Beſtimmungen (H. 63.). . f 


H. 403. 


Bei nothwendigen Subhaſtationen von Seeſchiffen und anderen zur Fracht⸗ 
ſchiffahrt beſtimmten Schiffsgefaͤßen richten ſich die Theilnahmerechte der Schiffs⸗ 
glaͤubiger an der Schiffsmaſſe nach den fuͤr den Fall des Konkurſes ertheilten 
Vorſchriften (Titel I. Abſchnitt 7.). . 

Bei der Vertheilung der Schiffsmaſſe ift nach den Beſtimmungen zu ver⸗ 
fahren, welche bei der Vertheilung der Kaufgelder von Grundſtuͤcken zur An⸗ 


\ 


— 


wendung kommen ($$. 385. ff.) 

Die auf den Schiffserwerbsurkunden nicht eingetragenen Realglaͤubiger 
ſind in dem Subhaſtationspatent zur Anmeldung ihrer Anſpruͤche aufzufordern 
und in derſelben Weiſe, wie die aus dem Hypothekenbuch nicht erſichtlichen 

Real; 
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Realglaͤubiger, zu dem Vertheilungstermin vorzuladen ($$: 385. 386.). Die auf 
jenen Urkunden eingetragenen Realglaͤubiger werden wie die in dem Hypotheken⸗ 


* 0 


buch eingetragenen Glaͤubiger behandelt. 
| F. 404. 


Die Vorſchriften des gegenwaͤrtigen Abſchnitts finden auch bei den auf 
den Antrag des Benefiziglerben eingeleiteten nothwendigen Subhaſtationen An⸗ 
wendung (F. 359.). 

Ein Gleiches gilt bei den auf den Antrag eines Miteigenthuͤmers zum 
Zweck der Auseinanderſetzung eingeleiteten nothwendigen Subhaſtationen, inſo⸗ 
fern dieſelben die Wirkungen einer nothwendigen Subhaſtation nicht blos gegen 
die Miteigenthuͤmer, ſondern auch gegen Realglaͤubiger haben. 


ö Vierter Abſchnitt. 
Von dem Aufgebote der bei der Kaufgeldervertheilung im Falle 
der nothwendigen Subhaftation gebildeten Spezialmaſſen. 


$. 405. | 


Wenn bei der im Falle der nothwendigen Subhaſtation ftattfindenden Ver⸗ 
theilung der Kaufgelder ſich Niemand mit Anſpruͤchen auf eine beſtimmte, zur 
Hebung gelangende Hypothek oder andere Realforderung gemeldet hat, oder 
wenn der Glaͤubiger ſich nicht durch Vorlegung des Hypothekendokuments le⸗ 
gitimiren kann, ſo iſt den unbekannten Intereſſenten von dem Subhaſtations⸗ 
gericht ein Kurator zu beſtellen. i 

$. 406. 


Der beſtellte Kurator muß zu ermitteln ſuchen, ob die Forderung ſchon 
getilgt iſt; er muß ſich bemuͤhen, das fehlende Hypothekendokument und den In⸗ 
haber deſſelben, oder diejenigen zu erforſchen, denen Eigenthums rechte, Pfand⸗ 
rechte oder andere Rechte an der Forderung zuſtehen. 


H. 407. 


Haben die Nachforſchungen des Kurators keinen Erfolg, ſo liegt ihm ob, 
das Aufgebot der fuͤr die Forderung angelegten Spezialmaſſe oder des auf die 
Poſt angewieſenen Kaufgelderruͤckſtandes bei dem Gericht nachzuſuchen. 

Der Kurator hat die Verſicherung abzugeben, daß er ſich nach beſtem Wiſſen 
und mit ſorgfaͤltiger Benutzung der von den Intereſſenten ihm an die Hand 
gegebenen Mittel bemuͤht habe, das fehlende Hypothekendokument und den In⸗ 
haber deſſelben, oder diejenigen zu erforſchen, denen Rechte an der Forderung 


zustehen. $. 408. 


Eines Diligenzeides bedarf es in dem Falle nicht, wenn ſich Niemand 
zu der Poſt gemeldet hat. 

Wenn dagegen der eingetragene Glaͤubiger oder deſſen Rechtsnachfolger 
ſich gemeldet hat und nur das Dokument nicht beſchaffen kann, ſo muß der⸗ 
ſelbe einen Eid dahin leiſten: 

(Nr. 4227.) daß 


em. 
daß er das Dokument nicht felbft beſitze, daß ihm Fein Anderer bekannt 


ſei, der es beſitze, noch ein Ort, an dem es ſich befinden moͤge, und daß 
er daſſelbe auch nicht zur Gefaͤhrdung fremder Rechte abhanden gebracht 


habe. 
Behauptet der Glaͤubiger die erfolgte Vernichtung des Dokuments, ſo 
muß er den Eid dahin leiſten: ö 
daß und in welcher Art das Dokument vernichtet worden ſei. 
H. 409. 


Bei dem Aufgebote (F. 407.) ergeht die öffentliche Aufforderung, daß 
alle diejenigen, welche an die Spezialmaſſe oder an den Kaufgelderruͤckſtand 


Anſpruͤche als Eigenthuͤmer, Erben, Ceſſionarien, Pfandinhaber oder aus einem 


anderen Grunde geltend machen wollen, ihre Anſpruͤche in einem vor einem 
Kommiſſar des Gerichts anzuberaumenden Termine, bei Vermeidung der Aus⸗ 
ſchließung, ſchriftlich oder zu Protokoll bei dem Gericht anzumelden haben. 
In der oͤffentlichen Aufforderung iſt die Forderung, auf welche das Auf⸗ 
gebot ſich bezieht, durch Benennung des aus dem Hypothekenbuch erſichtlichen 
Glaͤubigers und Schuldners, des Betrages der Forderung und des Datums 
der Urkunde, ſowie durch Benennung des verhafteten Grundſtuͤcks zu bezeichnen. 


H. 410. 


a Die Beſtimmung der Anmeldungsfriſt und die öffentliche Bekanntmachung 

der Aufforderung ($. 409.) erfolgt nach den Vorſchriften, welche bei nothwen⸗ 

digen Subhaſtationen hinſichtlich der Anberaumung des Bietungstermins und 

der Bekanntmachung deſſelben gelten, mit der Maaßgabe, daß ſtatt des Grund- 

ſtuͤckswerths der Betrag der Spezialmaſſe oder des Kaufgelderruͤckſtandes zum 

Grunde gelegt wird. 8 
$. 411. 


Eine Abſchrift der Aufforderung erhalten: 

1) der im Hypothekenbuche eingetragene letzte Eigenthuͤmer der Forderung 
und die etwa mit einem Pfandrechte oder anderen Rechte an der For⸗ 
derung eingetragenen Perſonen, oder deren Rechtsnachfolger, inſofern der 
Aufenthalt dieſer Perſonen bekannt iſt; f a 

2) der Schuldner, gegen welchen die Subhaſtation ſtattgefunden hat; 
3) die bei der Kaufgeldervertheilung nicht vollſtaͤndig oder uͤberhaupt nicht 
zur Hebung gekommenen Hypothekenglaͤubiger; 
4) der ernannte Kurator. 
„. 412. 


Nach Abhaltung des Termins iſt ein Praͤkluſionserkenntniß abzufaſſen. 

In demſelben ſind den Perſonen, welche ſich gemeldet haben, ihre Rechte vor⸗ 

zubehalten; alle unbekannten Intereſſenten ſind mit ihren Anſpruͤchen an die 

Spezialmaſſe oder den Kaufgelderruͤckſtand auszuſchließen. | 

Eine Ausfertigung des Erkenntniſſes wird dem Kurator, fowie dem 

Glaͤubiger zugeſtellt, welcher ſich bei der Kaufgeldervertheilung zu der Poſt ge- 
meldet hat. i = 2 

ine 
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Eine zweite Ausfertigung für alle übrigen Intereſſenten ift durch oͤffent⸗ 
lichen Aushang an der Gerichtsſtelle bekannt zu machen; die Inſinuation gilt 
als bewirkt, wenn die Ausfertigung vierzehn Tage lang ausgehangen hat. So⸗ 
fern die Intereſſenten ſich gemeldet haben, oder ſonſt bekannt find (H. 411.), iſt 
ihnen eine Abſchrift des Erkenntniſſes mitzutheilen. \ 3 

Gegen das Erkenntniß findet nur das Rechtsmittel der Reſtitution ſtatt. 


F. 413. 


Nach beſchrittener Rechtskraft des Praͤkluſionserkenntniſſes ſind die Per⸗ 
ſonen, welche ſich bei dem Aufgebote gemeldet haben, ſowie die uͤbrigen be⸗ 
kannten Intereſſenten vor einem Kommiſſar des Gerichts mit ihren Anſpruͤchen 
und Gegenerklaͤrungen zu hören; findet keine guͤtliche Einigung unter den In⸗ 
tereſſenten ftatt, fo hat der Kommiſſar die Sache bis zur Beweisaufnahme zu 
verhandeln. 

Demnaͤchſt erfolgt das weitere Verfahren und die Entſcheidung der 
Sache nach den fuͤr den ordentlichen Prozeß geltenden Vorſchriften. In dem 
zur Beſchlußfaſſung uͤber die Beweisaufnahme oder zur Entſcheidung der Sache 
anzuberaumenden Audienztermin konnen die Parteien oder deren Vertreter zur 
Ausführung ihrer Rechte das Wort ergreifen; die Anfuͤhrung neuer Thatſachen 
iſt nicht zulaͤſſig. 

Das Erkenntniß hat daruͤber zu entſcheiden, an wen die Spezialmaſſe 
auszuzahlen, oder wem der Kaufgelderruͤckſtand zu uͤbereignen iſt. 


$. 414. 


Wenn bei der Kaufgeldervertheilung eine Spezialmaſſe aus dem Grunde 
gebildet werden muß, weil auf der Forderung nach Ausweis des Hypotheken⸗ 
buchs Rechte haften, deren gegenwaͤrtige Inhaber unbekannt ſind, ſo wird dieſen 
unbekannten Intereſſenten ein Kurator beſtellt und mit deſſen Zuziehung die 
Vertheilung der Kaufgelder beendigt. 

Zur Ermittelung: f i 

ob der Hauptglaͤubiger ohne Zuziehung dieſer Intereſſenten, oder mit 

weſſen Zuziehung, die Spezialmaſſe oder den auf die Poſt angewieſenen 

Kaufgelderruͤckſtand zu erheben befugt ſei, i 
iſt nach den vorſtehenden Beſtimmungen ($$. 406. ff.) zu verfahren, jedoch 
mit den Modifikationen, welche die Natur des Falles nothwendig macht. 

Der Hauptglaͤubiger hat, wenn ſich die Sache durch die angeſtellten Er⸗ 
mittelungen nicht erledigt, einen Eid dahin zu leiſten: f 

daß ihm nicht bekannt ſei, daß noch irgend Jemandem auf das fragliche 

Recht ein Anſpruch zuſtehe, und daß er nichts verſchwiegen habe, was 

zur Ermittelung eines ſolchen Berechtigten fuͤhren koͤnne. 

i $. 415. 
Die gerichtlichen Koſten des Aufgebotsverfahrens, ſowie die Gebuͤhren 
und Auslagen des Kurators werden in allen Faͤllen aus der Spezialmaſſe oder 
dem Kaufgelderruͤckſtande entnommen. 0 i 
Die beſonderen Koſten, welche durch die Eroͤrterung eines unbegruͤndeten 
(Nr. 4227.) An⸗ 
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5 Anſpruchs oder Widerſpruchs erwachſen, fallen dem Intereſſenten zur Laſt, wel⸗ 
cher den Anſpruch oder Widerſpruch erhoben hat. ö 


Ä Fünfter Abſchnttt. 
Von der Vertheilung der Revenüen von Immobilien. 


F. 416. 


Wenn die Beſchlagnahme der Revenuͤen oder die Einleitung der Seque⸗ 
ſtration eines Grundſtuͤcks im Wege der Exekution ftattfindet, ſo werden die Re⸗ 
venuͤen unter die Realgläubiger nach den Grundſaͤtzen vertheilt, welche im Falle 
des Konkurſes maaßgebend find (§§. 57. bis 59.). 8 5 

Ein Gleiches gilt bei verliehenem und nicht verliehenem Berg⸗ und Huͤt⸗ 
teneigenthum, ſowie bei ſolchen Schiffsmuͤhlen und Gerechtigkeiten, welche die 
Eigenſchaft unbeweglicher Sachen haben (F. 63.). 


§. 47. | 


Nach erfolgter Beſchlagnahme der Revenuͤen oder Einleitung der Seque⸗ 
ſtration iſt ein Termin zur Regulirung der Revenuenvertheilung vor einem Kom⸗ 
miſſar des Gerichts anzuberaumen. f . 

Zu dieſem Termin ſind der Schuldner, der Extrahent und alle aus dem 
Hypothekenbuch erſichtlichen Realglaͤubiger vorzuladen, ſofern der Aufenthalt 
derſelben bekannt iſt. 5 e 5 

Die Vorladung geſchieht unter der Verwarnung, daß der Ausbleibende 
die auf Grund der vorzunehmenden Regulirung erfolgenden Zahlungen nicht an⸗ 
fechten kann. 5 TER j 

$. 418. 


In dem Termin ($. 417.) vernimmt der Kommiſſar die Intereſſenten 
uͤber die Anſpruͤche, welche an die Revenuͤen gemacht werden. 

Er entwirft, noͤthigenfalls mit Huͤlfe eines Rechnungsverſtaͤndigen, einen 
Plan zur Vertheilung der Revenuͤen; er führt darin die ſaͤmmtlichen Forderungen 
nach Maaßgabe des Hypothekenbuchs auf und berechnet für jede Forderung den 
aus den Revenuen zu berichtigenden Betrag unter Angabe des Faͤllgkeitster⸗ 
mins; er hört die Intereſſenten mit ihren Erklaͤrungen über den Plan. ! 

Entſtehen Streitigkeiten, welche nicht beigelegt werden können, ſo iſt bei 
jeder Poſt zu vermerken, wer die Richtigkeit, das Hypothekenrecht oder das Vor⸗ 
recht derſelben beſtreitet ($$. 392. 393.). 


§. 419. g ; 

Auf Grund der ſtattgefundenen Regulirung (§. 418.) hat das Gericht 
den beſtellten Adminiſtrator oder Sequeſter mit einer Zahlungsanweiſung zu ver⸗ 
ſehen. In derſelben muß der auf jede Forderung zu zahlende Betrag, der Faͤl⸗ 
ligkeitstermin, der Empfangsberechtigte und die Folgeordnung der einzelnen Zah⸗ 
luͤngen genau beſtimmt werden. . | 

Die unſtreitigen Beträge find an die Gläubiger, deren Aufenthalt be⸗ 
kannt iſt, durch den Adminiſtrator oder Sequeſter unmittelbar zu W 
Fuͤr 


Fuͤr jede zur Hebung ſtehende ſtreitige Poſt, ſowie für jede Poſt, deren 
Eigenthuͤmer der Exiſtenz oder dem Aufenthalte nach unbekannt iſt, wird die 
Zahlung zum gerichtlichen Depoſitum geleiſtet und mit dem Betrage eine Spe⸗ 
zialmaſſe angelegt. Wegen Ausſchuͤttung der angelegten Spezialmaſſen iſt nach 
den fuͤr den Fall der Kaufgeldervertheilung vorgeſchriebenen Grundſaͤtzen zu 
verfahren ($$. 394. 405. ff.). f 

§. 420, . 6 

Der nach Befriedigung der Realglaͤubiger etwa verbleibende Revenuͤen⸗ 
uͤberſchuß fließt zur Kaufgeldermaſſe, wenn die nothwendige Subhaſtation des 
Grundſtuͤcks eingeleitet worden iſt. 8 

Iſt letzteres nicht der Fall, fo wird der Revenuͤenuͤberſchuß unter die per⸗ 
ſoͤnlichen Gläubiger vertheilt, welche die Revenuͤen im Wege der Exekution in 
Beſchlag genommen haben. Wenn der Revenuͤenuͤberſchuß zur vollſtaͤndigen 
Befriedigung dieſer Glaͤubiger nicht hinreicht, ſo findet das im zweiten Abſchnitt 
des gegenwartigen Titels vorgeſchriebene Prioritaͤts verfahren ſtatt. 


Sechſter Titel. IE 


Von der gerichtlichen Zahlungsſtundung und von der Rechts⸗ 
wohlthat der Kompetenz. 


a Erſter Abſchnitt. 
Von der gerichtlichen Zahlungs ſtundung. 
= H. 421. 
Der Richter iſt befugt, gegen eine vollſtreckbare Forderung dem Schuldner 


auf deſſen Antrag Zahlungsſtundung zu bewilligen, wenn die Lage des Schuld⸗ 
ners die Stundung rechtfertigt und der Glaͤubiger nicht darunter leidet. 


. 5 F. 422. 
Der Schuldner, welcher eine gerichtliche Zahlungsſtundung in Anſpruch 


nehmen will, hat ſeinen Antrag ſpaͤteſtens vierzehn Tage nach dem Eintritt der 
Vollſtreckbarkeit der Forderung bei dem Richter erſter Inſtanz anzubringen. 
H. 423. 
Der Antrag muß enthalten: 

4) die vollſtaͤndige Angabe der Umſtaͤnde, welche den Schuldner an der ſo⸗ 
fortigen Zahlung hindern, ſowie der Umſtaͤnde, welche der Schuldner fuͤr 
die Ausſetzung der Exekutionsvollſtreckung anzufuͤhren hat; 

2) die Angabe der Mittel, aus welchen die Zahlung nach dem Ablauf der 
Stundungsfriſt geleiſtet werden kann; 5 5 

3) die Beweismittel fuͤr die Angaben des Schuldners; 8 

40 das Erbieten des Schuldners zur Sicherſtellung der Forderung des Glaͤu⸗ 
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bigers und die Angabe der Gegenſtaͤnde, mit welchen die Sicherheit bes 
ſtellt werden ſoll. yon 


Ueber den Antrag wird im ſchleunigen Prozeſſe verfahren. 5 

Es iſt ein naher Termin zur Beantwortung des Antrags und zugleich 
zur mündlichen Verhandlung der Sache anzuberaumen. 

Die Parteien haben in dieſem Termin alle Beweismittel fuͤr ihre Be⸗ 
hauptungen mit zur Stelle zu bringen, ſoweit dieſelben nicht bereits dem Gericht 
eingereicht ſind. a 

Wird die Stundung von dem Glaͤubiger verſagt, ſo iſt ſogleich in dem 
Termin zur Aufnahme des Beweiſes zu ſchreiten und uͤber den Antrag durch 
Erkenntniß zu entſcheiden. nt. 

§. 425. 


Der Richter entſcheidet nach billigem Ermeſſen unter Wuͤrdigung der 
beigebrachten Beweiſe und unter Beruͤckſichtigung der Lage beider Theile. 

Gegen das Erkenntniß iſt kein Rechtsmittel zulaͤſſig. 

Die Koſten des Verfahrens hat in jedem Falle der Schuldner zu tragen. 


§. 426. 


Die Zahlungsſtundung darf die Dauer eines Jahres, vom Eintritt der 
Vollſtreckbarkeit der Forderung an gerechnet, nicht uͤberſteigen. f 


Der Schuldner iſt verpflichtet, waͤhrend der bewilligten Zahlungsfriſt die 
Forderung des Glaͤubigers zu verzinſen. f 


$. 428. 


Verlangt der Glaͤubiger die Sicherſtellung ſeiner Forderung, ſo kann die 
Zahlungsſtundung nur gegen Gewaͤhrung einer genuͤgenden Sicherheit fuͤr Ka⸗ 
pital, Zinſen und Koſten bewilligt werden. 


$. 429, 


Als genuͤgende Sicherheit (H. 428.) iſt anzuſehen: 

1) die Sicherheit, welche durch Fauſtpfand beſtellt wird, ſofern der Betrag 
der Forderung drei Viertheile des gerichtlich abgeſchaͤtzten Werths des 
Pfandes nicht uͤberſteigt; 

2) die Sicherheit, welche auf ſtaͤdtiſche Grundſtucke innerhalb der erſten 
Haͤlfte ihres Werths, oder auf laͤndliche Grundſtuͤcke innerhalb der erſten 
zwei Drittheile ihres Werths durch Hypothekbeſtellung oder Verpfaͤndung 

von Hppothekenforderungen angewieſen wird. Der Werth iſt durch Hy⸗ 
pothe endokumente, durch Kauf-, Pacht⸗ oder Miethsvertraͤge, durch At⸗ 
teſte der landſchaftlichen, Kreis⸗ oder Orts⸗Behoͤrden, oder in einer ande⸗ 
ren glaubhaften Weiſe zu beſcheinigen. Ob dieſe Beſcheinigungen fuͤr 

genu⸗ 
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genuͤgend zu erachten ſind, oder ob eine foͤrmliche Taxe zu erfordern iſt, 

hat der Richter zu ermeſſen. 
Aktioforderungen, welche nicht oe verſichert ſind, ingleichen 
Vermoͤgensſtuͤcke, welche ſich im Auslande befinden, iſt der Glaͤubiger zur Sicher⸗ 
heit ſich anweiſen zu laſſen nicht ſchuldig. 5 


$. 430. 


So lange dem Gläubiger die erforderliche Sicherheit (§h. 428. 429.) 
nicht beftellt iſt, kann die Exekution gegen den Schuldner vollſtreckt werden. 


F. 431. 


Der Schuldner wird der bewilligten Zahlungsſtundung verluſtig, wenn 
gegen ihn auf den Antrag anderer Glaͤubiger die Exekution vollſtreckt wird. 


$. 432. 
Die Bewilligung einer Zahlungsſtundung iſt in jedem Falle unzulaͤſſig: 
1) gegen Wechſelforderungen; 5 

gegen Forderungen von Alimenten; 

3) gegen Forderungen aus unerlaubten Handlungen des Schuldners; 

4) gegen Forderungen, uͤber welche ein vollſtreckbarer Vergleich geſchloſſen 
worden iſt, ſofern der Glaͤubiger bereits in dieſem Vergleich dem Schuld⸗ 
ner eine Zahlungsfriſt bewilligt hat; 

5) gegen alle Forderungen an einen Handelsmann, Schiffsrheder oder Fa⸗ 
brikbeſitzer, wenn die Forderungen aus dem Geſchaͤftsbetriebe deſſelben 
entſpringen. 


§. 433. 
Generalmoratorien koͤnnen nicht bewilligt werden. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von der Rechtswohlthat der Kompetenz. 


F. 434. 

Fortlaufende Einkuͤnfte, welche ein Schuldner nicht durch laftigen Ber: 
trag erworben hat, fondern aus Stiftungen oder fonft durch die Fuͤrſorge und 
Freigebigkeit eines Dritten bezieht, unterliegen der Beſchlagnahme behufs der 
Befriedigung der Gläubiger nur mit der Maaßgabe, daß dem Schuldner da⸗ 
von der nothduͤrftige Unterhalt fuͤr ſich, feine Ehefrau und feine noch unver⸗ 
ſorgten Kinder (Kompetenz) belaſſen werden muß, wenn er nicht im Stande 
iſt, dieſen Unterhalt auf eine ſeinen Verhaͤltniſſen angemeſſene Art ſelbſt zu 
erwerben. a 

$. 435. 


Die nachbezeichneten Glaͤubiger ſind verpflichtet, ihrem Schuldner, ohne 
(Nr. 4227.) 57 * Unter⸗ 


Unterſchied des Gegenſtandes der Exekutionsvollſtreckung, eine Kompetenz zu 
bewilligen: i 
10 5 des Schuldners in aufſteigender und abſteigender Linie; 

H vollbuͤrtige und halbbuͤrtige Geſchwiſter des Schuldners; 
3) der Ehegatte des Schuldners waͤhrend der Ehe. 

Dieſe Verpflichtung faͤllt jedoch weg, wenn es im Falle der Bewilligung 
der Kompetenz dem Gläubiger ſelbſt an dem noͤthigen Unterhalte fehlen würde, 
oder wenn der Schuldner im Stande iſt, ſeinen Unterhalt auf eine ſeinen Ver⸗ 
haͤltniſſen angemeſſene Art ſelbſt zu erwerben. 


$. 436. 
Ueber die Bewilligung der Kompetenz und den Betrag derſelben ent⸗ 
ſcheidet das Gericht auf den Antrag des Schuldners nach billigem Ermeſſen. 
Die Entſcheidung erfolgt im ſchleunigen Prozeſſe. . 
Es finden nur die Rechtsmittel der Appellation und der Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde ſtatt. Die Rechtsmittel haben keine aufſchiebende Wirkung. 5 


$. 437. 


Die Gläubiger koͤnnen auf gaͤnzliche oder theilweiſe Entziehung der Rom: 
petenz anfragen, wenn der Schuldner zu befferen Vermoͤgensumſtaͤnden gelangt. 
f Das Verfahren hieruͤber richtet ſich nach den fuͤr die Bewilligung der 
Kompetenz ertheilten Vorſchriften ($. 436.). 


F. 438. ner 


In Anſehung der Kompetenz, welche dem Beſitzer eines Lehns aus den 
Einkuͤnften deſſelben gebuͤhrt, kommen die daruͤber beſtehenden beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen zur Anwendung. l 

H. 439. 


Durch die Beſtimmungen des gegenwärtigen Abſchnitts wird in den be⸗ 
ſonderen Vorſchriften über die Zulaͤſſigkeit und den Umfang der Beſchlag— 
nahme von Beſoldungen, Dienſtemolumenten, Wartegeldern und Penſionen 
nichts geaͤndert. 5 

Schlußbeſtimmung 
H. 440. 5 

Das gegenwaͤrtige Geſetz erlangt fuͤr die verſchiedenen Landestheile mit 
dem Zeitpunkte Geſetzeskraft, fuͤr welchen daſſelbe durch beſondere Geſetze ein⸗ 
gefuͤhrt wird. 


Ta rif 


Tarif 
Beſtimmung der Belohnung und Entſchädigung des Verwalters 
der Konkursmaſſe, ſowie der Entſchädigung der Mitglieder 
des Verwaltungsraths. 


H. 1. 


Dim einſtweiligen Verwalter der Maſſe ſind fuͤr ſeine geſammte Geſchaͤfts⸗ 

fuͤhrung, einſchließlich der Prozeßfuͤhrung und Ausmittelung der Paſſivmaſſe, 
als Belohnung zuzubilligen: * f 

4) 2 dem Betrage der Konkursmaſſe bis 1000 Rthlr. einſchließlich 2 bis 
rozent; f 

2) von dem Betrage der Maſſe über 1000 Rthlr. bis 5000 Rthlr. ein⸗ 

ſchließlich 1 bis 3 Prozent; 
3) von dem Betrage der Maſſe, welcher 5000 Rthlr. uͤberſteigt, 2 Prozent. 


H. 2. ö 
Der definitive Verwalter erhaͤlt die Belohnung fuͤr ſeine geſammte Ge⸗ 
ſchaͤftsfuͤhrung ebenfalls nach den vorſtehend beſtimmten Saͤtzen. 


F. 3. 

Bei der Ausmittelung des Betrages der Maſſe werden diejenigen Gegen⸗ 
ſtaͤnde, welche bereits veraͤußert oder eingezogen ſind, nach dem Betrage des 
Erloͤſes, die noch unveraͤußerten Gegenſtaͤnde nach dem Betrage des Taxwer⸗ 
thes berechnet. Von den vorhandenen Aktivforderungen kommen Kreditpapiere, 
Fonds und Effekten zu dem Tageskurſe, andere Außenſtaͤnde zu dem Nominal⸗ 
werthe in Anſatz; uneinziehbare Forderungen werden außer Berechnung gelaſſen. 


H. 4. 
Die zur Konkursmaſſe gehörigen Immobilien bleiben bei der Beſtimmung 
der Belohnung des Verwalters außer Betracht. 
Fuͤhrt derſelbe die Verwaltung ſolcher Immobilien, ſo erhaͤlt er dafuͤr 
die taxmaͤßigen Gebuͤhren der Sequeſter und Adminiſtratoren. 


§. 5. 

Bei der Feſtſetzung der Belohnung des Verwalters hat das Gericht nach 
billigem Ermeſſen zu verfahren und hauptfächlich auf den Umfang der Geſchaͤfts⸗ 
führung, die Schwierigkeiten derſelben, die bewieſene Thaͤtigkeit und Umſicht, 
ſowie auf den Betrag der der Maſſe verurſachten anderweiten Koſten Ruͤckſicht 
zu nehmen. 

Gr. 42270 Das 
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Das Gericht iſt auch ermaͤchtigt, den nach den Prozentſaͤtzen (H. 1.) be⸗ 


meſſenen Betrag der Belohnung im Falle außerordentlicher Muͤhwaltungen des 
Verwalters zu erhoͤhen, oder in geeigneten Faͤllen zu ermaͤßigen. 


H. 6. 

Scheidet der Verwalter vor der Beendigung ſeiner Amtsverrichtungen 
aus, 10 hat er nur einen ſeinen Leiſtungen entſprechenden Theil der Belohnung 
zu fordern. 

Daſſelbe gilt von dem eintretenden Erſatzmann. 


* H. 75 

Auf die dem Verwalter gebuͤhrende Belohnung koͤnnen Abſchlagszahlun⸗ 
gen bei den ſtattfindenden Maſſevertheilungen oder zu einer anderen geeigneten 
Zeit auf Verfuͤgung des Gerichts geleiſtet werden. 

0 8, 

Hat der Verwalter bei der Prozeßfuͤhrung und Ausmittelung der Maſſe 
eines Rechtsbeiſtandes ſich bedient oder einen Bevollmaͤchtigten beſtellt, ſo wer⸗ 
den ihm nur die dadurch erwachſenen Auslagen beſonders verguͤtet. 

Die uͤbrigen nothwendigen baaren Auslagen des Verwalters werden eben⸗ 
falls aus der Maſſe beſonders erſtattet. i 

x ER. | 

Wenn der Verwalter oder die Mitglieder des Verwaltungsraths zum 
Zweck ihrer Amtsverrichtungen Reiſen zu unternehmen haben, ſo koͤnnen ſie da⸗ 
fuͤr die den Sachverſtaͤndigen im Prozeſſe gebuͤhrende Entſchaͤdigung fordern. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 8. Mai 1855. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
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